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Die  Sluhlsverfassung  im  Szeklerlandc  und  aiiü  dem  Königsboden 
bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts. 


Die  in  unmittelbarer  Nähe  von  einander  im  Szeklerlando  und  auf 
dem  Köniu;sboden  seit  alters  bestehende  Organisation  der  Stühle  legt 
mir  den  Gedanken  einer  Vergleichung  umso  näher,  als  zwischen  diesen 
Institutionen  beider  Gebiete  zweifellose  Ähnlichkeiten  besteben,  aus  denen 
man  auf  eine  gegenseitige  Beeinflussung  oder  gar  Abhängigkeit  ihrer  Ent- 
wicklung und  ihres  Rechtskreises  schliessen  könnte  Die  folgenden  Aus- 
führungen haben  nun  den  Zweck,  das  Wesen  der  Stuhlseinrichtung  auf 
beiden  Gebieten  festzustellen  und  deren  Ähnlichkeiten  und  unterschei- 
denden Merkmale  hervorzuheben. 

Den  Wert  einer  solchen  Vergleichung  —  glaube  ich  —  worden 
die  folgenden  Ausfüiirungen  dartun,  denn  an  mehr  als  einem  Punkte 
wird  die  Parallele  oder  Gegenüberstellung  dieser  Institutionen  des  Szekler- 
landes  und  Sachsenbodons  sich  für  ein  tieferes  Verständnis  als  förderlich 
erweisen.  Trotz  aller  Ähnlit-iikeiten  ghiube  ich  jedoch  l)ehauj)ten  zu  müssen, 
dass  wir  es  hier  mit  zwei  parallelen  Entwicklungen  zu  tun  haben,  die 
sich  unabhängig  von  einander  und  —  infolge  der  Verschiedenartigkeit 
der  Grundrechte  —  ihrem  Wesen  nach  doch  in  vorschicdcnor  Form  voll- 
zogen haben. 

Hei  der  Ausführurig  habe  ich  die  Szekler  Einrichtungen  fast  immer 
vorangestellt,  weil  mir  die  Anschauungen  darüber  als  wesentlich  gefestigter 
erscheinen  als  die  bezüglich  der  sächsischen  Stühle,  zumal  wir  hinsichtlich 
dieser  eine  grundlegende  Behandlung  mit  Benützung  des  ganzen  uns  zur 
Verfügung  stehenden  ge<lruckten  Quellenmateriales  noch  immer  entbehren 
und  da  bis  jetzt  nur  vereinzelte  und  wenig  erschöpfende  Versuche  zur 
Lösung  aller  der  hierüber  schwebenden  Fragen  gemacht  worden  rund. 

Es  liegt  nicht  in  meiner  Absicht  eine  lückenlose  Entwicklungs- 
geschichte   der    Stuhlsorganisation    des  Königsbodens    bis   zu   dem    oben 
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angegebenen  Zeitpunkt  zu  geben,  doch  habe  ich  mich  bemüht,  das  im 
ürkundenbuche  enthaltene  Material  möglichst  vollständig  auszunützen. 
Dem  Charakter  dieser  Darstellung  entsprechend  habe  ich  oft  die  Aus- 
einandersetzung mit  bereits  gemachten  Ausführungen  vermeiden  müssen, 
so  wünschenswert  sie  mir  auch  stellenweise  schienen. 

Da  bei  der  Behandlung  dieser  Fragen  sich  mir  das  Aufhören 
des  ürkundenbuches  mit  dem  Jahre  1415  besonders  unangenehm 
fühlbar  gemacht  hat,  so  muss  ich  hier  auch  meinem  dringenden  Ver- 
langen nach  dem  Erscheinen  der  folgenden  Bände  Ausdruck  geben, 
denn  nur  wenn  wir  das  Material  vollständig  und  kritisch  gesichtet  mindestens 
bis  zum  Jahre  1526  beisammen  haben,  kann  man  mit  der  Hoffnung  auf 
bleibenden  "Wert  der  gemachten  Ausführungen  an  die  Lösung  der  zahl- 
reichen auf  dem  Gebiete  der  Rechtsgeschichte  auftauchenden  Fragen 
gehen.  So  möge  denn  diese  knappe  Darstellung  auch  als  ein  Versuch  zur 
Lösung  wenigstens  einiger  Fragen  angesehen  werden. 

Über  die  Entstellung  der  Stühle. 

Sowohl  auf  dem  Gebiete  der  7  Stühle,  als  auch  im  Szeklerlande 
stellen  uns  die  ersten  urkundlichen  Nachrichten  den  Bestand  der  Stühle 
als  eine  vollendete  Tatsache  hin.  Aus  dem  13.  Jahrhundert  ist  uns  nur 
der  Kezdier,  Telegder  und  Aranyoser  Stuhl  urkundlich  bezeugt,  und  zwar 
auch  nur  in  der  Form  »Szekler  von  Kezdy«,  »die  Gesamtheit  der  Szekler 
von  Telegd«,  »die  Szekler  im  Lande  am  Aranyos«.')  Im  nächsten  Jahr- 
hundert finden  wir  zunächst  ebenfalls  nur  spärliche  Nachrichten  von 
ihnen,  und  erst  seit  der  Regierung  Sigismunds  treten  die  Stühle  recht 
häufig  auf.  Von  7  Szeklerstühlen  spricht  zum  ersten  Male  Papst  Eugen 
IV.  im  Jahre  1444  ^)  und  dann  im  folgenden  Jahrhundert  mehrere 
Urkunden.^)  Als  die  7  ursprünglichen  Stühle  müssen  wir  den  Stuhl  Sepsi, 
Kezdi,  Orbai,  Udvarhely  (bis  ins  14.  Jahrhundert  Telegd  genannt),  Maros, 
Csik-Gyergyö  und  Aranyos  ansehen;  der  letztere  ist  erst  um  1270  ent- 
standen, durch  eine  Ansiedlung  von  Szeklern  aus  Kezdi  auf  dem  Thordaer 
Burggebiet.  Für  die  Abgrenzung  dieser  Stühle  scheinen  geographische 
Ursachen  mitbestimmend  gewesen  zu  sein,  wenigstens  Hessen  sich  diese 
für  die  Entstehung  der  Stühle  Maros,  Csik-Gyergyö,  Udvarhely  und 
natürlich  auch  Aranyos  anführen,  dagegen  kaum  bei  den  Stühlen  Kezdi, 
Sepsi,  Orbai,  der  späteren  Häromsz6k.  Die  geographischen  Verhältnisse 
genügen  jedoch  zur  Begründung  der  Stuhlsabgrenzungen  nicht,  es  scheint 
als  ob   der  Gang   der   Besiedlung    hiebei   auch    mitbestimmend  gewesen 


•)  Szekely  Okleveltär  I,  p.  18,   22,   26,   35  usw.;  III,  Nr.  410;  nähere  Angaben 
siehe  C(^nert  J.:  A  szekelyek  inteznienyei  a  legregibb  idöktöl  az  15G2.  atalakuläsig,  p.  IG  f. 
^)  Sz.  O.  I,  Nr.  123. 

.    »)  Sz    ü.  II,  p.  81  und  iill. 
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sei.')  Möglicherweise  hat  auch  eine  Differenzierunj;  stattj,'efiinden,  wie  sie 
bei  der  Entstehung  der  Filialstühlo  erwiesene  Tatsache  ist.  Zu  den  durch 
Absonderung  entstandenen  Filialstühlon  zahlen  wir  den  Mikiosvarer, 
Käszoner,  Bardöczer  und  Kereszturer;  die  3  ersten  verdanken  ihre  Ent- 
stehung königlichen  Privilegien;  sie  tinden  ihre  Begründung  zum  Teil  in 
der  geographischen  Lage.  Durch  ein  Privilegium  des  Woiwoden  Stibor 
wurden  mehrere  Dörfer,  die  vom  Sepsier  Stuhle  durch  die  Auslaufer 
der  Hargitta  geschieden  sind,  als  selbständiger  Gerichtsstuhl  vom  Sepsier 
Stuhl  abgezweigt  und  haben  sich  in  dieser  Selbständigkeit  trotz  mannig- 
facher Angriffe  seitens  der  Sepsier  behauptet. ^j  Der  Käszoner  Filialstuhl, 
umfassend  5  kleine  Dörfchen  am  KAszonbach,  verdankt  seine  Selbst- 
ständigkeit in  jurisdiktioneller  und  auch  militärischer  Hinsicht  dem  König 
Sigismund;  er  wurde  aber  vom  Csiker  Stuhl  nuth  lange  in  der  Aus- 
übung seiner  Rechte  gehindert.  Über  die  Zeit  der  Abgliederung  eines 
selbständigen  Kereszturer  Gerichtsstuhles  vom  üdvarhelyer  lässt  sich 
nichts  genaues  sagen  ;  1477  ist  der  selbständige  Gerichtsstuhl  konstituiert 
und  ist  auch  dauernd  bestehen  geblieben,  mit  einem  selbständigen  Unter- 
richter und  Geschworenenkörper  an  der  "Spitze.^)  Der  Bardöczer  Filial- 
stuhl bestand  erst  seit  dem  Beginn  des  17.  Jahrhunderts;  die  allerdings 
spärlichen  Daten  aus  der  ersten  Zeit  seines  Bestandes  lassen  vermuten, 
dass  die  Abscheidung  mehrerer  zum  Flussgebiet  des  Alt  gehörenden 
Dörfer  des  Üdvarhelyer  Stuhles  auf  von  den  Üdvarhelyer  Stuhlsbeamten 
in  diesem  Gebiete  abgesondert  gehaltene  Gerichtssitzungen  zurückzuführen 
ist;  die  Verleihung  des  Wahlrechtes  eines  eigenen  Unterkönigsrichters 
durch  Räkoczy  I.  im  Jahre  1735  hat  den  Stuhl  als  selbständigen  Gerichts- 
stuhl konstituiert.^)  Dazu  schied  sich  der  Stuhl  Csik-Cyergyö  schon  seit 
langer  Zeit  in  2  Gerichtsstühle  mit  —  allerdings  nur  aus  viel  späterer  Zeit 
urkundlich  beglaubigten  —  verschiedenen  Unterrichtern  an  der  Spitze, 
und  im  17.  Jahrhundert  teilte  sich  die  Csik  noch  in  zwei  Jurisdiktions- 
kreise, die  Fcl-  und  Alcsik,  mit  gleichem  selbständigem  Beamtenkörper,^) 


')  Diese  Einflüsse  sind  für  uns  jedoch  nicht  erkennbar,  und  zwar  um  so  weniger, 
da  die  Besiedlung  des  Szeklerlandes  für  uns  trotz  aller  Bemühungen  in  ein  undurch- 
dringliches Dunkel  gehüllt  ist.  das  vielleicht  nur  die  Dialekt-  und  die  .•\grarforschung 
einigermassen  aufhellen  könnten  Die  Ausführungen  Kaniesonyis  in  »A  szekelyek  eredete 
es  Erdelybe  valö  települese«,  Budapest  1905,  herausgegeben  von  der  ungarischen  Akademie 
dor  Wissenschaften,  sind  zwar  geeignet,  die  Auffassung,  dass  dieSzekler  königliche  Siedler 
seien  zu  festigen,  gehen  aber  bezüglich  der  Feststellung  3-er  Siedlergruppen,  (Maroser, 
Üdvarhelyer,  Iläromszeker),  nicht  über  den  IJahmen  nnt  unanfechtbaren  urkundlichen 
Zeugnis.sen  nicht  belegbarer  Vermutungen  hinüber. 

«)  Siehe  Connert:  Die  Rechte  der  Szekler  vom  .lahre  lü62  l)is  lü9l.  llormann- 
städter  Gymnasialprogramm  1902/03,  p.  5  und  A  szokelyek  intezmenyei,  p.  18  f. 

»)  Connert,  Hermannstädter  Trogramm  1902/03,  p.  (i. 

*)  ebenda,  p.  7. 

*)  ebenda,  p.  8. 
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während  in  sonstiger  Hinsicht  das  gemeinsame  Band  trotz  einiger  Sepa- 
rationsgelüste nicßt  gesprengt  werden  konnte. 

Diese  A^'orgänge  erweisen  deutlich,  dass  die  Abscheidung  und  Teilung 
grösserer  Stuhlsgebiete  in  mehrere  Geriehtsbezirke  ausser  in  dem  natür- 
lichen Verlangen  abgelegener  Stuhlsteile  nach  tätiger  Anteilnahme  an  der 
Rechtsprechung  —  wovon  sie  die  dem  Stuhlszentrum  näher  wohnenden 
Stulilsgenossen  natürlicherweise  abzuhalten  verstanden  —  vor  allem  in 
den  geographischen  Verhältnissen  ihre  Begründung  findet.  Es  ist  aber 
auch  interessant  und  beachtenswert,  dass  hier  eine  Differenzierung  ein- 
getreten ist,  während  wir  bei  den  sächsischen  Stühlen  für  die  erste  Zeit 
eher  eine  Konzentrierung  und  dann  eine  unverrückte  Stabilität  als 
Cliarakteristikum  erkennen  können. 

Über  die  Entstehung  der  Stühle  innerhalb  des  Königsbodens  sind 
Avir  auch  noch  zu  keiner  festen  Ansicht  gekommen.^)  Die  urkundliche 
Erwähnung  der  Stühle  fällt  in  eine  verhältnismässig  späte  Zeit.  1302 
urkundet  die  universitas  provincialium  sedis  Cybinii  et  ad  ipsos  pertinentes 
über  die  Pfarrerswahl  in  Kastenholz.^)  1309  nehmen  Gobelinus  und 
Nikolaus,  die  Comites  des  Hermannstädter  Stuhles,  teil  am  grossen  Zehnt- 
streit.^)  1317  lassen  die  Comites  Blafuuz  und  Henning  das  Andreanum 
durch  den  König  für  den  Hermannstädter  Stuhl  und  seine  Pertinentien 
bestätigen.*)  1336  ist  der  Herraannstädter  Stuhl  neuerdings  erwähnt.^) 
1337  sind  bei  einem  Vermögensstreit  betreffend  die  Besitzung  Weiss- 
kirch auch  Vertreter  des  Hermannstädter  Stuhles  zugegen.'')  Bei  den 
letzten  beiden  Angaben  ist  aller  Zweifel  ausgeschlossen,  dass  damit  der 
Hermannstädter  Stuhl  gemeint  ist  und  nicht  die  Provinz.^) 

Der  Bestand  des  Stuhles  Mühlbach  ist  zum  erstenmal  urkundlich 
beglaubigt  im  Jahre  1309,  indem  eine  Zuschrift  an  den  Kardinal  Gentilis 
mit  dem  »sigillum  provincialium  sedis  iudiciariae  de  Sebzs«  beglaubigt 
wird.*)    Das  Vorhandensein  eines  besondern  Stuhlssiegels  veranlasst  uns 


*)  Interessante  Aufschlüsse  scheint  uns  eine  von  Baron  G.  Bedeus  in  Aussicht 
gestellte  Arbeit  über  die  Rörnerstrassen  geben  zu  wollen,  die  eine  neue  Erklärung  für 
die  Komitatsenklaven  auf  Königsboden  geben  dürfte. 

*)  Urkundenbuch  I,  Nr.  29(3,  p.  224.  Während  hier  mit  den  sedis  Cyb.  offenbar 
der  Hermannsädter  Stuhl  gemeint  ist  und  die  pertinentes  die  andern  Stühle  betreffen,  ist 
es  zweifellos,  dass  der  1291  und  1326  erwälinte  districtus  und  1248,  1310  und  1337 
erwähnte  Comitatus  die  ganze  Provinz  umfasst.  Ukb.  I,  p.  190,  406,  77,  296,  484. 

»)  Urkundenbuch  I,  p.  249,  252. 

«)  Urkundenbuch  I,  p.  323,  Nr.  350. 

»)  Urkundenbuch  I,  p.  479,  Nr.  .027  und  p.  487,  Nr,  537  ex  1337. 

•■•)  Urkundenbuch  I,  p.  490,  Nr.  540. 

')  Dasselbe  gilt  von  Urkundenbuch  I,  p.  504,  Nr.  554  ex  1340;  p.  513,  Nr.  562 
und  563 ;  p.  522,  Nr.  571  ex  1342,  Urkundenbuch  II,  p.  81  f.,  Nr.  666  ex  1351  etc. 

«)  Irkundenbuch  I,  Nr.  314,  p.  243.  Die  von  Fr.  Toutsch  im  Archiv  XIII,  p.  165 
angezogene  Urkunde  geht  von  Magistrat  in  Mühlbach  aus  und  nicht  vom  Stuhle  und 
die  Urkundenbuch  1,  p.  227,  Nr.  298  ex  1303  erwähnten  »Decimae  sedis  Sebes«  sind  eine 
Bemerkung  aus  dem  15.  Jahrhundert. 
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die  Existenz  des  Stuhles  auch  eine  geraume  Zeit  früher  anzunehmen. 
1349  ist  der  Stuhl  auf  der  Provinzialversammlun^'  vertreten.')  Die  1366 
erwähnten  iurati  de  Sebes  sind  otTenbar  (Jeschworeno  der  Stadt  Müldl)ach.*) 
1378  ist  Andreas  von  Burgberg  Königsrichter  im  Mühlbächer,  Keuss- 
niärkter  und    Brooser  Stuhl.') 

Der  Keussmärkter  Stuhl  ist  l'.iii)  dunli  die  Grafen  von 
Gross-  und  Kleinpold  und  »die  übrigen  Provinziaien  des  Stuhlest  und 
1474  durch  Stephanus.villicus  von  Keussmarkt,')  auf  der  Provinzial  Versamm- 
lung in  Hermannstadt')  vertreten,  ein  Beweis  für  das  derzeitige  Bestehen 
des  Stuhles.  Aus  dem  Jahre  1378  kennen  wir  seinen  Königsrichter.  Von 
Hamlesch  und  seinen  Pertinentien  heisst  es  1383,  dass  es  zwischen  den 
Stühlen  Keu.ssmarkt  und  Hermannstadt  gelegen  sei.**;  1386  wird  ein  Land- 
strich Szentgyörgy  im  Reussniärkter  Stuhl  erwähnt.^) 

DerBrooser  Stuhl  tritt  uns  zum  erstenmal  1349  auf  der  Gau- 
versammlung in  Hermannstadt  entgegen,  vertreten  durch  Cumes  Sybuldus 
von  Unterbrodsdorf  und  die  Provinzialen  des  Stuhles."*)  Aus  dem  Brooser 
Stuhl  nimmt  1374  der  villicus  von  Broos  Michael  Blas  an  der  Provinzial- 
versammlung  teil.*)  1378  stand  auch  dieser  Stuhl  unter  dem  Königs- 
richter Andreas  von  Burgberg. 

Auf  der  mehrerwähnten  Provinzialversammlung  des  Jahres  1349 
ist  auch  der  Leschkircher  Stuhl  durch  Comes  Siegfried  von  Alzen, 
Comes  Nikolaus  von  Marpot  und  andere  Provinzialen  vertreten.^")  Dies  ist 
die  erste  Nachricht  von  dem  Stuhle.  In  den  Statuten  des  Hermannstädter 
Kapitels  ex  1351  wird  auch  der  Leschkircher  Stuhl  angeführt.")  1361 
wird  er  als  Alzner  Stuhl  bezeichnet;  '^l  1364  heisst  er  merkwürdigerweise 
gar  sedis  Hortobägy'')  und  1374  wiederum  sedis  de  Leschkirch.")  In 
der  aus  6  Stühlen  gewählten  Gesandtschaft  der  Hermannstädter  Provinz 
vor  dem  König  Ludwig  finden  wir  1370  auch  einen  Vertreter  des  Lesch- 
kircher Stuhles/^)  ferner  die  Vertreter  des  Hermannstädter,  Mühlbächer, 


>)  Urkundenbuch  II,  Nr.  640,  p.  üO. 

»)  Urkundenbuch  I,  p.  269,  Nr.  870. 

»)  Urkundenbuch  II,  p.  481,  Nr.  1086;  siehe  auch  p.  .')53,  Nr.  1156  und  Nr.  1033, 
p.  4.32. 

*)  Urkundenbuch  II,  Nr.  640,  p.  66. 

»)  Urkundenbuch  II,  Nr.  1035,  p.  434. 

•••)  Urkundenbuch    II,    Nr.  1177,  p.  575;    Nr.  1180,    p.  578;    Nr.  1181,    p.  57!»; 
Nr.  1182,  p,  580. 

')  Urkundenbuch  II,  p.  606,  Nr.  1209. 

•)  Urkundenbuch  II,  Nr.  640,  p.  60. 

»)  Urkundenbuch  U,  Nr.  1035,  p.  434. 
•9)  Urkundenbuch  II,  p.  60,  Nr.  (viO. 
••)  Urkundenbuch  II,  p.  83,  Nr.  666. 
•»)  Urkundenbuch  II,  p.  192,  Nr.  786. 
«»)  l'rkundenbuch  II,  p.  205,  Nr.  801. 
'♦)  Urkundenbuch  II,  p.  417,  Nr.  1023. 
»)  Urkundenbuch  II,  p.  358,' Nr.  959. 


Schenker,  Repser  und  Scliässburger  Stuhles ;  und  ebenso  haben  wir  Jakob 
von  Herraannstadt,  Emerich  von  Alzen,  Tylmann  und  Daniel  von  Selig- 
stadt, Johann  von  Mühlbach.  Nikolaus  Muser  von  Broos,  Arnold  Stein- 
hauser von  Schässburg  und  Conies  Johann  von  Pold  als  die  Vertreter 
der  Stühle,  aus  denen  sie  stammten,  anzusehen,  wobei  Tylmann  von  Selig- 
stadt und  Johann  von  Told  offenbar  Vertreter  der  Stühle  Schenk  und 
Reussmarkt  sind.*) 

Im  Jahre  1329  bezeugt  die  Schenker  Stuhlsgemeinde,  an 
ihrer  Spitze  der  Königs-  und  Provinzialrichter  Comes  Benherus  von 
Tarteln,  einen  Mühlenkauf  auf  Propstdorfer  Gebiet  u.  zw.  unter  eigenem 
Siegel.^)  Dies  ist  die  erste  urkundliche  Erwähnung  des  Stuhles.^)  1349  ist 
auf  der  GauversammUmg  in  Hermannstadt  die  universitas  provincialium 
sedis  Schenk  als  anwesend  bezeichnet.*)  In  dem  Hermannstädter  Kapitels- 
statut des  Jahres  1351  werden  auch  4  Plebane  »des  Schenker  Stuhles« 
erwähnt.*)  Und  nun  wird  der  Stuhl  oder  dessen  Vertreter  in  den  Jahren 
1359,  1363,  1364,  1374,   1379,  1381,  1382,  1389,  1390  etc.  erwähnt") 

Spärlich  sind  die  Nachrichten  über  den  Re pser  Stuhl.  1337  sind 
auch  die  Senioren  des  Stuhles  Kozd  in  Angelegenheit  der  Besitzung 
Weisskirch  auf  der  Tagfahrt  des  Adels  in  Thorda, ')  1349  die  »univer- 
sitas provincialium  sedis  Kozd«  in  Hermannstadt  auf  der  Provinzial- 
versammlung«)  und  1372  und  1374  Comes  Nikolaus  von  Reps  ebenfalls 
auf  der  Provinzialversammlung  zugegen.") 

Auf  der  genannten  Adelsversammlung  des  Jahres  1337  in  Thorda 
waren  auch  Senioren  des  Schässburger  Stuhles  anwesend*")  und 
ebenso  auf  der  Provinzialversammlung  des  Jahres  1349  Nykolaus  Sydener 
»ceterique  populi  ad  eandem  sedem  pertinentes«.*')  Nach  einer  Urkunde 
des   Jahres   1339    liegt   Weisskirch  im    Komitate   Segesvär  *^)    und  1353 


«)  Urkundenbuch  II,  p.  568,  Nr.  1172. 

»)  Urkundenbuch  I,  p.  43!,  Nr.  472. 

»)  Zwar  setzt  G.  D.  Teutsch  im  Archiv  A.  F.  I,  p.  51  mit  Berufung  auf  Quartals- 
schrift VI,  p.  248  die  erste  Erwähnung  in  das  Jahr  1302,  doch  ist  diese  Angabe  seines 
Gewährsmannes  zum  mindesten  nicht  kontrollierbar,  da  er  den  Fundort  der  Urkunde 
nicht  angibt  und  die  Urkunde  im  Urkundenbuch  von  Zimmermann  weder  zum  genannten 
Jahre    noch   in   dem   von  Ballniann   angeführten  Bestätigungsjabre  1317   zu  finden  ist. 

*)  Urkundenbuch  II,  p.  60,  Nr.  640  von  Fr.  Teutsch,  Archiv  XVII,  p.  530 
irrtunilicherwei.se  als  erste  urkundliche  Erwähnung  des  Stuhles  bezeichnet. 

*)  Urkundenbuch  II,  p.  81  und  83,  Nr.  666. 

'■)  Urkundenbuch  II,  p.  170,  Nr.  755;  p.  205,  Nr.  801;  p.  214,  Nr.  811;  p.  433, 
Nr.  1084;  p.  511,  Nr.  1115;  p.  543,  Nr.  1146;  p.  609,  Nr.  1213;  p.  6cl7,  Nr.  1239;  p.  649, 
Nr.  1253  etc.. 

'>  Urkundenbuch  I,  p.  490,  Nr.  540. 

»)  Urkundenbuch  II,  p.  60,  Nr.  640. 

")  Urkundenbuch  11,  p.  371,  Nr.  975;  p.  432,  Nr.  1033;  p.  434,  Nr.  1035. 

«•)  Urkundenbuch  I,  p.  490,  Nr.  540. 

")  Urkundenbuch  II,  p  60,  Nr.  640. 

«»)  Urkundenbuch  I,  p.  497,  Nr.  547. 
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Retersdorf  »in  pertinentiis  sedis  de  Segesvär«.')  1349  bezeugen  die  icomites 
universitas  civiuni  ac  soniores  castri  Sches  et  ad  eos  pertinentes«  einen 
Rei'htsanspruch,^)  Die  Abgesandten  des  VMzewoywoden  und  des  Weissen- 
burger  Kapitels  halten  1363  auch  im  Schässburger  Stuhl  Nachfrage  be- 
treifend die  Angehörigkeit  des  Landstriches  Lapus.')  1371  sind  Senioren 
des  Schässburger  Stuhles  (sedis  castri  Schoks)  zugegen  bei  der  Abschliessung 
des  Kaufes  eines  I^iulstückes  durch  die  Gemeinde  Jakobsdorf.') 

In  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  ist  demnach  die  Existenz 
aller  8  Stühle  urkundlich  nachweisbar;  der  Mühlbächer  und  Hermann- 
städter tritt  uns  bereits  im  1.  Jahrzehnt  entgegen.  Da  die  Mühll)ächer 
Stuhlsgemeinde  bereits  im  Jahre  1309  und  die  Schenker  1329  ein  eignes 
Stuhlssiegel  gebrauchte,  so  müssen  wir  annehmen,  dass  sie  sich  schon 
geraume  Zeit  vorher  konstituiert  hatten  und  als  (ierichtsstühle  bereits 
öffentlich  anerkannt  waren.  Da  die  Entstehung  der  Stühle  nicht  auf 
einen  einzelnen  Kegierungsakt  des  Königs  zurückzuführen  ist  —  wenigstens 
lässt  sich  hiefür  nicht  die  leiseste  urkundliche  Andeutung  als  Zeugnis 
anführen  —  so  müssen  wir  die  Anfänge  der  Stuhlsbildung  zum  mindesten 
weit  zurück  in  das  13.  Jahrhundert  versetzen,  weil  wir  im  14.  Jahrhundert 
die  Stuhlsbildung  überall  als  eine  abgeschlossene  anzusehen  haben.  Hiebei  ist 
die  Variation  in  der  Benennung  einzelner  Stühle  (Alzener-Leschkircher  Stuhl, 
einmal  sogar  sedis  Hortobägy,Kozder-Repser  Stuhl)  nur  von  unwesentlicher 
Bedeutung;  bei  dem  erstem  handelt  es  sich  um  ein  Schwanken  in  der  Be- 
nennung nach  dem  jeweiligen  ^'orort  bzw.  Wohnort  des  Königsiichters; 
im  letzteren  verdrängt  der  Name  des  Vorortes  allmählich  den  dem 
Kozdbache  entnommenen.  Es  handelt  sich  in  beiden  Fällen  ollenbar 
nicht  um  den  Zusammenschluss  von  ehemals  getrenntem  Gebiet  zu  einem 
Stuhlsgebiet,  wie  dies  beim  Schelker  Stuhl  der  Fall  ist,  der  aus  den 
ehemals  selbständigen  Stuhlsgebieten  »Seelk  et  Sacheelk«  (Markt-  und  Klein- 
schelken)  entstand.'*) 

Unter  diesen  Umständen  ist  gar  kein  Grund  vorhanden  einen  Zu- 
sammenhang zwischen  den  durch  das  Andreanum  aufgehobenen  Comi- 
tatus  '')  und  den  spätem  Stühlen  in  Abrede  zu  stellen.^)  Fr.  Teutsch  sieht 
die  markgenossenschaftliche  Nutzung  der  Freitümer  durch  gewisse  Ge- 
meinden, die  sich  mit  der  Stuhlsgemeinde  nicht  decken,  als  Zeichen  ehe- 
maliger Zusammengehörigkeit  an   und  hält  auf  (iriind  dessen  diese  Mark- 


«)  rrkundeiibucli  II,  p.  99,  Nr.  ü8ü. 

»)  UrkunUenbuch  II,  p.  ü7,  Nr.  0.')0. 

•)  Urkundenbuch  II,  p.  205,  Nr.  801 

*)  urkundenbuch  II.  p.  433,  Nr.  1034. 

»)  Vgl.  K.  Teil:  Archiv  XXI,  p.  263  und  Urkundenbuch  1,  p.331,  Nr.854;  p  4.^)1, 
Nr.   Ht.->;  II,  p.  m,  Nr.  648. 

«)  Urkundenbuch  I,  p.  34,  Nr.  43. 

')  Verfjleiche  hiemit:  J.  K.  Schullor:  Umrisse  und  kritische  Rtudion,  llrft  II, 
p.  70  f.;  G.  I).  TfUtsch  im  ,\rchiv  A.  F.  I,  l>.  ">0  und  Fr.  Tculsch  im  Archiv  XIll,  p.  164. 


^ 
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Genossenschaften  für  »die  älteste  politische  Einteilung  des  sächsischen 
Volkes«.*)  So  haben  unter  andern  am  Praedium  Schniilenfeld  im  Schenker 
Stuhl  nur  die  Gemeinden  Grossschenk,  Mergeln  und  Schönberg  Anteil, 
während  Neustadt  für  die  Xutzniessung  eines  Teiles  desselben  Zins  zahlen 
niuss.  Die  gemeinsame  Benützung  eines  Praediums  durch  die  Gemeinden 
Kleinschelk.  Arbegen  und  Frauendorf  zeigt  ebenfalls  die  engere  Beziehung 
dieser  3  Gemeinden  zu  einander  an ;  sie  bilden  eine  Markgenossenschaft, 
und  haben  offenbar  den  in  den  Urkunden  mehrmals  genannten  Stuhl 
Kleinschelken  gebildet.^)  Das  Bestehen  solcher  Markgenossenschaften 
innerhalb  der  Stühle  schliesst  nun  den  Bestand  der  Stühle  nicht  aus. 
Solche  Markgenossensciiaften  müssen  vielmehr  in  die  Zeit  der  Besiedlung 
zurückgeführt  werden  und  könnten  einzelne  Siedlergruppen  repräsentieren. 
Es  können  nun  auch  mehrere  solcher  Siedlergruppen  zu  einem  Comitatus 
zusammengefasst  worden  sein,  ohne  dass  der  Weiterbestand  des  Anrechtes 
der  einzelnen  Gruppen  auf  solche  Prädien  zugunsten  der  gesamten 
Gemeinde  des  Comitatus  angegeben  worden  wäre.  In  der  Verfügung 
über  diese  Prädien  tritt  nur  im  Laufe  der  Zeit  allerdings  die  ganze  Stuhls- 
gemeinde an  die  Stelle  der  alten  Markgenossenschaft,  wie  wir  aus  dem 
Beschlüsse  der  Schenker  Stuhlsversammlung  über  einen  Teil  des  Schrailen- 
feldes  ersehen.^) 

Der  Bestand  selbständiger  Comitatus  vor  dem  Andreanum  ist  durch 
das  Privilegium  selbst  unzweifelhaft  erwiesen.  Daselbst  heisst  es  nun,  dass 
diese  Komitate,  ausser  dem  Hermannstädter,  vollständig  (radicitus)  auf- 
gehoben sein  sollen  und -dass  nun  das  ganze  Volk  »ein  Volk«  sein  und 
unter  einem  Richter  stehen  soll.  Demnach  ist  letzteres  früher  nicht  der  Fall 
gewesen,  sie  sind  also  nicht  unter  einem  Richter  gestanden.  Die  Richter, 
unter  denen  sie  gestanden  sind,  sind  nun  zweifellos  die  von  dem  König 
an  die  Spitze  der  Comitatus  gestellten  Bevollmächtigten,  die  nach  allge- 
meinem Rechtsbrauch  als  Comites  bezeichnet  worden  sein  mögen.  Unter 
diesen  haben  wir  nun  nicht  etwa  die  Dorfgräfen  zu  verstehen,  sondern 
die  Comites  der  Comitatus.  Solche  Comites  muss  os  gegeben  haben,  und 
zwar  waren  sie  offenbar  die  obersten  Gerichts-  und  Verwaltungbeamten 
des  Königs.  Sie  wahrten  die  Gerichtsoberhoheit  des  Königs  und  nahmen 
die  Steuerleistungen  der  Siedler  entgegen,  denn  Steuern  haben  diese 
Siedler  gezahlt  wie  alle  andern  Deutschen  in  Siebenbürgen,  ausgeqommen 
jene,  deren  Leistungen  an  den  König  in  sonstigen  Diensten  bestanden 
haben. 

Denken  wir  uns  diese  Beamten  weg,  so  fällt  die  ganze  Organisation 
in  sich  zusammen,  dann  blieben  nur  die  Dörfer  übrig  mit  ihren  Dorf- 
gräfen, und  dann  hätte  der  König  sie  auch  nicht  aufheben  können.   Der 


»)  Archiv  XVII,  p.  544  f. 

*)  ebenda,  p,  549. 

»)  Teutsch:  Arohiv  XVII,  p.  .543,  Regest  Nr.  21  und  22. 
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Vergleich  mit  dem  Szekleilande,  wo  wir,  wie  später  ersichtlich  sein  wird, 
ursprünglich  an  der  Spitze  der  Stühle  nur  Beamten  derStuldsgomeinde  haben, 
kann  liier  nicht  als  Beweis  gegen  diese  Anschauung  herangezogen  werden, 
weil  das  ganze  Szeklerhmd  allen  urkundlichen  Zeugnissen  nach  eine  ge- 
schlossene Provinz  unter  der  (iesamtieitung  eines  königlichen  Obor- 
beamten,  des  Comes  8iculorum,  bildete  und  wohl  auch  seit  jeher  gebildet 
hat.  Die  provincia  Cybiniensis  wird  dagegen  erst  durch  das  Andreamini 
aus  den  ehemaligen  Comitatus  formiert,  ist  also  eine  ganz  neue  Schöpfung. 

Die  Comitatus  des  Andreanums  sind  nun  nicht  vollständig  (radicitus) 
aufgehoben  worden,  denn  es  heisst  in  der  Urkunde  gleich  weiter,  dass 
in  ihnen  vom  Comes  Beamten  eingesetzt  und  vom  Volke  solche  gewählt 
werden  sollen.  Diese  Beamten  sind  nun  —  wie  ich  bei  der  Behandlung 
der  Königsrichter  eingehend  nachweisen  werde  —  der  vom  C(»mes,  bzw. 
dem  König,  auch  weiterhin  ernannte  Königsrichter  und  der  vom  NOIko 
gewählte  Stuhlsrichter.  Die  grundlegende  Neuerung  besteht  nun 
darin,  dass  diese  Beamten  und  somit  auch  die  Stühle  (Comitatus)  nicht 
mehr  unmittelbar  unter  dem  König,  sondern  unter  dem  Comes  der  Provinz 
stehen  sollen;  sie  war.  also  an  und  für  sich  wirklich  eine  fundamentale, 
so  dass  das  »radicitus«  von  ihr  ausgesagt  werden  konnte.  Dass  nun  der 
König  über  den  Kopf  des  Comes  hinaus,  wie  später  angeführt  werden 
wird,  zu  wiederholtenmalen  die  Besetzung  des  Königsriehteramtes  persön- 
lich vorgenommen  hat,  wird  uns  nicht  einen  Moment  irre  machen,  wenn 
wir  das  absolute  Verfügungsrecht  des  Königs  über  den  seinen  Beamten 
zustehenden  Wirkungskreis  und  das  wiederholte  Eingreifen  desselben  in 
den  Kompetenzkreis  derselben  in  Betracht  ziehen.  Ich  brauche  bloss  auf 
die  Tätigkeit  der  königlichen  Sendricliter  und  die  nicht  selten  vor- 
kommenden Bevollmächtigten  des  Königs  für  bestimmte  Agenden  und 
die  Tätigkeit  der  von  den  Beamten  eingesetzten  Vizegerentes,  die  als 
Vertreter  derselben  deren  volle  Amtsgewalt  besassen,  hinzuweisen. 

Ich  halte  also  die  Behauptung,  betreffend  die  Fortdauer  der  ehe- 
maligen Comitatus,  aufrecht  und  erkenne  diese  in  den  seit  dem  Beginne 
des  14.  Jahrhunderts  auch  urkundlich  und  dein  Xaiiien  nach  bezeugten 
Stühlen  wieder. 

Allerdings  sind  auch  noch  im  13.  Jahrliimdert  die  Stulilsgrenzen 
an  einigen  Orten  in  Bewegung.  Doch  handelt  es  sich  —  soweit  ich  sehen 
kann  —  nur  um  Gemeinden  an  der  Peripherie  der  Stühle  und  auch  hier 
nur  um  solche,  die  ehemals  den  Komitaten  angehörten  oder  später  zu 
.Komitatsboden  geworden  sind.  Es  .scheint  mir  offenkundig,  dass  wir  in 
vielen  Fällen,  wo  es  sich  um  einen  Streit  zwischen  den  Komitaten  und 
den  sieben  Stühlen  über  die  Zugehörigkeit  einzelner  Gemeinden  handelt, 
ein  agressives  Vorgehen  der  Stühle  und  nicht  des  Komitates  annehmen 
müssen.    Ich    weise  nur  auf  die  von  Schuller')  erwiesene  Einverleibung 


')  Archiv  XX.\,  p.  113  f. 
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der  Gemeinden  Grosslasslen  und  Dunnersdorf  in  den  Schässburger  Stuhl  hin, 
die  ehedem  der  Abtei  Colozsmonostor  zugehörten,  also  nicht  Stuhlsboden 
waren.  1322  bekennen  die  Adeligen,  Szekler  und  Sachsen  auf  dem  Gerichtstag 
in  Thorda  einstimmig,  dass  die  Besitzungen  Malmkrog,  Kreisch,  Peschen- 
dorf,  Felsendorf,  Xeudorf  und  Rautal  seit  Erbauung  der  Kirche  des  Heiligen 
Michael  (in  Weissenburg)  zum  Albenser  Komitat  gehört  haben.i)  Es  handelt 
sich  hiebei  offenbar  um  den  Versuch  der  Schässburger  Stuhlsgemeinde, 
diese  Gemeinden  zu  inkorporieren.  1340  halten  es  die  Besitzer  der  Gemeinden 
für  nötig,  ihr  Eigentumsrecht  und  alleiniges  Yerfügungsrecht  innerhalb 
derselben  sich  durch  die  Hermannstädter  Provinzialversammlung  bestätigen 
zu  lassen.^)  Ich  unterlasse  es,  auf  den  Kampf  zwischen  Adels-  und  Königs- 
boden weiter  einzugehen  und  begnüge  mich  mit  diesen  wenigen  Daten 
zur  Bekräftigung  meiner  Behauptung. 2)  Dieser  Kampf,  der  sich  am  Rande 
der  Stühle  abspielt,  lässt  diese  aber  bereits  als  innerlich  gefestigte,  wohl- 
organisierte Gebiete  erscheinen. 

Sowohl  auf  Szekler-  als  auf  Königsboden  lässt  sich  also  die  Existenz 
der  Stühle  urkundlich  unanfechtbar  erst  seit  dem  Ende  des  13.  bzw. 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts  nachweisen;  für  das  Szeklerland  lässt  sich 
ihr  Bestand  seit  der  Zeit  der  Besiedelung  vermuten,  für  den  Königsboden 
bestimmt  behaupten,  da  hier  die  »comitatus«  als  unmittelbare  Vorläufer 
der  »sedes«  angesehen  werden  müssen,  die  ihre  Aufgaben  fast  vollständig 
übernahmen.  Ein  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  der  Stuhlsbildung 
auf  beiden  Gebieten  ist  unerweisbar,  denn  aus  der  gleichen  Bezeichnung 
der  Stühle  als  »sedes«  allein  kann  dieser  nicht  gefolgert  werden,  denn 
der  Ausdruck  »sedis«  bedeutet  so  viel  als  »sedis  iudiciaria«,  Gerichts- 
stuhl, worin  der  Hauptcharakter  der  Stühle  seinen  Ausdruck  findet.  Die 
Stühle  waren  eben  in  erster  Reihe  »Gerichtsbezirke«.  Der  Nam.e  »sedis« 
kommt  für  beide  Gebiete  übrigens  nur  seit  Beginn  des  14.  Jahrhunderts 
in  Anwendung,  was  z.  B.  das  Siculi  de  Kyzdy,  de  Telegd  de  iuxta  Aranyos 
aus  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  erweist.  Auf  Königsboden  wird  die 
Bezeichnung  »comitatus«  des  13.  Jahrhunderts  zu  Beginn  des  14.  durch 
»sedis«  abgelöst.  Eine  Reminiszenz  aus  früherer  Zeit  ist  z.  B.  auch  das 
»comitatus  Segesvär«  aus  dem  Jahre  1339.  So  wird  auch  der  Bistritzer 
Distrikt  1310  und  1311,  der  Kronstädter  1355  und  1362  »comitatus« 
genannt,  während  daneben  vorher  und  in  der  gleichen  Zeit  »sedis«  »districtus« 
und  »provincia«  und  später  ausschliesslich  die  letzten  beiden  Bezeichnungen 
gebraucht  werden.^) 


»)  Urkundenbuch  I,  p.  361,  Nr,  390. 

')  Urkundenbuch  I,  p.  .ö04,  Nr.  554. 

»)  Vgl.  auch  Urkundenbuch  I,  p.  178,  189.  406,  441,  471,  473,  .512;  II,  p.  78, 
170,  318;  III,  p.  584  etc. 

*)  Urkundenbuch  I,  p  157,  296,  299,  438,  460,  511;  4.50;  II.  p.  280,  281.  285; 
110,  191,  279,  307,  597,  6.S3,  212,  497,  533,  7i);  III,  p.  348,  351,  .521,  527  etc.;  14, 
97,  133  etc. 
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Der  Stiihlsliauptinaiiii.  Stuhlsriclitcr  iiiul  Köiiigsrichtcr 

der  Szcklci*. 

Der  Beamtenkörper  der  Szeklerstühle  l)estan{l  ursprünglich  aus  dem 
Stulilsliiuiptniann  und  dem  Stuhlsriclitor ;  erst  spiiter  knni  (Um- Könifjsrioliter 
hinzu,  der  den  Stiddsrirhter  schliesslich  ganz  verdrängte ;  ihnen  standen 
die  Senioren  zur  Seite,  die  später  eine  geschlossene  Körperschaft  von 
zwölf  Geschworenen  bildeten. 

Dem  mehr  kriegerischen  Charakter  ilcr  S/.ekler  gemäss,  deren 
ursprüngliche  Leistungen  an  den  Staat  fast  ausschliesslich  im  Dienst 
im  Felde  bestand,  war  das  Haupt  des  Stuhles  der  Hauptmann 
(maior  exercitus,  capitaneus  exercitus,  primipilus  seu  capitaneus,  ductor, 
capitaneus  supremus,  kapitäny,  fökapitäny  etc.)  ')  In  allen  diesen  J^e- 
nennungen  kommt  sein  militärischer  Charakter  zum  Ausdruck  Da  er  in' 
Urkunden  stets  an  erster  Stelle  genannt  wird,  müssen  wir  ihn  als  (»bersten 
Stuhlsbeamten  bezeichnen.  Seine  militärischen  Aufgaben  bestanden  in 
der  Musterung  der  Waffenfähigen  im  Frieden  und  deren  Eintragung  in 
die  Musterungslisten ;  durch  König  Matthias  wird  ihnen  dieses  ausdrücklich 
anbefohlen.-)  Ihm  standen  Unterkommandanten  zur  Seite,  die  ihn  im 
Felde  unterstützten.  Er  führte  tias  Stuhlsaufgebot  ins  Feld  und  war  sein 
oberster  Kommandant;  er  ordnete  auf  Befehl  des  Comes  die  Insurrektion 
an  oder  im  Falle  drängender  Kriegsnot  aus  eigener  Machtvollkommenheit. 
Die  Filialstühle  waren  dem  Hauptmanne  des  Hauptstuhles  unterordnet; 
nur  dem  Käszoner  Stuhl  war  die  Wahl  eines  eigenen  Hauptmannes  durch 
königliches  Privilegium  zugestanden.^) 

Dem  allgemeinen  Charakter  damaligen  Beamtentunies  gemäss,  der 
sich  in  der  Vereinigung  militärischer  und  ziviler  Aufgaben  zu  erkennen 
gibt,  versah  auch  der  Szekler  Stuhlshauptmann  nicht  nur  nulitärische 
Agenden,  sondern  er  nahm  auch  an  der  Rechtsprechung  und  der  Ver- 
waltung hervorragenden  Anteil. 

1324  legen  die  Csiker  Szokicr,  an  ihrer  Spitze  ihr  Hauptmann, 
Verwahrung  ein  gegen  die  Einführung  der  Nachkommen  Apors  in  den 
Besitz  der  Possessionen  »Lokkazun«^)  1409  ist  der  Primipilus  des  Maroser 
Stuhles  auf  dem  Gerichtstag  in  Marosväsärhely  zugleich  mit  dem  Stuhls- 
richter anwesend.')  Im  selben  Jahre  berichtet  der  gewesene  Prinupil  des 
genannten  Stuhles,  dass  er  in  Gegenwart  des  iudex  terrestris  eine  Ein- 
führung in  einen  Besitz  »nach  Szekler  Recht  uml   Brauch«  vorgenommen 


')  Sz.  (».  I,  |).  42,  169,  177;  16;-5,  188.  195;  102,  2U5 ;  i:jy,  2«(j,  31ü;  II,  p.  41, 
140,  III,  j).  7Ü,  27,  31  etc. 

»)  Sz.  0    I,  p.  198,  .Vrt.  10. 

*)  Die  nähern  .\ngaben  :  .siehe  Cunnert:  \  sz6kelyek  inlrzint-nyi-i,  p.  83  f.  und 
Ilerniannstädter  rrogranini   1902/03,  p.  14  f. 

«)  Sz.  0.  I,  p.  42,  Nr.  31. 

»)  Sz  U.  III,  p.  28,  Nr.  429. 
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habe.^)  Der  hierauf  bezügliche  Rechtsfall  war  im  Vorjahre  von  ihm  und 
dem  principalis  iudex  des  Stuhles  und  9  Senioren  auf  dem  Gerichtstage 
des  Stuhles  entschieden  worden. ^j  1470  beauftragt  der  Yizecomes  der 
Szekler  seine  beiden  Vizekastellane  mit  einer  Besitzeinführung  imMaroscher 
Stuhle,  wobei  sie  im  A'erein  mit  den  Hauptleuten,  den  Stuhlsrichtern  und 
den  Senioren  des  Stuhles  vorzugehen  haben. ^)  1459  beauftragt  der  Ober- 
kapitän von  Siebenbürgen  den  Hauptmann,  den  Stuhlsrichter  und  die 
Senioren  des  Stuhles  üdvarhely  gemeinsam  mit  seinem  Vertrauensmanne 
einen  Prozess  zwischen  dem  Dorfe  Pälfalva  und  Väralya  definitiv  zu  ent- 
scheiden, doch  gelingt  es  trotz  der  Mitwirkung  der  »Hauptleute  und  Stuhls- 
richter« nicht,  die  Parteien  zum  Vergleiche  zu  bewegen.*)  Ebenso  ist 
der  Hauptmann  im  Jahre  1461  in  der  von  den  Comites  der  Szekler  ge- 
leiteten Gerichtssitzung  mitsamt  den  Stuhlsrichtern  zugegen.^)  Die  Zabolaer 
Versammlung  setzt  1466  fest,  dass  bei  der  alljährlich  stattfindenden  Wahl 
der  12  Stuhlsgeschworenen  der  Hauptmann,  der  Stuhlsrichter  und  der 
Königsrichter  zugegen  sein  sollen.  Auch  spricht  die  Versammlung 
unzweideutig  aus,  dass  die  Gerichtssitzungen  unter  Leitung  des  Haupt- 
mannes und  des  iudex  terrestris  stattfinden  sollen. <*)  1538  entscheiden 
der  Oberhauptmann  des  üdvarhelyer  Stuhles  und  3  Beisitzer  einen  Besitz- 
streit. Auch  die  »Municipalis  consuetudoSiculorum  ex  iudiciis«  ^)  lässt  den 
Hauptmann  und  Stuhlsrichter  als  einander  in  juri-sdiktioneller  Hinsicht 
nebengeordnete  Stuhlsbeamten  erscheinen. 

Nach  dem  Beschluss  der  Agyagfalvaer  Nationalversammlung  (1506) 
hatte  er  dem  Richter  bei  Vollstreckung  eines  Urteiles,  falls  dieser  dazu 
nicht  imstande  sei,  hilfreiche  Hand  zu  bieten,'^)  doch  scheint  die  Voll- 
streckung  des  Urteils   im    wesentlichen  seine  Aufgabe  gewesen  zu  sein. 

Die  Aufgabe  der  Hauptleute  und  Stuhlsrichter  in  der  Gerichtssitzung 
bestand  nach  den  Beschlüssen  derZabolaer  Versammlung:  In  dem  Zeugen- 
verhör und  der  Vorführung  der  Atteste,  also  in  der  Leitung  der  Gerichts- 
sitzung, während  die  Urteilsfindung  dem  Geschworenenkörper  über- 
lassen blieb. ^) 

Als  Teilhaber  an  der  Gerichtsbarkeit  hatte  der  Hauptmann  natürlich 
auch  Anteil  an  den  Gerichtsgefällen  und  Strafgeldern.  Sein  Anteil  ist 
ein    nach   Zeit   und  Umständen   schwankender.     Bei  Verurteilung    eines 


«.)  Sz.  0.  III,  p.  27,  Nr.  428. 

«)  Sz.  0.  III,  p.  25,  Nr.  426. 

»)  Sz.  0.  III,  p.  90,  Nr.  477. 

*)  Sz.  0.  I,  p.  177,  Nr.  40  und  p.  178,  Nr.  41. 

»)  Sz.  0.  I,  p.  188,  Nr.  157. 

")  Sz.  0.  III,  Nr.  473,  p.  83  und  84;  I,  p.  205,  x\r.  170. 

')  Sz.  0.  II,  Nr.  314,  Art.  1,  17,  76.  77,  78,  80.  81,  85. 

8)  Sz.  0.  I,  p.  316,  Nr.  226. 

")  Sz.  0.  III,  Nr.  473,  p.  84   »Capitaneorum  et  ludicum  facultates  in  fassionibus 
et  attestationibus  in  vigore  pristino  permaneant  cum  etiectu. 
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földönlakö  teilt  er  sirli  mit  dem  Köniijsrichter  und  den  Stuhlsgeschwuronen 
in  die  eine  Hälfte  der  Strafsiimme;  die  andere  verbleibt  dem  Grundherrn.') 
Bei  Verurteilung  wegen  Mord,  Kürperverletzung  und  Unzucht  gehört  ihm 
und  den  (Jeschworenen  die  eine  Hälfte,  die  andere  dem  Stuhls-  und  Königs- 
richter. Heträehtlich  bt\schränkt  wurden  diese  Einnahmen  de.s  Haupt- 
mannes durch  eine  Verordnung  des  Königs  Johann  im  Jahre  1559.^) 

Für  seine  tätige  Mithilfe  bei  der  Eintreibung  der  Ochsensteuer  bezog 
er  ebenfalls  nicht  geringe  Einkünfte.') 

Der  eigentliclie  oberste  Richter  des  Stuhles  war  jedoch  der  Stulils- 
i'ichtei',  judex  terrestris,  judex  sedis,  iudex  principalis  sedis,  supremus 
iudex,  magy.  sz6kbirö.  föbiru.M  Ich  weise  jedoch  nachdrücklich  darauf  hin, 
dass  der  Titel  bei  weitem  in  den  meisten  Fällen  Hudex  terrestris»,  oder 
tiudices  terrestres*  lautet.  Eine  Kesortteiiung  zwischen  ihm  und  dem 
Hauptmann  iässt  sich  nicht  konstatieren;  dass  sie  beide  oft  gemeinsam 
amtierten,  geht  aus  den  oben  angeführten  Fällen  unzweideutig  hervor, 
ja  von  ihm  allein  gebrachte  richterliche  Entscheidungen  kenne  ich  über- 
haupt nicht.  In  einem  einzigen  Falle  —  aus  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts —  finde  ich  die  Entgegennahme  einer  Klage  durch  den  Stuhls- 
riciiter.'^)  Doch  ist  daran  nicht  zu  zweifeln,  dass  er  auch  selbständig  vor- 
gegangen ist,  ja,  dass  er  der  eigentliche  Leiter  der  Gerichtssitzungen  war, 
wozu  vor  allem  die  öftere  Abwesenheit  des  Hauptmannes  im  Felde 
(Gelegenheit  geboten  haben  wird.  Nach  den  Zabolaer  Beschlüssen  soll  der 
Iudex  terrestris  vom  Königsrichter  dreimal  jährlich  vereidet  werden  dürfen, 
auch  darf  er  bei  seinem  Umritt  im  Stuhle  nie  mehr  als  drei  Reiter  mit 
sich  führen  und  nur  einen  Stellvertreter  ernennen,  der  das  Amt  nicht 
weiter  übertragen  darf.*^)  Dies  deutet  darauf  hin,  dass  er  als  der  eigent- 
liche Stuhlsrichter  angesehen  wird.  Der  I.,  16.,  17.,  25.,  76.,  78.,  80., 
81.  Artikel  der  municipalis  consuetudo  Iässt  den  Schluss  zu,  dass  der 
Stuhlsrichter  oder  der  Hauptmann  Vorsitzender  im  Gericht  sein  kann.^) 
An  den  Strafgeldern  und  sonstigen  Sportein  hatte  der  Stuhlsrichter  auch 
einen  Anteil,  der  jedoch  mit  dem  steigenden  Ansehen  der  Königsrichter 
immer  mehr  abnahm. 

Dass  der  Stuhlsrichter  auch  bei  rein  administrativen  Amtshandlungen 
mitwirkte,  bezeugt  seine  Mithilfe    bei  der  Eintreibung  der  Ochsensteuer. 

Beide  Beamte  waren  Organe  der  Stuhlsgemeinde;  weder  der  König 


«)  Sz.  U.  II,  p.  124,  Art.  Gl. 

*)  Sz.  0.  II,  p.  152,  Nr.  331. 

»)  Sz.  0  III,  p.  309. 

*)  Sz.  0.  I,  p.  102,  106,  121,  177,  212;  \:,'J,  Ititj  ;  II,  152;  111,  25,  177;  II,  110; 
1,  251,  270,  286  etc. 

»)  Sz.  O.  II,  p.  174,  Nr.  344. 

«)  Sz.  ().  III,  Nr.  473,  p.  84.  85. 

')  Sz.  ().  II,  Nr.  :ii4,  p.  n:>,  Art.  1  .,•«•, 
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noch  seine  Beamten  hatten  irgend  welchen  Anteil  an  ihrer  Bestellung. i) 
Die  Besetzung  der  Ämter  erfolgte  nun  nicht  durch  Wahl,  sondern  auf 
Grund  des  an  einen  bestimmten  Besitz  »löföseg«  gebundenen  Erbrechtes, 
und  zwar  wechselten  im  Maroscher  Stuhl  die  24  Sippen  (lineae)  der  6  Ge- 
schlechter (genera  oder  generationes,  magy.  nem)  jährlich  im  Amte. 
Oft  hatten  mehrere  Familien  gleichzeitig  das  Amt  inne  und  einige  dieser 
Familien  im  24  jährigen  Turnus  zu  wiederholten  malen,  was  deutlich  für 
obige  Ansicht  spricht,  die  auch  durch  ein  Zeugnis  aus  dem  16.  Jahrhun- 
dert bestätigt  wird.  Im  Käszoner  Stuhl  besetzten  sie  die  Ämter  auf 
gleiche  "Weise;  es  ist  also  anzunehmen,  dass  dies  auch  in  der  Csik-Gyergyö 
so  geschah,  denn  der  Käszoner  Stuhl  war  ja  aus  ersterm  hervorgegangen.*) 
Für  die  Giltigkeit  gleicher  Rechte  in  den  3  Stühlen  sprechen  auch  un- 
anfechtbare Zeugnisse.^)  Es  geht  hieraus  demnach  unzweideutig  hervor, 
dass  der  Hauptmann  und  der  Stuhlsrichter  in  der  für  uns  in  Betracht 
kommenden   Zeit  Stuhlsbeamte  waren  und  nicht  königliche  Beamten. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  der  sächsischen  Stühle  wollen 
wir  hier  auch  gleich  das  Wesentlichste  über  den  Köni^sricliter  »iudex 
regis«  sagen.  Die  Ereignisse  des  Jahres  1562  und  ihre  Folgen 
haben  den  Charakter  seines  Amtes  so  verschoben,  dass  nachdrücklichst 
betont  werden  muss,  dass  er  in  der  vorangehenden  Zeit  ein  Vertreter 
der  königlichen  Gewalt  war.  Die  urkundlichen  Beweise  für  die 
Existenz  dieses  Amtes  gehen  nicht  weit  zuiück,  treten  anfangs  sehr 
spärlich  auf  und  werden  erst  im  16.  Jahrhundert  zahlreicher,  ein  Beweis 
dafür,  dass  wir  es  in  diesem  Falle  nicht  mit  einer  bewussten  Neuorga- 
nisation der  Stuhlsämter  zu  tun  haben,  sondern  mit  dem  unter  der  Ein- 
wirkung königlicher  Machtfülle  sich  stets  erweiteinden  Amtsbereich  eines 
Beamten.  Für  diese  Behauptung  glaube  ich  in  den  folgenden  Ausführungen 
untrügerische  Beweise  erbringen  zu  können. 

Zum  erstenmal  begegnet  uns  ein  »judex  regalis«  in  dem  Privile- 
gialbrief  des  Königs  Sigismund,  ausgestellt  den  Walachen  von  Bereczk, 
in  welchem  er  den  genannten  Ort  von  der  Gerichtsbarkeit  des  iudex 
regalis  und  terrestris  eximiert.^)  1459  beauftragt  der  Coraes  der  Szekler 
den  »iudex  regalium«  Andreas  Pan  und  den  Hauptmann  des  Stuhles 
Udvarhely    mit    der    Vollstreckung   eines    Urteiles '^)    und    ebenso  Comes 


•)  Dies  gilt  natürlich  nur  für  die  Zeit  vor  1562,  denn  die  Ereignisse  dieses  Jahres 
bedeuteten  eine  gewaltige  Umwälzung  in  der  Szekler  Stulilsverfa-ssung,  wovon  jedoch 
hier  nicht  die  Rede  sein  soll. 

»)  Sz.  0.  I,  p.  297,  Nr.  219;  II,  ]..  78,  Nr.  240,  p.  139,  Nr.  325  und  V,  p.  66,  Nr.  937. 

')  Sz.  0.  III,  p.  85,  Nr.  473;  p.  289,  Nr.  615;  p.  294,  Nr.  617;  p.  171,  Nr.  528; 
p.  173,  Nr.  529;  p.  179,  Nr.  530.  Vgl.  die  eingehenden  Ausführungen  Connerts:  A.  szekelyek 
intezmenyei,  p.  35  f.  und  Hermannstädter  Programm  1902/3,  p.  15. 

*)  Sz.  0.  I,  p.  120,  Nr.  100. 

*)  Sz.  0.  III,  p.  72,  Nr.  463.  Die  Wortfolge  in  dem  hierauf  bezüglichen  Satz  ist 
offenbar  ganz  verkehrt. 
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Petrus  von  Skt.-Georp;en  im  Jahre  1500  den  »judex  regius«  des  Stuhles 
Maros.M  Die  Zabolaer  Versaininluii^'  verpflichtet  den  Königsrichter  der 
3  Stühle  zur  Anwesenheit  bei  der  jährlichen  Wahl  der  12  Stuhlsgeschwo- 
renen, und  gibt  ihm  das  Recht  den  Stuhlsrichter  jährlich  dreimal  rück- 
sichtlicb  der  pünktlichen  Ablieferung  der  ihm  zukommenden  (Jebühren 
und  Strafgelder 2)  zu  vereidigen;  er  hat  sich  seine  Gebühren  selbst  vom 
Gerichtsstuhle  zu  holen  und  kann,  wenn  ihm  diese  verweigert  werden, 
mit  Hilfe  des  Tartlauer  Richters  in  Tartlau  jeden  beliebigen  Szekier 
pfänden,  worauf  die  Stuhlsrichter  zur  Auslösung  des  Pfandes  verpflichtet 
sind.  Diesem  nach  scheint  der  betreffende  »iudex  regius«  damals  gar 
nicht  im  Szeklerlande  sondern  im  Hurzenlande  seine  Residenz  gehabt 
zu  haben.  Die  Funktionen  des  Königsrichters  sind  also:  Überwachung 
der  Wahl  der  Geschworenen  und  Einkassierung  der  Gebühren;  letztere 
hat  er  jedoch  von  dem  Gerichte  selbst  und  nicht  von  den  Parteien 
zu  beheben.  An  den  Gerichtssitzungen  nimmt  er  also  nicht  teil. 
Ein  Anrecht  auf  Gebühren  kann  er  jedoch  nur  als  Vertreter  des  Königs 
bzw.  des  Comes  gehabt  haben,  der  als  oberster  vom  König  ernannter 
Gerichtsherr  der  Szekier  einen  Teil  der  Strafgelder  der  Kriminalrechtsfälle 
zu  beziehen  hatte. 

Dass  die  Königsrichter  die  Geschäftsträger  des  Comes  waren,  geht 
aus  folgender  Stelle  des  Privilegiums  Wladislaw  II.  unzweideutig  hervor: 
»Die  Comites  suUen  immer  eigne  Leute  und  Bevollmächtigte  (famulos) 
in  den  einzelnen  Stühlen  halten  zur  Eintreibung  ihrer  Gerichtsgebühren« 
(pro  habendis  et  exequendis  iuribus  et  proventibus  birsagiorun) ;  ihren  Sitz 
sollen  diese  am  Stuhlsvorort  haben.  Werden  den  »vicecomites,  die 
Königsrichter  genannt  werden«  ihre  Gefälle  nicht  ausgeliefert, 
oder  wollen  sie  sich  über  deren  Inhalt  Gewissheit  verschaffen,  so 
sollen  sie  das  Recht  hal)en,  auf  die  Dörfer  hinauszugehen  und  sich  die- 
selben eintreiben,  wobei  ihnen  die  üblichen  Viktualien  geliefert  werden 
und  sie  anständige  Gastfreundschaft  geniessen  sollen.  Die  Königs  richter 
sind  also  vicecomites,  das  heisst  Bevollmächtigte  des  Comes,  die  seine 
Gefälle  einzukassieren  haben.  Allerdings  bezeichnen  die  Comites  ihre 
Vicecomites  niemals  als  iudices  regii,  doch  begegnet  uns  1469  ein  -»Vice- 
comes  sedis  Aranyos«,  also  eines  einzelnen  Stuhles  und  1500  hat  der 
»iudex  regius  sedis  Maros«  ^.  des  Vermögens  eines  wegen  Friedensbruch 
Verurteilten  für  den  Comes  zu  konfiszieren.')  Das  durch  die  National- 
versammlung in  Udvarhely  im  Jahre  1505  konstituierte  Kollegium    von 

»)  8z.  0.  III,  I».  115,  Nr  512. 

»)  Sz.  <».  III,  Nr.  47;-{,  p.  83,  si  index  rL'^iiis  volm-rit  imlicein  tt'rrostroiii  trina  vicu 
per  iiiiiii  rirculum  pro  suis  iuribus  ot  ltirsa;,'iis  a<J  prestanduin  iuranuMituin  coinpollere 
et  astritigero  potp.statt.'Ui  huliuat. 

»)  S/,.  ().  I,  Nr.  173.  p  212  uni  III.  Nr.  512,  p.  145,  sieiiH  aucU  Sz.  U.  I,  p.  291, 
Nr.  214. 
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17  Geschworenen  wird  verpflicKtet  den  Hauptleuten  und  Königs- 
richtern ihre  Gerichtsgefälle  (igazsägokat)  zu  geben.')  Die  Agyagfalvaer 
Versammlung  des  Jahres  1506  bevollmächtigt  die  Königsrichter,  den  Stuhls- 
hauptmann, falls  er  am  Sonntag  Gerichtssitzung  abhalte,  zu  bestrafen, 
ebenso  wie  dieser  das  gleiche  Recht  gegenüber  dem  Stuhlsrichter  erhält; 
der  Königsrichter  erlangt  also  eine  gewisse  Disziplinargewalt  über  die 
Stuhlsbeamten. 2)  Aus  diesen  Daten  können  wir  nun  auch  entnehmen,  dass 
das  Königsrichteramt  in  den  einzelnen  Stühlen  dauernd  eingerichtet  war, 
was  vor  der  Verfügung  des  Königs  Wladislaw  IL  wohl  kaum  der  Fall 
gewesen  ist.  Die  »Municipalis  consuetudo«  aus  dem  Jahre  1555  steht  in 
ihrem  Wesen  dem  Zabolaer  Beschluss  sehr  nahe,  indem  das  Vereidigungs- 
recht des  Königsrichters  anerkannt,  aber  auch  ausgesprochen  wird,  dass 
er  ohne  den  Richter  keine  Gerichtsgebühren  eintreiben  und  dass  er  keine 
Anwaltschaft  für  andere  vor  Gericht  übernehmen  darf. 2)  Nach  demselben 
Gesetze  hatte  der  Königsrichter  nur  Anteil  an  den  Strafgebühren  von 
Raub,  Totschlag  (orv,  v6rbirsäg)  und  Unzucht.*)  Im  übrigen  können  sie 
wie  die  Stuhlsbeamten  vor  den  Stuhl  zur  Verantwortung  gezogen  werden.^) 

In  seiner  Antwort  auf  die  Beschwerden  der  Szekler  bemerkte  der 
König  im  Jahre  1559  bezüglich  der  Königsrichter:  Aus  den  Eingaben 
ersehe  er,  dass  in  einigen  Stühlen  die  Königsrichter  weniger  geachtet 
seien  und  von  den  Gerichtsgeldern  eine  ihrer  Tätigkeit  und  ihrem  Charakter 
als  Beamten  des  Fürsten  nicht  entsprechenden  Anteil  erhielten.  In 
Zukunft  sollten  sie  eine  des  Fürsten  würdige  Achtung  geniessen. 

Dafür  sollten  sie  persönlich  oder  —  falls  sie  durch  sonstige  fürst- 
liche Aufträge  behindert  wären  —  durch  ihre  Bevollmächtigten  an  allen 
Gerichtssitzungen  teil  nehmen.  Von  den  Gerichtsgefällen  sollte  ihnen 
die  Hälfte  zufallen  bei  Diebstahl,  Tötung,  Hurerei,  Ehebruch,  Verstüm- 
melung, Meineid,  Hausfriedensbruch  und  allen  andern  Kapitalverbrechen 
und  Akten  der  Gewalt  und  allen  andern  über  1  fl.  gehenden  Ur- 
teilen und  bei  Appellationen  empfangen.'')  Hiemit  ist  die  Entwicklung 
abgeschlossen.  Die  Königsrichter  sind,  wirkliche  landesfürstliche  Beamten 
geworden ;  sie  sind  ständige  Mitvorsitzende  oder  die  eigentlichen  Vor- 
sitzenden der  Gerichtsstühle  und  nehmen  teil  an  der  Entscheidung  aller 
Zivil-  und  Kriminalrechtsfälle,  beziehen  so  viel  von  Gerichtsgeldern  als 
die  Stuhlsbeamten  zusammengenommen;  sie  lösen  den  Comes  in  seiner 
Tätigkeit  als  Richter  ab,  sie  vertreten  mit  einem  Worte  den  Landesfürsten 
gegenüber  der   autonomen  Stuhlsgemeinde.    Dass  der  Landesfürst  dieser 


«)  Sz.  0.  I,  p.  306,  Nr.  224. 

')  Sz.  0.  I,  Nr.  226.  p.  316. 

»)  Sz.  0.  II,  Nr.  314,  i).  125,  Art.  75,  76. 

*)  ebenda,  Art.  78. 

»)  ebenda,  Art.  76. 

«)  Sz.  0.  II,  p.  151,  Nr.  331. 
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mit  so  weitgehenden  Rechtsbefugnissen  ausgestatteten  Beamten  in  seinem 
Interesse  bedurfte,  hatten  die  Erfahrungen  der  zwei  letzten  Jahrzehnte 
vor  1562  gelehrt,  denn  in  dieser  Zeit  hatten  die  Szekler  einen  f^rtdanornden 
Widerstand  gegen  die  Besteuerung  geleistet.  Diesen  Widerstand  zu 
brechen,  waren  die  Königsrichter  berufen  und  auf  (irund  ihres  geographisch 
beschränkten  Arbeitsgebietes  mehr  als  <ler  Comes  imstande,  dessen  Amt 
lange  Zeit  hindurch  mit  dem  des  Wojwoden  von  Siebcnbüriron  in  einer 
Person   vereinigt  war. 

Die  Bestimmungen  des  Landtages  vom  Jahre  15G2  iiabon  zu  diesen 
Aufgaben  niciits  neues  hinzugefügt,  sondern  den  Königsrichtern  nur  die  Ab- 
haltung von  Gerichtssitzungen  von  zwei  zu  zwei  Wochen  zur  Pflicht  ge- 
macht, die  Zuziehung  der  12  Geschworenen  —  die  nun  allerdings  nur  den 
zwei  obern  Ständen  entnommen  werden  sollten  —  in  Erinnerung 
gebracht  und  durch  Ausschluss  der  Öffentlichkeit  die  Rechtsprechung  der 
Beeinflussung  von  aussen,  damit  aber  auch  der  Kontrolle  des  Volkes 
entzogen.  Damit  hört  die  Rechtsprechung  auf  Szeklerboden  auf  Angelegen- 
heit des  Volkes  zu  sein,  dessen  Eintluss  bereits  früher  durch  Er- 
richtung der  Geschworenenkörper  auf  ein  Minimum  beschränkt  worden  war. 

Aus  dem  Gesagten  geht  nun  unzweideutig  hervor,  dass  die  Königs- 
richter ursprünglich  bloss  vicegerentes  des  Comes  gewesen  sind,  dessen 
Interessen  sie  wahrzunehmen  und  den  sie  gegebenenfalls  zu  vertreten 
hatten,  und  dass  ihre  ursprüngliche  Aufgabe  fast  ausschliesslich  in  der 
Einkassierung  der  Gerichtsgefälle  des  Comes  bestanrl.  Um  die  Wende 
des  15.  Jahrhunderts  wird  ihr  Amt  ständig,  noch  aber  nehmen  sie  nicht 
tätigen  Anteil  an  der  Rechtsprechung  und  erst  im  Laufe  der  ersten 
Hälfte  und  vor  allem  in  dem  4.  und  5.  Jahrzehnt  des  16.  Jahrhunderts 
gelingt  es  ihnen,  auf  Grund  königlicher  Protektion,  an  der  Rechtsprechung 
unmittelbar  Anteil  Zugewinnen,  und  schliesslich  werden  sie  im  Jahre  1559 
zum  integrierenden  Bestandteil  des  .Stuhlsgerichtes  und  damit  des  Beamten- 
körpers des  Stuhles.  Dass  der  Königsrichter  ursprünglich  nicht  —  auch 
als  königlicher  Bevollmächtigter  nicht  —  zum  ßearatenkörper  des  Stuhles 
gehörte,  geht  unzweideutig  daraus  hervor,  dass  wir  in  den  bis  zum  Jahre 
1500  an  die  Stühle  gerichteten  und  von  den  Stühlen  ausgestellten  Ur- 
kunden nur  dreimal  seinen  Namen  finden,  während  die  eigentlichen  Stuhls- 
beamten fast  stets  nach  ihrem  Amtscharakter,  oft  aber  auch  namentlich, 
angeführt  werden. 

Stuhlsbearaten  sind  also  ursprünglich  nur  der  Hauptmann  und  der 
Stuhlsrichter,  beide  Organe  der  Stiddsgemeinde. 

Eines  eigentlichen  königlichen  Vertreters  innerhalb  der  Stühle  bedurfte 
es  ursprünglich  auch  nicht,  weil  das  Land  seit  je  unter  einem  Comes 
stand,  dessen  Gewalt  sich  über  das  ganze  Gebiet  erstreckte.  Erst  die  sich 
immer  mehr  steigernde  Arbeitslast  dos  Comes,  die  die  Arbeitskraft  eines 
einzelnen  überstieg  —  zumal  die  Cumeswürdo  sehr  häutig  mit   der   des 
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"Wojwüden  vereinigt  war  —  bewirkte  die  Entstehung  und  steigerte  die  Be- 
deutung der  Königsricliterwürde  auf  Szeklerboden.  Ganz  anders  stellt  sich 
die  Sache  auf  dem  Königsboden  dar. 

Der  Köiiig'sricliter  auf  Sachsenboden. 

Einen  Beamten  mit  wesentlich  militärischen  Funktionen  haben  die 
sächsischen  Stühle  nicht  gehabt;  wir  können  keinen  dem  »Capitaneus  sedis« 
der  Szekler  gleichstellen.  Dieser  unterschied  findet  in  den  wesentlich  ver- 
schiedenen Leistungen,  die  die  beiden  Völker  dem  Staate  darbrachten,  seine 
Erklärung.  Die  Sachsen  stellten  eben  meist  nur  eine  normierte  Anzahl 
von  wohlbewaffneten  Streitern  ins  Feld  und  zogen  nur  im  Falle  unmittel- 
barer Bedrohung  Siebenbürgens  in  grössern  Massen  in  den  Kampf;  die 
Szekler  waren  insgesamt  zu  persönlichem  Dienste  verpflichtet  und  wurden 
auch  oft  genug  dazu  aufgeboten.  Auf  dem  Königsboden  konnten  im  Falle 
einer  allgemeinen  A'olkserhebung  auch  die  sonst  mit  Zivilangelegenheiten 
beschäftigten  Beamten  des  Stuhles  die  Führung  des  Aufgebotes  übernehmen. 

An  der  Spitze  der  sächsischen  Stühle  steht  nun  —  im  Gegensatz  zum 
S/eklerlande — nicht  ein  Volks-,  sondern  ein  Königsbeamter,  der  »i  ud  ex 
reg  ins«.  Die  Entstehung  der  Königsrichterwürde  steht  zweifellos  in  un- 
mittelbarem Zyusammenhang  mit  der  Entwicklung  der  Stühle  als  Juris- 
diktions-  und  Verwaltungskreise.  Leider  gehen  nun  die  Nachrichten  über 
die  Königsrichter  noch  weniger  weit  hinauf  als  über  die  Stühle. 

Die  erste  unzweifelhafte  Nachricht  über  das  Bestehen  des  Amtes 
stammt  aus  dem  Jahre  1329:  Der  »Comes  Benherus  de  Tartlaw  iudex 
domini  regis  ac  provincialium  de  sede  Shenck«  bezeugt  mitsamt  der 
Stuhlsgemeinde  einen  Mühlenkauf. ')  Zwar  wird  1316  ein  »comes  Nycolaus 
filius  comitis  Gobiini  in  Cybinio  iudex  provincialis  pro  tempore  constitutus« 
erwähnt,  doch  scheint  es  mir  mit  Rücksicht  auf  das  »provincialis«  und 
dann  wiederum  auf  das  »constitutus«  zweifelhaft,  ob  er  als  Königsrichter 
oder  als  Stuhlsrichter   anzusehen  ist.^)     Nikolaus  scheint   mit  dem  1309 


')  ürkundenbuch  I,  p.  431,  Nr.  472. 

*)  Über  die  Bezeichnung  iudex  provincialis  als  Stuhlsnchter  und  über  die  Be- 
deutung des  ^constitutus«  folgen  weiter  unten  nähere  Ausführungen.  Zur  Aufklärung 
diene  noch,  dass  ich  in  der  folgenden  Liste  alle  unzweifelhaft  als  Königsrichter  und  als 
Stuhlsnchter  aus  dem  Urkundeubuch  1,  II,  III,  nachweisbaren  Beamten  der  7  Stühle  — 
abgesehen  vom  Hermannstädter  —  angeführt  habe.  Die  Hermannstädter  Königsrichter 
gebe  ich  hier  nur  bis  zum  Jahre  1411,  weil  die  weitere  Reihe  bei  G.  Seiwert,  Chro- 
nologische Tafel  der  Hermannstädter  Plebane,  Oberbeamten  und  Notare  im  Archiv 
XII,  p.  208  f.  fast  ununteibrouhea  bis  1499  weitergeführt  wird.  Für  die  Zeit  nach 
141.Ö  habe  ich  mich  auf  solche  den  Urkundenregosten  Seiwerts  entnommene  Daten, 
beschränkt,  die  vor  allem  für  das  Amt  des  iude.\'  terrestris  von  Bedeutung  waren. 
Eine  Fortführung  der  Beamtenreihen  sämtlicher  Stühle  bis  zum  .lahre  1500  ist  vor 
der  Drucklegung  des  Urkundenbuchs  mit  so  erheblichen  Schwierigkeiten  verbunden,  dass 
ich  es  für  geraten  halte,  diesbezüglich  mich  bis  zur  Fertigstelluug  des  Urkunden buches 
zu  gedulden.  Dort,  wo  ich  die  Angaben  Seiwerts  für  unrichtig  halte,  habe  ich  es  für 
notwendig  gehalten  die  Gründe  meiner  Emendatiou  anzuführen. 
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zusammen  mit  (loblinus  als  comes  Cibiniensis  erwähnten  identisch  zu  sein.') 
1342  werden  comes  Jacob,  comes  Mychael,  comes  Nvcolaus  >iudices  Cybi- 
nienses«  irenannt;  unter  ihnen  ist  comes  Jacob  wahrscheinlich  schon  1337 
im  Amt  gewesen. 2)  1339  ordnen  »Jacobus  Michael,  Xycolaus  et  Martinus 
comites  Cybinienses«  und  Genossen  eine  Hatterangelegenheit  zwischen 
Talmatsch  und  Schellenborg.  Da  die  drei  erstem  im  Jahre  1342  als  >iudices€ 
bezeichnet  s^ind,  so  stimme  ich  Seiwert  bei,  der  die  /.wei  ersten  als  Königs- 
richter, den  2.  als  Stuhlsrichter  und  den  3.  als  Stadthannen  bezeichnet.') 
Den  1346  erwähnten  >Comes  Martinus  de  Cyhinio  ')  halte  ich  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  er  1349  unter  den  comites  et  iudices  de  Cybinio  : 
»Mychael,  Nycolaus  et  Martinus  et  Conradus«  an  3.  Stelle  genannt  wird 
gegen  die  Annahme  Seiwerts  ^'l  für  den  Hermannstiidter  Stuhlsrichtcr  und 
nicht  für  einen  Königsrichter  dieses  Jahres.")  Falls  eine  andere  Urkunde 
dieses  Jahres')  uns  in  wörtlicher  Abschrift  vorliegt,  hat  es  im  Jahre  1349 
allerdings  drei  Königsrichter  gegeben  und  Martinus  ist  in  diesem  Jahre 
auch  Königsrichter  gewesen.  In  der  Urkunde  heisst  es  nämlich :  »Nos 
Mychael,  Nicolaus  et  Martinus  comites  ac  iudices  Cibinienses  per 
maiestatem  regiam  iudices  provincialium  constituti.«  Diesemnach  wären 
alle  drei  Königsrichter  gewesen,  doch  halte  ich  Seiwerts  Bedenken 
über  die  Echtheit  dieser  Urkunde  für  sehr  begründet.^)  1351  erwirkt 
»Comes  Mychael  de  Cybinyo«  den  Hermannstädter  Kaufleuten  vom  König 
freien  Verkehr  durch  das  Reich. 9)  Trotz  des  Fehlens  der  Bezeichnung 
»iude.x  regalis«  ist  er  doch  als  Königsrichter  anzusehen,  da  er  zwei  Jahre 
früher  als  solcher  beglaubigt  ist.  In  der  Zeit  zwischen  dem  Jahre  1350 
und  1359  nimmt  der  Comes  Conrad,  »iudex  regalis  de.Cibinio« ,  eine  Gronz- 
begehung  vor.'")  1357  sind  Martinus  und  Conradus  »comites  de  Cibinio«.^') 
1359  leitet  derselbe  »Comes  Conradus  de  Czybinio  pro  tunc  existens  iudex 
regalis«  die  Gauversammlung  der  7  Stühle,'^)  und  1361  finden  wir  den 
»Comes    Conradus«    als    Vertreter    der    7  Stühle    in   Angelegenheit    der 


»)  Urkunden  buch  I,  Nr.  314,  p.  246,  252,  253  etc.  Seiwert:  Archiv  XU,  p.  214, 
Anm.  2,  3,  4. 

»)  ürkundenbuch  I,  p.  490,  Nr.  54U  und  p.  523,  Nr.  .572. 

*)  Seiwert,  Archiv  XII,  p.  205;  siehd  seine  Begriindun;,'  p.  195  f. 

♦)  Ürkundenbuch  II,  Nr.  616,  p.  35. 

*)  Arciiiv  XII,  p.  205;  siehe  auch  Auni.  14. 

•)  Ürkundenbuch  II,  p.  60,  Nr.  640. 

')  Ürkundenbuch  III,  p.  309,  Zusatz  I  zu  Nr.  1502. 

")  Archiv  XII,  p.  223,  Anm.  27.  Vgl.  auch  III,  p.  331,  3.  Zusatz  zu  Nr.  1502: 
exhibuit  nobis  literas  quasdatn  privilegiales  iudicum  per  maiestatem  regiam  in  Cibiniu 
constitutorum  etc. 

»)  Ürkundenbuch  II,  p.  84,  Nr.  667. 

«•)  ürkundenbuch  II,  p.  73,  Nr.  656.    Mit  Rücksicht  darauf,   da.s,s  im  Jahre  1357 
neben  Conrad  auch  Martinu.s  als  Comes  von  Hermann.stadt  erwähnt  wird,  während  er 
1359  und  1362  allein  im  Amte  ist,  würde  ich  diese  Urkunde  in  das  Jahr  1359  ansetzen. 
")  Ürkundenbuch  II,  p.  144,  Nr.  727. 
'*)  ürkundenbuch  II,  p.  174,  Nr.  760. 
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Besitzung  Schlatt  vor  dem  König  in  Visegräd.^)  Es  ist  kein  Grund  vor- 
handen die  Identität  des  Martinus  des  Jahres  1B57  und  1339  anzuzweifeln, 
der  im  Laufe  der  Zeit  vom  Stadthannen  zum  Königsrichter  emporgestiegen 
ist.  iSeinen  Kollegen  des  Jahres  1357,  Conradus,  begegnen  wir  auch  bereits 
1349  —  wie  es  scheint  —  als  villicus  von  Hermannstadt.  Zwischen  1357  und 
1359  ist  Martinus  offenbar  gestorben,  denn  1359  und  1361  ist  Conradus 
alleiniger  Königsriehter.  1365  präsidieren  in  der  Versammlung  der 
7  Stühle  »comes  Andreas  de  Mulbach  regiae  maiestatis,  comes  Janus  de 
Cybinio  iudices«.^)  Entgegen  der  Auffassung  Seiwerts  *)  rauss  ich  Andreas 
von  Mühlbach  in  diesem  und  den  nächsten  Jahren,  in  denen  er  erwähnt 
wird,  als  Königsrichter  von  Hermannstadt  und  nicht  von  Mühlbach  ansehen, 
denn  im  Jahre  1366  nimmt  er  als  »iudex  Cibiniensis  in  persona  regiae 
maiestatis«  an  der  Entscheidung  des  Streites  zwischen  den  Kellingern 
und  ihren  Grafen*)  teil.  Dass  Andreas  nicht  ein  ad  hoc  vom  König 
eiTiannter  »iudex  delegatus«  gewesen  ist,  geht  daraus  hervor,  dass  er  »iudex 
Cibiniensis«  heisst  und  nicht  nur  »in  persona  regiae  maiestatis  iudex 
delegatus«.  Hiemit  würde  auch  die  Tatsache  übereinstimmen,  dass  er 
überall  dort,  wo  er  mit  einem  Kollegen  zusammen  genannt  wird,  diesem 
vorangeht. 

Der  in  dieser  Urkunde  hinter  dem  Hermannstädter  Bürgermeister 
genannte  »comes  Cunradus  Cibiniensis«  mag  wohl  der  frühere  Königsrichter 
sein,  doch  scheint  er  kaum  mehr  im  Amt  gewesen  zu  sein.  1370  erlangen 
die  comites  Laurencius  von  Rothberg,  Johann  von  Hermannstadt,  Andreas 
von  Mühlbach,  Henning  von  Schenk,  Nikolaus  von  Reps,  Heinrich  von  Alzen 
und  Jakob  von  Schässburg  vom  König  die  Freisprechung  der  7  Stühle 
von  allen  weiteren  Leistungen  an  die  von  ihnen  erbaute  Feste  Landskron.^) 
Es  ist  zu  beachten,  dass  wir  hier  die  meisten  Stühle  des  Königsbodens 
vertreten  finden,  und  dass  die  Vertreter  insgesamt  bloss  comites  genannt 
werden,  obwohl  mindestens  Andreas  und  Johann  Königsrichter  waren. 
Ebenso  sind  die  Vertreter  der  Stühle  auf  den  von  ihnen  am  12.  März  und  an 
den  folgenden  Tagen  ausgestellten  Urkunden  nicht  immer  alle  aufgenommen 
und  keiner  von  ihnen  ist  als  Königsrichter  bezeichnet;  solche  Verschieden- 
heiten malmen  zur  Vorsicht.»*)  Auf  einer  im  April  1372  ausgestellten 
Urkunde  sind  comes  Andreas  von  Mühlbach  und  Janus  von  Hermann- 
stadt als  erste  genannt  7)  und  in  einer  Urkunde  vom  1.  Dezember  1372 
sind  sie  beide  als  »iudices  regiae  maiestatis«  bezeichnet  und  neben 
ihnen  ist  noch  der  comes  Servacius,  der  Bürgermeister  und  der  villicus 


')  Urkundenbuch  II,  p.  192,  Nr.  786. 

*)  Urkundenbuch  II,  p.  228,  Nr.  830. 

')  Archiv  XII,  p.  219,  Anm.  21. 

*)  Urkundenbuch  II,  p.  269.  Nr.  870. 

0  Urkundenbuch  II,  p.  3.58,  Nr.  959. 

«)  Urkundenbuch  II,  p.  371,  Nr.  975,  p.  373,  Nr.  970,  977. 

')  Urkundeubuch  II,  p.  376,  Nr  980. 
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von  Herniannstadt  namentlich  angeführt.')  1374  übergibt  der  König  das 
Judikat  dos  Stuhles  Leschkirch  Hedrich  (Heinrich),  dem  Sohne  Heinrich.s, 
und  Salamon  de  Magyar  und  gebietet  Comes  Andreas  von  Mühlbach  und 
Johannes  dem  iudex  von  Hennannstadt  und  t ihren  Uftizialen  im  Judikat 
des  Stuhles  Leschkirch     sich  ihnen  nicht  mehr  zu  \vi<lersetzen.') 

In  demselben  Jaliro  bezeichnen  sich  unter  den  zahlreichen  auf  der 
Oauversammlung  anwesenden  comites  der  Stülile  Hermannstadt,  Schenk, 
Leschkirch.  Reps  und  den  villici  von  Reussmarkt,  Hroos  und  Schässburg 
nur  Andreas  von  Mühlbach,  Janus  von  Hermannstadt  und  Hentiing  von 
Schenk  als  >iudices  rcgiae  maiestatis«  ;^)  von  diesen  stellt  »comes  Henning 
iudex... s&dis  Schenk«  unter  den  »iudices  de  Schenk  regis  et  provincialium 
sedis  eiusdem«  im  selben  Jahre  eine  Urkunde  in  der  Schenker  Stuhls- 
versamndung  aus,  ein  Beweis  dafür,  dass  er  nicht  etwa  mit  den  beiden 
andern  geraeinsam  Graf  des  Gaues,  sondern  Königsrichter  von  Sihenk  ') 
gewesen  ist.  Innerhalb  der  Urkunde  der  7  Stühle  ist  an  einer  Steile  das 
»iudex  regiusc  zu  »comes  Henning  de  Schenk«  nicht  hinzugefügt,  ein 
Beweis  dafür,  dass  die  Amtsbezeichnung  selbst  in  ein  und  demselben 
Schriftstück  nicht  konsequent  angewendet  worden  ist.  Zahlreich  sind  die 
Urkunden,  in  denen  die  Vertreter  der  7  Stühle  sich  ohne  Xamennennung 
bloss  als  »seniores  iudices,  cives  et  provinciales«  oder  »seniores  iudices,  con- 
sules,  cives  et  provinciales«  bezeichnen  oder  bezeichnet  werden/)  Seit 
1374  finden  wir  Andreas  von  Mühlbach  nicht  mehr;  er  muss  wohl  ge- 
storben sein,  dagegen  bleibt  Janus  von  Hermannstadt,  sein  Amtsgenosse 
seit  1365,  auch  weiter  im  Amte. 

1378  ist  cones  Andreas  von  Burgberg  iudex  der  Stühle  Reussmarkt, 
Mühlbach  und  Broos,  Comes  Johannes  von  Agnetheln  iudex  des  Srhenkcr 
Stuhles'')  und  Janus  von  Hermannstadt  iudex  des  gleichnamigen  Stuhles; 
der  letztere  wird  im  Jahre  1380  als  »comes  Johannes  iudex  regius  et 
provincialium  sedis  Cibiniensis«  angeführt.')  1382  begehen  die  »seniores 
comites  Janus  de  Cybinio,  Andreas  de  Burgberg,  Nicolaus  de  Ruffo  monte, 
Johannes  de  sancta  Agatha  iudices  regii«  die  Grenze  von  Konradsdorf. **) 
Von  ihnen  ist  Andreas  von  Burgberg  —  gemäss  den  fiühern  Urkunden  — 
Königsrichter  der  3  Stühle:  Rei»ssmarkt,  Mühlbach  und  Broos,  Johann 
im  Schenker  Stuhl,  Janus  von  Hermannstadt;  über  den  Amtssprengel  des 
Nikolaus  von  Rothberg  liistst  sich  nichts  weiteres  sagen;  vielleicht  war  er 


')  Uikund.Mibudi  II.  p.  395,  Nr.  996. 
«)  rrkumk-nbuch  II,  p.  417,  Nr.  1U2:{;  p.  426,  Nr.  1026. 
»)  Urkund(Milmtli  II,  p.  432,  Nr.  103:$,  p  4:{4,  Nr.  103ö. 
*)  Urkuiidenbutli  II,  p.  4^3,  Nr.  1034. 

M  Urkuiidenbiich  II,  p  435,  Nr.  1036;  p.  449,  Nr.  lo.'.7;  p.  |.'):!,  Nr.  1().')9;  p.  J.'i.'), 
Nr    1062  ;  p.  481,  Nr.  1086;  p.  501,  Nr.  1104. 
")  UrkundL-nbuch  II,  p.  481,  Nr.  1086. 
")  Urkuiidenbiicb   II,  p.  529,  Nr.  1131. 
")  Urkundeiibiifb  II,  p.  435,  Nr.  1036. 
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auch  Königsricbter  von  Herraannstadt;  aus  seiner  Stelle  in  der  Namen- 
reihe lässt  sich  jedoch  kein  weiterer  Schluss  ziehen.  Im  Oktober  desselben 
Jahres  wird  Johann  von  der  Königin-Mutter  kurzwegs  als  »iudex  deZibinio« 
bezeichnet.')  Im  Jahre  1384  wird  als  der  »iudex«  der  Stadt  Heripannstadt 
ein  Jacob  genannt.^)  Janus  niuss  währenddessen  gestorben  sein.  Da 
Janus  als  »iudex  regius'  urkundlich  beglaubigt  ist  und  doch  auch  kurzwegs 
iudex  Gib.  genannt  wird,  so  können  wir  füglich  auch  annehmen,  dass  auch 
Jacob  nicht  etwa  Bürgermeister  der  Stadt  Hermannstadt,  sondern  Königs- 
richter war,  wozu  uns  auch  der  Umstand  berechtigt,  dass  Jacob  1387 
»iudex  regis  et  provincialis«  des  Hermannstädter  Stuhles  ist  ^)  und  im 
gleichen  Jahr  am  5.  Juni  als  »iudex  civitatis  Cybiniensis«  bezeichnet  wird.*) 
Einen  Tag  vorher  finden  wir  die  »Comites  Jacobus  und  Nicolaus  sedis 
Cibiniensis«  unter  der  Abordnung  der  7  Stühle  beim  König  in  Ofen, 
wo  der  iudex  Jacob  am  5.  Juni  als  anwesend  ausgewiesen  ist.  Der  »Comes« 
Jacob  und  der  »iudex«  ist  nun  zweifellos  identisch.'^)  An  der  Gerichtssitzung 
des  Schässburger  Stuhles  im  Jahre  1393  in  Angelegenheit  eines  Hattert- 
streites  der  Gemeinden  Grosslasslen  und  Duunesdorf  beteiligten  sich  — 
ausser  dem  Abgeordneten  der  7  Stühle,  Comes  Henl  von  Weisskirch  —  der 
Schässburger  Bürgermeister  und  zahlreiche  Stuhlsangehörige  und  der  >iudex 
provincialis  sedis  Segeswar«,  Jacob  Kammer.  Im  selben  Jahre  lassen  >Jo- 
hannes  iudex  regalis«  und  Nikolaus  Neuraeister  cives  de  Cybinio  eine 
Urkunde  beglaubigen.'^)  Beachtenswert  ist,  dass  Johannes  als  Bürger  von 
Hermannstadt  angeführt  ist.  1395  setzen  die  »iudices  regii«  Johannes  und 
Georg  von  Hermannstadt,  Nikolaus  von  Rothberg  und  Heinrich  von  Alzen 
in  Gemeinschaft  mit  den  Stuhlsbeisitzern  für  die  Gemeinde  Meschen  die  Höhe 
des  Beitrages  zum  Martinszins  der  2  Stühle  von  den  auswärtigen  Län- 
dereien fest.')  Unter  ihnen  glaube  ich  Heinrich  nach  Analogie  anderer 
Fälle  als  Königsrichter  des  Leschkircher  Stuhls  bezeichnen  zu  können. 
Georg  ist  der  Amtsgenosse  des  oft  beglaubigten  Königsrichters  Johann ; 
wo  Nikolaus  von  Rothberg  seines  Amtes  gewaltet  hat,  lässt  sich  nicht 
sagen.  Unter  dem  nicht  genannten  »Comes«,  der  mit  den  »iurati  cives«  von 
Hermannstadt  1397  die  Handelsrechte  der  Hermannstädter  Provinz  gegen 
Ofen  vor  dem  König  vertritt,  glaube  ich  einen  (Jaugrafen  vermuten  zu 
dürfen.^)  1399  finden  wir  zwei  »iudices  regales«  im  Schenker  Stuhl :  Comes 
Christian    von  Agnetheln    und   Comes  Walther    von  Hermannstadt.»)    In 
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»)  Urkundenbuch  II,  p.  562,  Nr.  1162. 
«)  Urkundenbuch  p.  590,  Nr.  1191. 
»)  Urkundenbuch  II,  p.  607,  Nr.  1211. 
«)  Urkundenbuch  II,  p.  611,  Nr.  1215. 
M  Urkundenbuch  II,  p.  610,  Nr.  1214. 
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der  Hermannstäilter  Stuhlsversnmmlunf;,  die  1404  einen  Hattertstrelt 
zwischen  Grosssclieuorn  und  Stoizenbnrj,'  entscheidet,  ist  unter  den 
icomites  iudices,  iurati  cunsules  et  seniores*  der  Stadt  und  des  Stuhles 
auch  der  »Comes  Johannes,  iudex  regalis«  und  der  »praeconsul«  (liiirger- 
nieister)  Jakob  zugegen.')  1404  verleiht  der  König  den  comites  Micliael 
und  Laurencius  von  Kothberg  wegen  Unterstützung  gegen  die  Kebellen 
das  Juilikat  in  Reussmarkt  mit  allen  seinen  Einkünften.'-)  1406  lä.sst  der 
»comes  Johan  iudex  Cibiniensis«  eine  Urkunde  beglaubigen.')  1408  ist 
derselbe  bereits  tot.*)  1413  sind  als  Zeugen  bei  der  Ausstellung  einer 
Urkunde  durch  die  7  Stühle  u.  a.  >magnus  Nicolaus  iude.x  regius  sedis 
Kozd«  und  »Comes  Johannes  niger«  von  Grossschenk  angeführt/)  Obwohl 
letzterer  ebenfalls  Königsrichter  gewesen  ist,  wie  wir  aus  einer  Urkunde 
des  Schenker  Stuhles  ersehen,'')  ist  das  »iudex  regis  sedis  Schenk«  nicht 
beigefügt.  Beachtenswert  ist  die  letztere  Urkunde  auch  darum,  weil 
neben  dem  Königsrichter  hier  zum  erstenmal  ein  »iudex  sedis  Schenk« 
in  der  Person  des  Coraes  Janusch  von  Xiergeln  uns  entgegentritt;  sie 
gilt  uns  als  das  erste  unzweifelhafte  Zeugnis  von  der  Existenz  eines 
Stuhlrichters  innerhalb  der  7  Stühle. 

1419istein  Heinrich  von  Älzen  Königsrichter  im  Leschkircher  StuliP) 
und  ebenso  1423*};  1428  ist  er  nur  als  »comes  Heidericus  de  Alczna«  erwähnt. 
In  dem  gleichen  Jahre  ist  Comes  Laurencius  noch  immer  iudex  des  Stuhles 
Keu.ssmarkt.^)  1430  wird  er  bloss  »Laurencius  de  Veresmart«  genannt,'") 
während  er  im  folgenden  Jahre  mit  Comes  Heinrich  von  Alzen,dem  Königs- 
richter von  Leschkirch,  als  Königsrichter  bezeichnet  wird.")  Neben  ihnen 
werden  in  derselben  Urkunde  genannt:  Comes  Jacob  »iudex  sedis  Schenk«, 
Petrus  Syunar  »iudex  sedis  Mullenbach«  und  Anthonius  »iudex  sedis  lieuws- 
marck«.  Die  Bezeichnung  des  Anthonius  als  »iudex  sedis«  und  des  Laurencius 
als  »iudex  regius <  des  Stuhles  Reussmarkt  macht  es  evident,  dass  wir  es 
hier  mit  zwei  Ämtern  zu  tun  haben,  nämlich  mit  dem  des  Königsrichters 
und  dem  des  Stuhlrichters.  In  einer  Urkunde  des  folgenden  Jahres 
finden  wir  ausser  den  Genannten  Andreas  von  Stein  als  Königsrichter 
von  Kozd,  Johann  von  Mergeln  als  Königsrichter  von  Schenk  —  früher 


>)  Urkundenbuch  III,  p.  308,  Nr.  1502,  beide  fehlen  bei  Soiwert,  Archiv  XII,  p.  20G. 

»)  Urkundenbücli  III,  p.  325,  Nr.  1513. 

»)  Urkundenbücli  III.  p.  410,  Nr.  1567. 

*)  Urkundenbuch  III,  p.  460,  Nr.  1613.  Da  Seiwert  ü.  im  Archiv  XII  von  1411 
an  die  Reihe  der  Königsrichter  von  Ilermanostadt  fast  ununterbrochen  fortführt,  über- 
gehe ich  die  folgenden  Königsrichter  dieses  Stuhles. 

»)  Urkundenbuch  III,  p.  572,  Nr.  1716. 
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")  ebenda,  p.  235,  Anm.  66  b. 
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war  es  Jakob.')  1435  waren  Laurencius  von  Rothberg  und  Heinrich  von 
Alzen  noch  »iudices«,  also  Königsrichter.^)  1440  ist  Johannes  Flaschner 
»iudex  terrestris«  im  Hermannstädter  Stuhl. ^)  1446  ist  Johannes  Zäz 
Königsrichter  »der  Stühle  und  Städte  Hermannstadt  und  Mühlbach«, 
Comes  Laurencius  Königsrichter  des  Stuhles  Reussmarkt,  Michael  des 
Leschkircher,  Johannes  von  Agnetheln  des  Schenker  Stuhles  und  Johann 
»iudex  terrestris«  von  Schässburg.*)  1449  ist  Johannes  Zaas  de  Zentjanus- 
hegye  noch  Königsrichter  des  Mühlbächer,  Johannes  von  Mergeln  des 
Schenker  und  Comes  Johann  des  Kozder  Stuhles,  Urbanus  »iudex 
provincialis«  von  Reussmarkt  und  Georg  von  Schässburg ;  Sigismund 
Mauricius  »Yizekönigsrichter<  und  Rener  »iudex  terrestris«  im  Hermann- 
städter Stuhle,  Martin  von  Reps  im  Kozder,  Urbanus  im  Stahle  Reuss- 
markt, Laurencius  Ber  von  Alzen  im  Leschkircher,  Johannes  Pfeffersag 
»Vizekönigsrichter«  von  Mühlbach.'')  Nach  einer  andern  Urkunde  aus  dem- 
selben Jahre  war  damals  Comes  Petrus  Königsrichter  von  Leschkirch 
und  Comes  Bartholomäus  Königsrichter  von  Broos.'')  1452  tritt  uns  in 
Nicolaus  Buddener  ein  »vicegerens«  des  Königsrichters  und  in  Valentin 
Buddener  der  »iudex  terrestris«  des  Schässburger  Stuhles  entgegen,  ferner 
sind  die  iudices  terrestres  der  Stühle  Hermannstadt,  Mühlbach  und  Broos 
erwähnt.') 

Im  Jahre  1444  hat  Comes  Andreas  von  Stein  das  Königsrichteramt 
iniRepser  Stuhl  »länger  als  30  Jahre«  innegehabt.^)  Da  jedoch  im  Jahre  1413 
der  Königsrichter  des  Kozder  Stuhles  Nikolaus  heisst,  so  hat  Andreas 
wohl  nur  seit  1414  dieses  Amt  bekleidet.  1491  war  Adam  Greb  »in 
iudicatu  regio  vicem  gerens  sedis  Kwhalom«.")  Hiemit  schliessen  wir  die 
Liste,    da  die  angeführten  Daten  für  die  Zwecke  dieser  Arbeit  genügen. 

Es  lassen  sich  also  obigen  Urkunden  gemäss  seit  dem  Jahre  1329 
Königsrichter  in  allen  Stühlen  konstatieren.  Dass  bereits  in  dem  1309  be- 
glaubigten Comes  Goblinus  ein  Königsrichter  und  zugleich  auch  Gaurichter  der 
sieben  Stühle  zu  sehen  ist,  scheint  mir  auch  wahrscheinlich  und  so  liesse  sich 
wohl  noch  in  manchem  andern  »Comes«  aus  früherer  und  späterer  Zeit  ein 
»iudex  regius«  oder  Bevollmächtigter  des  Königs  vermuten.  Doch  leider  ist 
der  Ausdruck  Comes  so  vieldeutig,  dass  man  ihm  nicht  selten  ratlos  gegen- 
übersteht.    Es  ist  möglich,    dass  sich  unter  manchem    Comes  als  Stuhls- 

')  Seiwert,  Archiv  XII,  |i.  235,  Aiim.  07.  Die  Urkundo  bezeichnet  Seiwert 
allerdings    als  verdächtig. 
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abgeordneter  auf  der  Gauversammlunfj  oder  in  Vertrotunf;  vor  dem 
König  ein  Königsrichter  verbirgt,  doch  können  nur  diejenigen  unumstöss- 
lich  als  Königsrichter  bezeichnet  werden,  die  wenigstens  an  einer  Stelle 
als  solche  bezeichnet  sind.  Ein  Hei>i)iel  für  viele:  Unter  acht  comites, 
die  auf  der  Hermannstädter  Gauversaminlung  des  Jahres  1374  namentlich 
angeführt  werden,  werden  nur  drei:  Andreas  von  Mühlbach,  Janus  von 
Hermannstadt  und  Henning  von  Schenk  Königsrichter  genannt,  drei : 
die  comites  von  Burgberg,  Rothberg  und  Thalheim  sind  wohl  nur  Ciräfen 
ihrer  Heiniatsorte ;  neben  ihnen  stehen  Comes  Nicolaus  von  Reps  und 
Daniel  von  Leschkirch  auch  als  einfache  comites;  ich  glaube  sie  jedoch  beide 
als  Königsrichter  ansehen  zu  müssen,  weil  wir  die  öfter  genantüen  iComites 
von  Kozd«  unmöglich  für  Üorfgräfen  halten  können.  (Näheres  später.) 
Dass  die  drei  Königsrichter  nicht  bloss  Beamten  des  Hermannstädter  Stuhles 
sind,  geht  zweifellos  daraus  hervor,  dass  Henning  im  selben  Jahre 
Königsrichter  im  Schenker  Stuhle  war,  woraus  ersichtlich  ist,  dass  man 
nicht  den  Schluss  ziehen  kann,  es  sei  üblich  gewesen,  nur  die  Königs- 
richter von  Hermannstadt  als  solche  anzuführen,  was  übrigens  auch  aus 
der  Liste  der  für  das  Jahr  1382  genannten  Königsrichter  unwiderleglich 
hervorgeht,  weil  in  dem  Jahre  neben  dem  Hermannstädter  Königsrichter 
auch  der  der  drei  Unterwälder  Stühle  und  der  des  Schenker  angeführt 
werden.  Diese  Tatsache  lässt  nun  zwei  Folgerungen  zu:  Entweder  haben 
sich  die  Stühle  im  14.  Jahrhundort  vorwiegend  nicht  durch  ihre  Königs- 
richter auf  den  Gauversammlungen  vertreten  lassen,  oder  wir  haben, 
abgesehen  vom  Hermannstädter  Stuhl,  nicht  in  allen  Stühlen  Königsrichter 
anzunehmen.  Letztere  Annahme  scheint  nun  in  Anbetracht  der  Tatsache, 
dass  für  das  Jahr  1329  im  Schenker  Stuhl,  1374  im  Leschkircher,  1378  im 
Reussmärkter,  Mühlbächer  und  Brouser  Stuhl,  1413  im  Kepser  und  1449 
im  Schässburger  urkundlich  sich  Königsrichter  nachweisen  lassen,  als  nicht 
recht  zulässig.  Infolge  der  Dürftigkeit  des  Materiales  müssen  wir  uns  davor 
hüten,  auf  Grund  des  frühem  oder  spätem  Vorkommens  von  Königsrichtern 
in  den  einzelnen  Stühlen,  anzunehmen,  dass  diese  chronologische  Reihenfolge 
die  Zeit  der  Entstehung  der  Königsrichterwürde  in  den  betreffenden  Stühlen 
widerspiegele.  Es  hat  also  die  Annahme  mehr  Wahrscheinlichkeit  für 
sich,  dass  im  14.  Jahrhundert  die  Königsrichterwürde  eine  ständige 
Einrichtung  der  einzelnen  Stühle  war.  Dass  die  Königsrichter  übrigens 
zu  einer  dauernden  Führung  des  Amtes  in  den  Stühlen  bestinnnt  und 
berufen  waren,  glaube  ich  aus  dem  wiederholt  angeführten  »per  regiam 
maiestatem  .  .  .  iudices  constituti«  mit  Sicherheit  entnehmen  zu  können. 
Die  Königsrichter  sind  zu  dauernder  Amtswaltung  (constituti)  und  nicht 
vielleicht  bloss  zur  Abwicklung  eines  Reclitsgeschäftes  (deputati).  Für  das 
15.  Jahrhundert  steht  diese  dauernde  Amtswaltung  ausser  allem  Zweifel  ; 
natürlich  war  die  Amtsdauer  bcdiiiu't  durch  die  Dauer  der  königlichen 
Gunst.   Dass  das  Amt  unter  normalen   Verhältni.ssen  auf  I^ebenszeit  ver- 
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liehen  wurde,  ersehen  wir  daraus,  dass  der  ehrwürdige  greise  Königs- 
richter Andreas  von  Stein  im  Repser  Stuhl  1444  bereits  30  Jahre  seines 
Amtes  gewaltet  hat  und  das  Amt  im  genannten  Jahre  noch  weiter  be- 
kleidet und  dass  Laurencius  von  Rothberg  die  Königsrichterwürde  von 
Reussmarkt  gar  von  1404  bis  1456  innegehabt  hat.^)  Das  Beispiel  des 
Andreas  von  Burgberg  bezeugt  aber  auch,  dass  königliche  Gnade  auch 
die  Königsrichterwürde  mehrerer  Stühle  in  einer  Hand  vereinigen  konnte, 
ebenso  wie  durch  die  Einsetzung  zweier  Königsrichter  im  Stuhle  Lesch- 
kirch  im  Jahre  1374  die  gleichzeitige  Aratswaltung  mehrerer  Königsrichter 
auch  in  anderen  als  dem  Hermannstädter  Stuhl  erwiesen  wird. 

Es  fragt  sich  nun:  Wurden  die  Königsrichter  direkt  vom  König 
eingesetzt,  oder  waren  sie  bloss  delegierte  »vicegerentes«  des  Gaugrafen  ?2) 
Letzteres  ist  zweifellos  vorgekommen.  1374  befiehlt  der  König  den 
Hermannstädter  Königsrichtern  Andreas  von  Mühlbach  und  Johann  von 
Hermannstadt  und  »ihren  Offizialen  im  Gerichtssprengel  des  Le.schkircher 
Stuhles«  (vestrisque  officialibus  in  iudicatu  sedis  de  Leschkirchen  con- 
stitutis)  »sofort  nach  Einblick  in  den  königlichen  Befehl  ihre  Hände  davon 
abzuziehen  und  sich  nicht  mehr  in  denselben  einzumischen«.  Es  ist  nicht 
anzunehmen,  dass  es  sich  hier  um  eine  gewaltsame  Einmischung  der 
Gaugrafen  in  die  iVngelegenheit  des  Stuhles  handelt,  sondern  der  König 
ernennt  hier  seine  Beamten  direkt,  die  sonst  auch  der  Gaugraf  einsetzen 
konnte.  Ich  verweise  hier  auf  die  Analogie  der  Szeklerverhältnisse,  wo 
der  Königsrichter  ursprünglich  offenbar  auch  ein  Bevollmächtigter  des 
Comes  war,  so  dass  diese  Königsrichter  einmal  auch  als  Vicecomites 
bezeichnet  werden  konnten.  Mir  erscheint  es  daher  als  unzweifelhaft,  dass 
auch  von  den  Gaugrafen  solche  Königsrichter  als  ihre  »Vicegerentes« 
eingesetzt  wurden  und  werden  konnten.  Dagegen  steht  ebenso  sicher,  dass 
wohl  in  den  meisten  Fällen  die  Ernennung  direkt  durch  den  König 
erfolgte,  wie  der  Fall  in  Leschkirch  und  die  Ernennung  der  Grafen  Michael 
und  Laurencius  im  Reussmärkter  Stuhl  ^)  bezeugen  und  das  »constitutus« 
oder  >.constituti  per  regiam  maiestatem«  wiederholt  verdeutlicht.  Ich 
möchte  sogar  behaupten,  dass  —  wieder  analog  der  Entwickelung  auf 
Szeklerboden  —  die  steigende  Bedeutung  der  Königsrichter  immer  mehr 
auf  die  direkte  Ernennung  der  Königsrichter  durch  den  König  selbst 
hinwirkte.  Im  15.  Jahrhundert  haben  nun  die  Königsrichter  der  einzelnen 
Stühle  wiederholt  Stellvertreter  »Vizekönigsrichter«  eingesetzt,  was  auf 
Szeklerboden  ebenfalls  seine  Parallele  findet.  Für  die  vorangegangene 
Zeit  findet  sich  allerdings  keine  Spur  solcher  Amtsübertragung  der  Königs- 
richterwürde ausserhalb  des  Hermannstädter  Stuhles  auf  Königsboden  — 
natürlich  abgesehen  von  obigen  Offizialen  des  Jaiires  1374  —  was  die 
Möglichkeit  allerdings  nicht  ausschliesst. 


»)  Urkundenbuch  III,  p.  325,  Nr.  1513  und  Fritz  Schuller,  Archiv  XXI,  p.  324  f. 
*)  Schuler  v.  Libloy,  Siebenbürgische  Rechtsgeschichte  I,  Ausgabe  1867,  p.  241. 
»)  Urkundenbuch  III,  p.  325,  Nr.  1513. 
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Beachtenswert  ist  es  nun,  dass  diese  Trümer  königlicher  Machtvoll- 
kommenheit sowohl  auf  Saihsenhoden  als  auch  im  Szeklerlande  schliesslich 
zu  Orj^anen  der  Stuhlsgemeinde  umgewandelt  wurden;  doch  vollzieht  sich 
dieser  Prozess  auf  Szeklerboden  erst  um  die  Wende  des  l(i.  Jahrhunderts, 
nachdem  sich  gerade  die  Königsrichter  seit  dem  Ende  der  50  er  Jahre  dieses 
Jahrhunderts  als  die  Vollzugsorgane  der  königlichen  Machtvollkommenheit 
zur  Brechung  der  Widerstandskraft  des  Szekler  Volkes  hatten  verwenden 
lassen.  Die  Sachsen  des  Königsbodens  erhielten  das  Recht  der  Wahl  der 
Königsrichter  im  Jahre  14G9,')  also  fast  1 '  ..,  Jahrhundert  früher  als  die 
Szekler.  Überhaupt  erfolgt  die  Entwicklung  des  Königsrichteramtes  auf 
Sachsenboden  viel  früher  als  im  Szeklerlande.  Man  könnte  sagen,  dass  die 
Königsrichter  im  Sachsenlande  bereits  vor  der  Verleihung  des  Wahl- 
rechtes an  die  Stuhlsgemeinde  eine  Mittelstellung  zwischen  einem  Königs- 
und Volksbeamten  einnahmen,  und  zwar  auf  (irund  dessen,  dass  sie  —  mit 
wenigen  Ausnahmen  —  aus  dem  Volksköiper  hervorgingen,  ihrer  Nationalität 
nach  also  Sachsen  waren.  Der  friedliche  Charakter  des  sachsischen  Volkes 
gab  dem  König  nun  keine  Veranlassung  die  Machtfülle  seiner  Beamten 
zur  Bändigung  antiköniglicher  Bestrebungen  zu  v^ermehren,  wie  es  im 
Szeklerlande  nötig  war ;  so  konnte  es  auch  geschehen,  dass  er  die  Wahl 
der  Königsrichter  und  sogar  die  des  Gaugrafen  dem  Volke  überliess. 
Und  so  ist  es  auch  begreiflich,  dass  diese  Neuerung  —  soviel  ich  heute 
beurteilen  kann  —  keine  grossen  Umwälzungen  in  der  Organisation  der 
sächsischen  Stühle  herbeiführte.  Mehr  beeintlusst  wurde  —  wie  es  scheint  — 
die  Stellung  der  Königsrichter  schon  seit  Ende  des  14.  Jahrhunderts  in 
den  Stühlen,  deren  Vororte  Städte  mit  eignem  Magistrate  waren,  durch 
das  steigende  Ansehen  der  Bürgermeister  was  in  der  Verleihung  des 
Comeswahlrechtes  an  die  Bürgerschaft  von  Hermannstadt  durch  König 
Matthias  im  Jahre  146-4  seinen  typischen  Ausdruck  findet.-) 

Halten  wir  nun  daran  fest,  dass  auf  Grund  der  für  die  Jahre  1874 
und  1404  erwähnten  Fälle  und  der  häufig  gebrauchten  Ausdrücke  »con- 
stituti  per  maiestatem  regiam«  und  auf  Grund  der  Tatsache,  dass 
der  König  den  Stühlen  das  Recht  der  Wahl  der  Königsrichter  überlässt, 
also  einem  Rechte,  das  er  direkt  oder  durch  den  Comes  der  Sachsen 
ausgeübt  hat,  entsagt,  so  müssen  wir  im  Zusammenhang  mit  dem  oben 
skizzierten  Entwicklungsgang  auch  das  Andreanum  anders  auslegen  als 
es  bisher  geschehen.  Da  heisst  es  nun :  Comes  vero  quicumque  fuerit 
Chybiniensis  nulluni  praesumat  statuere  in  praedictis  comitatibus,  nisi 
Sit  infra  eos  residen.s,  et  ipsum  populi  eligant,  qui  melius  videlitur  ex- 
pedire,    nee    etiam    in    comitatu    Cybiniensi    aliquis    audeat    comparare 


')  Schuler  v.  Libloy,  Sieben bürgi.stlie  HL'chtsge.schicIite  p.  211,  .\iim  4  und  Kurz, 
Magazin  II,  p.  168. 

»)  Schüler  v.  Libloy,  Sieben bürgi.sche  Kechtsgeschichte  I.  .Ausgabt'  18G7,  p.  237, 
Anni.  2  und  \>.  238  und  Kurz,  Magazin  II,  p.  107. 
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pecunia.«  Versuchen  wir  zunächst  den  Sinn  des  ersten  Satzes  festzustellen: 
Der  Comes  darf  keinen  andern  in  den  genannten  Komitaten,  das  heisst 
Stühlen,  als  seinen  Bevollmächtigten  einsetzen,  als  einen  Sachsen.^) 
Die  Bedeutung  von  statuere  kann  kaum  eine  andere  sein  als  die  des  con- 
stituere,  was  nach  unserer  Ausführung  nicht  installieren,  sondern  ernennen 
heisst.  Dass  der  Comes  der  7  Stühle  und  auch  die  Königsrichter  das 
Recht  der  Einsetzung  eines  Stellvertreters  gehabt  haben,  geht  aus  den 
Namen  der  bereits  angeführten  Vizekönigsrichter  hervor  und  war  in 
Ungarn  und  Siebenbürgen  eine  so  gewöhnliche  Erscheinung,  dass  es 
ganz  und  gar  überflüssig  ist,  diese  Behauptung  noch  weiter  zu  belegen. 
Ziehen  wir  nun  in  Betracht,  dass  die  von  Seiwert^)  aus  dem  13.  Jahr- 
hundert angeführten  sechs  Gaugrafen  der  Sachsen  hohe  Hofbeamte  waren 
und  das  Amt  eines  Comes  der  Hermannstädter  Provinz  eigentlich  nur  als 
einträgliches  Nebenamt  haben  betrachten  können,  so  wird  es  uns  als 
einleuchtend  erscheinen,  dass  sie  für  die  Zeit  ihrer  Abwesenheit  Bevoll- 
mächtigte eingesetzt  haben  werden,  die  ihre  Geschäfte  zu  führen  hatten, 
gerade  so  wie  es  nachweisbar  der  Comes  Siculorum  getan  hat.  Und 
diese  von  ihnen  eingesetzten  Beamten  sind  eben  die  Königsrichter.  Aus 
der  Tatsache,  dass  auch  aus  der  Zeit,  als  die  Benennung  iudex  regius 
bereits  in  Gebrauch  war,  auch  solchen,  die  nachgewiesenermassen  Königs- 
richter waren,  oft  nur  die  Bezeichnung  »comes«  beigelegt  wurde,  glaube 
ich  schliessen  zu  müssen,  dass  sich  in  den)  Comestitel  früherer  Genannter 
nicht  selten,  für  uns  aber  leider  nicht  nachweisbar,  die  Eigenschaft  eines 
Bevollmächtigten  des  Comes  oder  des  Königs,  also  eines  Königsrichters, 
verbirgt.  Ich  verweise  schliesslich  nur  noch  darauf,  dass  Matthias  1464 
diese  beiden  Ausdrücke  in  dem  Privilegium,  das  der  Stadt  Hermannstadt 
das  Wahlrecht  des  Comes  von  Hermannstadt  *qui  scilicet  inter  alios  i  udices 
seu  comites  regio  s  septem  sedium  Saxonicalium  primatum  tenet«,^)  ver- 
leiht, als  Synonima  gebraucht.  Ich  kann  also  nicht  umhin,  zu  behaupten,  dass 
obigem  ArtikeldesAndreanums  gemäss  das  Recht  der  Ernennung  der  obersten 
Beamten  in  den  Stühlen  dem  Comes  des  Gaues  überlassen  und  von  ihm 
gewiss  auch  ausgeübt  worden  ist,  während  natürlich  der  König  solche  Stellen 
auch  direkt  besetzen  konnte  und  tatsächlich,  wie  nachgewiesen  worden 
ist,  auch  besetzt  hat,  ja,  wie  es  scheint,  immer  mehr  ausschliesslich  selbst 
besetzte;  letzteres  scheint  mir  auch  aus  dem  Wahiprivilegium  des  Jahres  1469 
hervorzugehen,  Dass  wir  nun  erst  seit  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  den 
Titel  liudex  regius«  vorfinden,  ist  nur  so  zu  erklären,  dass  dieser  Titel 
damals   erst  in  Gebrauch   kam,    während    vorher   de'"  nachweisbar  auch 


')  Ob  man  die  Sache  nun  so  erklärt,  dass  damit  nur  ein  Stuhlsgenosse  gemeint 
sei,  oder  dass  „inter  eosdem  residens"  sich  auf  die  Gesamtheit  der  Siedler  des  ganzen 
Gaues  bezieht,  kommt  hier  weniger  in  Betracht. 

*)  Clironologische  Tafel  der  Hermaiinstädter  Plebane,  Oberbeamten  und  Notare, 
Archiv  XII,  p.  191. 

')  Hannicher,  Das  Reciit  der  Comeswahl  in  Kurz,  Magazin  II,  p.  144  f. 
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später  angewendete  Titel  iconiest  zur  Bezeichnung  dieser  Bevollmächtigten 
des  Königs  oder  des  Gaugrafen  benützt  wurde.  Doch  können  wir  bei 
der  Vieldeutigkeit  des  Prädikates  »coiiies«  nur  selten  dessen  Hedoutuiig 
hestininien  und  somit  auch  die  Existenz  stdcher  Beamten  nicht  unan- 
zweifelbar urkundlich  belegen.  Doch  weise  ich  darauf  hin.  dass  wir  aus 
dem  Titel  »comes  de  Cyhinio«  bereits  für  das  Jahr  i:)09  den  Amtscharakter 
des  Trägers  dieses  Namens  glauben  ei-schlies.sen  zu  können.  Und  wenn  sich 
1372  unter  den  namentlich  angeführten  Mitgliedern  der  Provinzialvor- 
sammlung  ein  icoines  Nicolaus  de  Kozd«  findet,  so  muss  ich  ihn  unbedingt 
für  den  Königsrichter  des  Repser  oder  Kozder  Stuhles  erklären,  weil 
er  Dorfgräf  nicht  gewesen  sein  kann,  da  es  ein  Dorf  Kozd  —  meines 
Wissens  wenigstens  —  nicht  gegeben  hat,  da  ja  der  Stuhl  seinen  Namen 
vom  Kozdbache  erhalten  hat. ') 

Hinter  das  »residens«  glaube  ich  nun  einen  Punkt  setzen  zu  müssen, 
da  ich  das  »et  ipsura«  etc.  mit  dem  vorherigen  nicht  in  Einklang  bringen 
kann.  Beginnen  wir  nun  mit  »et  ipsum«  einen  neuen  Satz  und  setzen 
wir  statt  ipsum  illcm«,  so  heisst  der  frische  Satz  in  der  Übersetzung: 
»Und  das  Volk  soll  denjenigen  wählen,  der  ihm  der  geeignetste  zu  sein 
scheint  «  Und  nun  bezieht  sich  dieses  gegebene  Wahlrecht  auf  einen 
neuen  Beamten,  auf  den  nun  leider  nur  spät  nachweisbaren  Volks- 
beamten  des  Stuhles,  den  »iudex  terrestris«.  Was  für  einen  Sinn  hätte 
es  denn,  dem  Volke  zuzugestehen,  dass  es  sich  einen  Beamten  wähle,  dass 
aber  der  Comes  nur  einen  Sachsen  in  dem  Amte  bestätigen  dürfe.  Es 
könnte  also  bei  der  andern  Auffassung  der  Fall  vorkommen,  dass  das  Volk 
einen  NichtSachsen  wählen  würde,  den  dann  der  Comes  nicht  bestätigen 
dürfte.  Ebenso  unsinnig  wie  die  Annahme,  dass  die  Stuhlsgemeinde  einen 
NichtSachsen  wählen  würde,  wäre  nun  auch  die  Behauptung,  dass  sich  das 
Bestätigungsrecht  nur  auf  einen  Sachsen  erstrecken  dürfte.  Es  muss 
doch  als  selbstverständlich  hingenommen  werden,  dass  das  Volk  bei  den 
damaligen  Reclitszuständen  zu  seinem  eignen  Beamten  nur  einen  .solchen 
wählte,  der  mit  seinen  Rechten  vertraut  war,  also  nur  einen  Volks- 
genossen, denn  es  gilt  die  Wahl  eines  Volksgenossen  zum  Richter  als 
eines  der  Grundrechte  der  deutschen  Siedler  im  ganzen  Lande  und  hat 
in  zahlreichen  Privilegien  seinen  Ausdruck  gefunden. 

Und  ziehen  wir  nun  in  Betracht,  dass  wir  unter  den  nachgewiesenen 
iudices  regii  —  mit  verschwindend  wenigen  Ausnahmen  —  nur  Sachsen 
finden,  so  finden  wir  die  Ansicht  bestätigt,  dass  sich  diese  Beschränkung 
in  der  Tat  auf  das  Ernennungsreclit  der  Königsrichter  bezieht  und  wir  sehen 
zugleich,  dass  diese  Stelle  des  Andreanums  seine  Rechtskraft  gewahrt  hat.*) 

*)  Urkundenbuch  II,  p.  371,  Nr.  975  und  zur  Erklärung  de.s  Namens:  Urkundon- 
buch  I,  p.  165,  Nr.  232  und  p.  362,  Nr.  392. 

»)  Man  könnte  nun  fragen,  warum  un.s  denn  nicht  mehr  Urkunden  erhalten 
geblieben  wiiriMi,  in  denen  die  iudices  ref^ii  namentlich  angeführt  sind.  Ich  verweise 
hier,  ausser  auf  die  Dürftigkeit  des  uns  überlieferten  Urkundenmaterials  bis  zum  Beginn 
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Es  kann  also  die  Ansicht  nicht  von  der  Hand  gewiesen  werden, 
dass  wir  auch  in  der  Zeit  nach  dem  Andreanum  und  gerade  auf  Grund 
seiner  Bestimmungen  zwei  Beamten  an  der  Spitze  der  Stühle  haben: 
Den  Königsrichter  als  Vertreter  des  Gaugrafen  bzw.  des  Königs  und 
den  Stuhlsrichter,  den  Vertrauensmann  der  Stuhlsgemeinde. 

Versuchen  wir  nun  den  Amtsbereich  der  Königsrichter  festzustellen  : 
Den  oftgenannten  Königsrichtern  von  Leschkirch  überträgt  der  König  1374^) 
»das  Judikat  des  genannten  Stuhles  Leschkirch  mit  allen  seinen  Juris- 
diktionsrechten und  Einkünften,  damit  daselbst  auf  Grund  dessen,  das 
Kecht  um  so  klarer  und  deutlicher  gewahrt  werden  könne«  und  befiehlt 
der  Stuhlsgemeinde  sie  als  Richter  aufzunehmen,  ihnen  so,  wie  es  ihren 
Richtern  gebühre,  zu  gehorchen  und  ihnen  die  gebührenden  Einkünfte 
des  Richteramtes  zu  geben  und  gebietet  ihr  in  seinem  spätem  Schreiben, 
den  Genannten  und  niemand  anderem  zu  gehorchen. 

Bei  der  Ernennung  des  Michael  und  Laurencius  im  Stuhle  Reuss- 
markt überträgt  ihnen  König  Sigmund  das  Richteramt  »mit  seinen  Rechten, 


des  13.  Jahrhunderts  überhaupt,  vor  allem  auf  die  Tatsache,  dass  ich  bis  zum  Jahre 
1415  keine  einzige  Urkunde  gefunden  habe,  in  der  von  der  Entscheidung  eines  Kriminal- 
falies  durch  das  Stuhlsgericht  oder  die  Gauversammlung  die  Rede  ist;  alle  beziehen  sich 
auf  Besitz-  und  Greuzstreitigkeiten.  Nun  glaube  ich  mit  Teutsch  (Archiv  XVII,  p.  543  f.) 
behaupten  zu  können,  dass  erst  im  14.  Jahrhundert  der  Kampf  zwi.schen  Sondereigen 
und  Eigentum  der  Markgenossenschaft  und  der  Kampf  um  die  Grenzen  zwischen  den 
einzelnen  Stühlen  einsetzte.  Bis  dahin  hatte  das  Expansionsbestreben  des  einzelnen 
und  der  Gemeinden  noch  keine  natürlichen  Grenzen  gefunden;  erst  die  steigende  Zahl 
der  Bevölkerung  zwang  die  Markgenossenschaft  ihr  Gebiet  soweit  als  möglich  auszu- 
dehnen, wobei  sie  mit  den  Nachbargemeinden,  die  dasselbe  Bestreben  beseelte,  naturlich 
in  Streit  geriet;  darum  die  zahlreichen  Grenzstreitigkeiten  dieses  und  des  nächsten 
Jahrhunderts  und  der  Kampf  um  den  Besitz  der  Stuhlsprädien.  Einen  eklatanten  Beleg 
hiefür  bietet  die  Gemeinde  Meschen.  Sie  besitzt  heute  einen  ganz  beträchtlichen  Komplex 
von  urbar  gemachtem  Grunde;  davon  ist  nur  ein  nachweisbar  kleiner  Teil  auf  Annek- 
tierung fremden  Gemeindegrundes  zurückzuführen.  1395  war  nun  die  Gemeinde  bereits 
so  volkreich,  dass  ihre  Bewohner  durch  beträchtlichen  Ankauf  von  Grundstücken  auf 
Furkeschdorfer  Rattert  sich  die  Möglichkeit  der  Existenz  verschaffen  mussten.  In  kurzer 
Zeit  war  dieser  Prozess  des  Abkaufs  trotz  energischer  Gegen massregeln  des  Stuhles  .so 
gewaltig  fortgeschritten,  dass  die  Gemeinde  Furkeschdorf  sich  auflösen  niusste.  Am 
Ende  des  14.  Jahrhunderts  musste  sich  die  Gemeinde  Meschen  al.so  bereits  durch  Er- 
werbung fremden  Grundes  Raum  für  die  eigene  Entfaltung  schaffen.  Die  Entscheidungen 
solcher  Besitzstreitigkeiten  mu.ssten  nun  urkundlich  festgelegt  werden,  weil  sie  in  alle 
Zukunft  als  Zeugni.sse  dienen  sollten,  so  kommt  e.s,  dass  erst  aus  dieser  Zeit  .solche 
Urkunden  erhalten  geblieben  sind.  In  Kriminalfällen  und  Privatprozessen,  in  denen  es 
sich  nicht  um  liegende  Gründe  und  Häu.'-jer  handelte,  wurden  die  richterlichen  Ent- 
scheidungen nicht  verzeichnet,  noch  urkundlich  festgelegt,  denn  ihr  Inhalt  erforderte 
keine  dauernde  Festlegung  der  Entscheidung.  Zu  derselben  Zeit  wurden  auch  auf 
Szeklerboden  die  Entscheidungen  in  Kriminal-  und  Privatprozessen  nicht  schriftlich 
ausgefertigt,  au.sgenommen  die  Fälle,  in  denen  das  Urteil  auch  eine  ßesitzveränderung 
bedingte.  Dann  weise  ich  auch  darauf  hin,  dass  —  wie  oben  weiter  ausgeführt  worden  ist  — 
der  Comestitel  erst  im  14.  Jahrhundert  dem  des  iudex  regius  zu  weichen  begann. 
»)  Urkundenbuch  II,  p.  417,  Nr.  1023;  p.  426,  Nr.  1026. 
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Einkommen  und  Gebühipn    zur  Verwaltung  »nach  den  Gewohnheiten,  mit 

denen  die  übrij,^en  Kichtei-stellen  der  Transsylvanischen  Teile verwaltet 

weiden«')  etc. 

Wir  kennen  nun  freilich  nur  in  liosi  tzst  rei  tigk  ei  te  n  jjjebrachto 
Entscheidungen  der  Stulilsgemeindon.  Aus  den  früher  angeführten  (Jründen 
ist  es  aber  undenkbar,  dass  bloss  diese  zu  ihrem  Resort  gehört  hatten,  was 
wir  auch  mit  dem  Hinweis  auf  die  gleichen  Erscheinungen  auf  Szekler- 
boden  begründen  können.  Es  Hesse  sich  auch  kaum  ein  Zeugnis  aus  dem 
ganzen  Reich  aus  dieser  Zeit  anführen,  dem  gemäss  die  Kompetenz  einer 
(Jerichtsgemeinde,  an  deren  Spitze  ein  königlicher  Beamter  oder  dessen 
Bevollmächtigter  stand,  bloss  auf  Besitzprozesse  beschrankt  gewesen  wäre. 
Wir  müssen  vielmehr  annehmen,  dass  das  Stuhlsgericht  alle  Prozesse  in 
erster  Instanz  entschied,  abgesehen  natürlich  von  den  weniger  bedeu- 
tenden, die  der  Dorfsgemeinde  und  ihren  Organen  überlassen  wurden.  Wir 
müssen  daher  sagen,  dass  der  Königsrichter  in  erster  Reihe  berufen  war, 
das  Stuhlsgericht  zu  leiten  und  die  Prozesse  zu  entscheiden,  welche  wir 
heute  unter  dem  Namen  Kriminalprozesse  zusammenfassen.  Der  Königs- 
richter war  also  der  Inhaber  der  höhern  Gori?htsbarkoit.  die  er  gemeinsam 
mit  den  Stuhlsbeisilzern  oder  der  Stuhlsgemeinde  ausübte.  Als  Beleg  hiefür 
möchte  ich  den  Vertrag  des  Bischofs  Petrus  mit  den  Deutschen  in  Sard 
anführen.-)  Darin  konmien  sie  überein,  dass  der  Comes,  der  Vertreter 
oder  Bevollmächtigte  des  Bischofs,  schwerere  Fälle,  z.  B.  Körperverletzung, 
Tötung,  Diebstahl  und  ähnliche,  in  Gemeinschaft  mit  dem  villicus  aburteilen 
soll,  während  dieser  in  den  leichtern  Fällen  selbständig  vorgehen  kann. 
Bezüglich  der  Beurteilung  der  Körperverletzung,  das  heisst  der  Entscheidung 
darüber,  ob  ein  solcher  Fall  als  ein  schwerer  oder  leichter  angesehen 
werden  soll,  soll  nach  dem  He rmannstädter  Gewohnheitsrecht 
vorgegangen  werden.  Es  ist  hier  zu  beachten,  dass  es  sich  nach  dem 
Wortlaute  der  Urkunde  nicht  darum  handelt,  ob  der  Comes  oder  der 
villicus  urteilen  soll  —  denn  dies  ist  nur  eine  Folge  der  Entscheidung  — 
sondern  darum,  nach  welchen  Grundsätzen  die  Entscheidung  über  die 
Kompetenz  getroffen  werden  soll.  Es  handelt  sich  al.so  nicht  darum 
festzustellen,  was  fällt  im  Herraannstädter  Gau  in  den  Kompetenzbereich 
des  Villicus  und  was  in  den  des  Comes,  sondern  um  die  Konsta- 
tierung dessen,  was  dort  als  schwerer  und  was  als  leichter  Fall  angesehen 
wird.  Halten  wir  dieses  fest,  so  müssen  wir  uns  hüten  aus  obiger  Ur- 
kunde den  Schlu.ss  zu  ziehen,  dass  auf  dem  Königsboden  der  Dorfhann  die 
leichtern  und  der  Dorfgräf  die  schweren  Fälle  entschieden  habe;  wir 
können  auf  Grund  derselben  vielmehr  nur  feststellen,  dass  in  der  Her- 
mannstädter Provinz  ebenfalls  schwerere  und  leichtere  Fälle  unterschieden 
wurden.  Auf  die  Frage,  wer  auf  Königsboden  diese  Gerichtsbarkeit  aus- 


1)  rrkundenbuch  III,  p.  325,  Nr.  1513. 
»)  Urkuiidenbucb  1,  p.  19b,  Nr.  268. 
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geübt  habe,  können  wir  nur  antworten:  Der  Stuhl  unter  der  Leitung  seiner 
Beamten,  des  Königsrichters  und  Stuhlsrichters :  dem  Comes  des  Bischofs 
entsprach  also  der  Königsrichter  und  dem  villicus  von  Sard  der  Stuhls- 
richter, der  »iudex  terrestris«.  Den  Comes  und  villicus  von  Sard  können 
wir  aus  folgenden  Gründen  nicht  als  gleichwertig  mit  den  Dorfgräfen  und 
Hannen  auf  Königsboden  ansehen  :  Wie  bereits  ausgeführt  hob  der  König 
im  Andreanum  die  Comitatus  auf  und  vereinigte  sie  zu  einem  Gau,  mit 
einem  Gaugrafen  an  der  Spitze.  Diese  Comitatus  müssen  folglich  früher 
selbständige  Rechts-  und  Yerwaltungsgebiete,  mit  einem  eignen  Beamten 
an  ihrer  Spitze,  gewesen  sein,  denn  damals  behielt  sich  der  König  die 
oberste  Leitung  und  Rechtsprechung  in  den  unmittelbar  unter  ihm  stehenden 
Gebieten  vor  und  übertrug  sie,  natürlich  oft  kumuliert  mit  andern,  einem 
eignen  Beamten.^)  Diese  A'ertrcter  des  Königs  üben  die  höchste  Gerichts- 
barkeit aus.  Nun  hob  der  König  die  Comitatus  als  unmittelbar  unter  ihm 
stehende  Regierungs-  und  Gerichtsbezirke  auf  und  vereinigte  sie  zu  einer 
Provinz.  Diese  Aufhebung  war  nun  nicht  eine  vollständige  Annullierung 
der  frühern  Comitatus,  sondern  bestand  eigentlich  nur  in  einer  Unter- 
stellung unter  den  Comes  des  gesamten  Gebietes;  so  ist  es  begreiflich, 
wenn  der  König  dem  Comes  das  Ernennungsrecht  der  Oberbeamten  für 
dieselben  überliess.^)  Der  Vergleich  des  Dorfes  Sard  mit  den  einzelnen 
Comitatus  trifft  auch  nach  der  Richtung  hin  zu,  dass  es  sich  in  beiden 
um  ganze  Gerichts- und  Verwaltungsbezirke  handelte.  Sard  ist  zwar  eine 
Einzelgemeinde,  sie  stellt  aber,  da  das  ringsum  liegende  Land  andere 
Rechte  sein  eigen  nennt,  ein  selbständige?,  in  sich  geschlossenes,  mit 
andern  Rechtsgebieten  in  keinem  Zusammenhang  stehendes  Rechts- 
gebiet dar;  dasselbe  gilt  von  den  Comitatus  des  Königsbodens  vor  der 
Vereinigung  zu  einem  Ganzen.  Im  andern  Falle  müssten  wir  annehmen, 
dass  die  einzelnen  Dörfer  des  Königsbodens  solche  geschlossene  Rechts- 
gebiete dargestellt  hätten,  was  abgesehen  davon,  dass  der  König  unmöglich 
eine  solche  Zahl  selbständiger  Gemeinwesen  mit  einem  selbständigen 
Königsbeamten  an  der  Spitze  geschafien  haben  kann,  durch  kein  urkund- 


•)  Vgl.  die  Verhältüisse  in  den  2  Stühlen  und  dem  Bistritzer  und  Kronstädter 
Distrikt  etc. 

*)  Dass  diese  comitatus  nun  nicht  tatsächlich  vollständig  anaulliert  worden  sind, 
geht  aus  dem  gleich  hinter  »omnibus  comitatibus  praeter  Chybiniensem  cessantibus  ra- 
dicitus«  stehenden  »comes  vero  fjuicuni<]ue  fuerit  Chj'biniensis  nulluni  praesumat  statuere 
in  praedictis  comitatibus«  etc.  hervor.  Wie  hätte  denn  der  Comes  jemanden 
als  Richter  in  einem  Gerichtssprengel  einsetzen  können,  der  gar  nicht  existierte.  Aller- 
dings könnte  man  sagen  der  Comes  habe  das  Recht  erhalten  die  Dorfcomites,  Dorfgräfen 
innerhalb  der  Grenzen  der  Comitatus,  also  die  Grafen  der  einzelnen  Gemeinden 
einzusetzen;  das  wäre  nun  ein  logischer  Sprung,  den  ich  selbst  dem  Schreiber  des 
Andreanums  nicht  zutrauen  kann;  hier  hätte  er  dann  zum  mindesten  sagen  müssen: 
»in  villis  eorundum  comitatuum«  und  dann  hätten  wir  die  Comitatus  wieder,  denn  sie 
bleiben  ja  bestehen  und  da  würden  wir  in  den  Urkunden  für  die  Comitatus  ganz 
vergeblich  eine  Existenzberechtigung,  einen  Kompetenzbereich  seiner  Beamten  suchen. 
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liches  Zeugnis  begründet  werden  kann,  wahrend  das  Andreanum  die 
Selbständigkeit  für  die  Comitatus  unzweideutig  erweist.  Und  nun  noch 
eins:  Wie  konnten  spätere  Herrscher  einzelnen  Orten  das  »ius  gladii« 
besonders  verleihen  —  und  dabei  handelt  es  sich  meist  um  sehr  ansehnliche 
Gemeinwesen  — ,  wenn  sie  es  bereits  von  Anbeginn  l)esassen?  und  alle 
die  andern  Orte,  haben  sie  es  vielleicht  allmählich  oder  plötzlich  an  die 
.Stuhlsgemeinde  verloren  ?  Für  einen  solchen  Verlust  lässt  sicli  kein  einziges 
Zeugnis  erbringen.')  Hiebei  möchte  ich  auch  darauf  hinweisen,  dass  auch 
auf  Szeklerbüden  der  Königsrichter  einen  wesentlichen  Teil  von  den 
Strafgeldern  der  Kriminalrechtsfälle  erhielt,  und  zwar  ursprünglich  als 
Vertreter  des  Conies  und  später  —  als  er  an  dem  Gerichte  tätigen 
Anteil  nahm  oder  dann  gar  der  Vorsitzende  des  Stuhlsgerichtes  wurde  — 
als  selbständiger  Gerichtsbeamter. 

Belege  für  die  Tätigkeit  der  Königsrichter  als  Leiter  des  Stuhls- 
gerichtes bei  der  Entscheidung  über  Hattert-  und  sonstige  Hesitzstreitig- 
keiten  halte  ich  für  überflüssig  zu  erbringen.^)  Die  Tatsache,  dass  die 
Königsrichter  zumeist  an  erster  Stelle  unter  den  namentlich  Angeführten 
stehen,  berechtigt  wohl  zu  dem  Schlüsse,  dass  sie  die  Leiter  der  Ver- 
sammlung waren,  was  ja  übrigens  als  selbstverständlich  erscheinen  muss. 
Als  Beauftragte  der  Stuhlsvei"sammlung  begegnen  wir  sie  nicht  selten 
bei  Grenzbegehungen,  Urteilsfällungen  auf  strittigem  Gebiete  etc.^)  Sie 
stellen  als  Vorsitzende  mitsamt  der  Stuhlsgemeinde  (»rundkaufsverträge 
aus  *)  und  vertreten  gemeinsam  mit  den  Stuhlsdelegierten  die  Interessen 
des  Stuhles  nach  aussen,  so  Comes  Janus  niger  den  Schenker  Stuhl 
gegenüber  den  Walachen  des  Fogarascher  Geländes')  und  1.387  etc.  vor 
dem  König.'')  Sie  waren  Söhne  des  Volkes  und  Vertreter  seiner  Rechte 
trotz  ihrer  Eigenschaft  als  Königsbeamten,  oder  Vizegerentes  des  Comes. 

Der  iudex  terre.stris. 

Dem  Königsrichter,  als  dem  Vertreter  königlicher  Machtvollkommen- 
heit, steht  nun  der  »iudex  terrestris«  oder  »iudex  sedis«  als  eigentlicher 
Volksbeamter  zur  Seite.  Der  Namen  desselben  begegnet  uns  in  den 
Urkunden  betreffend  den  Königsboden  sehr  spät,  erst  1413.  Bei  dem 
Vertrage  nämlich,  den  dei-  Königsrichter  des  Stuliles  Schenk  mit  den 
Walachen    des    Fogarascher    (jebietes    abschliesst,    ist    auch    Janus    wm 


')  Zum  Vergleiche  mögen  wiederum  die  Verhältnisse  im  Nösnerland  und  im 
Burzenland  hervorgezogen  werden. 

')  Die  in  der  Li.ste  dt-r  König.sriciiter  angeführten  Tritunden  enthalten  fast  Kiimt- 
üch  .solche  Entscheidungen,  die  auf  der  Gau-  oder  Stuhlsversammlung  getroflen  wurden. 

»)  Urkundcnbuch  II,  p.  74,  Nr.  656;  p.  435,  Nr.  1036  etc. 

*)  l'rkundenbuch  I,  p.  431,  Nr.  472  etc. 

•)  Crkundenbuch  III,  p.  577,  Nr.  1722. 

•)  Urkundenbuch  II,  p.  610,  Nr.  1214. 
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^Mergeln  als  »iudex  sedis*  zugegen.^)  Für  den  Herraannstädter  Stuhl 
ist  der  Stuhlsrichter  sogar  erst  aus  dem  Jahre  1440  unter  dera  Namen 
»iudex  terrestris«  bezeugt.^)  Früher  begegnet  er  uns  in  anderen  Stühlen  — 
ich  betone  es  jedoch  ausdrücklich  —  unter  unzweifelhaftem  Xamen.  1431  ist 
Comes  Jakob  iudex  sedis  (Stuhlsrichter)  von  Schenk,  Petrus  Syunar 
Stuhlsrichter  von  Mühlbach,  und  Anthonius  Stuhlsrichter  von  Reussmarkt;*) 
dass  diese  Genannten  unzweifelhaft  Stuhlsrichter  waren,  geht  daraus  her- 
vor, dass  im  Jahre  1432  neben  dem  Stuhlsrichter  Anthonius  von 
Reiissmarkt  Comes  Laurencius  von  Rothberg  als  Königsrichter  des 
Stuhles  genannt  wird,  dass  ferner  im  Schenker  Stuhl  in  diesem  Jahre  Comes 
Johann  von  Agnetheln  Königsrichter  ist  und  im  Mühlbächer  Stuhl  Petrus 
Syunar  wiederum  Stuhlsrichter  genannt  wird.*)  1446  begegnet  uns  ein 
»iudex  terrestris«  von  Schässburg;  1449  tritt  uns  der  Stuhlsrichter  von 
Reussmarkt  Urbanius  unter  dera  Amtsnamen  »iudex  pro  vinci  al  is« 
entgegen;  neben  ihm  steht  als  Königsrichter  dieses  Stuhles  Comes 
Laurencius  von  Rothberg,  also  ist  Urbanus  unzweifelhaft  Stuhlsrichter, 
was  auch  daraus  hervorgeht,  dass  er  in  einer  anderen  Urkunde  desselben 
Jahres  nun  »iudex  terrestris«  genannt  wird."^)  Im  gleichen  Jahre  begegnet 
uns  der  Stuhlsrichter  urkundlich  zum  erstenmal  im  Repser  und  Lesch- 
kircher  und  endlich  1452  auch  im  Brooser  Stuhl.'')  Es  geht  hieraus 
wohl  unzweifelhaft  hervor,  dass  das  Stuhlsrichteramt  im  15.  Jahrhundert 
eine  ständige  Einrichtung  der  Stühle  war. 

Ich  glaube  nun,  dass  sich  die  Existenz  eines  Stuhlsrichters  nach 
dem  Vorgehen  Seiwerts  im  Hermannstädter  Stuhl  auch  für  das  14.  Jahr- 
hundert nachweisen  lässt.  Hiezu  mögen  uns  folgende  urkundliche  Daten 
dienen:  1337  ist  »Jacobus  iudex  Cibiniensis«  auf  der  Adelsversammlung 
in  Thorda  mit  zahlreichen  Senioren  der  sächsischen  Stühle  zugegen.^) 
1339  Urkunden  in  der  Hermannstädter  Stuhlsversammlung  in  einer  Hattert- 
angelegenheit  Jacobus,  Michael,  Nycolaus  und  Martinus  als  »comites 
Cybinienses«^)  und  1342  am  7.  Mai  comes  Jacobus,  comes  Mychael 
und  comes  Nycolaus  als  »iudices  Cybinienses.«^)  In  letzterer  Urkunde 
fehlt  der  vierte,  Martinus,  da  er  als  Stadtvillicus  auf  dem  damals  statt- 
findenden Jahrmarkt  zu  tun  hatte.^")  1346  bezeugen  der  »Comes  Martinus 
de    Cybinio,   Johannes   Schebniczer,    Cun/il    Bral    villicus.    Herbodus    in 


»)  Urkundenbuch  III,  p.  577,  Nr.  1722. 
»)  Seiwert,  im  Archiv  XII,  p.  237,  Anm.  75.  . 
»)  Seiwert,  Archiv  XII,  p.  235,  Anm.  66  b. 
*)  Seiwert,  Archiv  XII,  p.  235,  Nr.  67 
*)  ebeuda,  p.  238,  Anm.  87. 

•)  ebenda,  p.  238.  Anm.  83  und  p.  241,  Anm.  87. 
')  Urkundenbuch  I,  p.  490,  Nr.  540. 
8)  Urkundenbuch  I,  p.  497,  Nr.  548. 
•)  Urkundenbuch  I,  p.  522,  Nr.  572. 
'")  Diese  einleuchtende  Begründung  gibt  Seiwert  im  Archiv  XII,  p.  217,  Anm.  13. 
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acie«  und  die  ganze  Hermannstädter  Stuhlsgemeinde  einen  Vergleich 
zwischen  den  (Jemeinden  Stolzenb'urg  und  Sulzburg,  betreOend  ein  strittiges 
Gebiet.')  1349  entscheiden  in  der  Versammlung  der  7  Stühle  »Mychaol, 
Nycolaus  'et  Martinus  et  Conradus  comites  et  iudices  de  Cybinio«  und 
die  Vertreter  mehrerer  Stühle  einen  Hattertstreit  zwischen  Heitau  und 
Schellenherg.^)  1351  erwirkt  comes  Mychael  de  Cybinyo  den  Hernumn- 
städter  Kaufleuten  vi)m  König  freien  Verkehr  durch  das  Reich  ')  1357  sind 
»Martinus  und  Conradus  comites  de  Cibinio.«*)  1359  leitet  »comes 
Conradus  de  CylTinio  pro  tunc  existens  iudex  regalis«  die  (lauversamm- 
lung  der  7  Stühle.')  In  dieser  Liste  finden  wir  eine  beachtenswerte 
Gesetzmässigkeit :  Wenn  die  Namen  mehrerer  Beamten  sich  wiederholen, 
so  sind  sie  stets  in  derselben  Reihenfolge  aufgezählt.  Diese  Reihenfolge 
ist  also  offenbar  bedingt  durch  den  Amtscharakter  der  Triiger  der  ein- 
zelnen Namen ;  es  gibt  sich  in  ihr  also  eine  gewisse  Abstufung  des 
Amtscharakters  zu  erkennen.  Diejenigen  Namen,  welche  wir  einm  alan  erster 
Stelle  finden,  kommen  in  den  folgenden  Jahren  nie  an  zweiter,  dritter 
oder  vierter  Stelle  vor.  Sobald  sie  durch  andere  abgelö.st  werden,  finden 
wir  sie  überhaupt  nicht  mehr  in  der  Namenlistf^,  folglich  müssen  ihre 
Träger  entweder  gestorben  sein,  oder  sie  sind  wenigstens  aus  ihrem 
Amte  ausgeschieden.  Den  an  erster  Stelle  Genannten  —  und  häufig  auch 
den  zweiten  —  haben  wir  nun  als  den  Inhaber  der  höchsten  Amtsstelle, 
als  den  Kön  i  gsricii  ter  zu  betrachten.  Hiefür  können  wir  aus  späterer 
Zeit  zahlreiche  unwiderlegbare  Zeugnisse  anführen.  Diesen)nach  ist  in 
den  Jahren  1337—1342  Jacobus  als  Königsrichter  anzusehen.  Von  1339 
bis  1342  steht  ihm  Mychael  als  Amtsgenosse  zur  Seite.  1349  ist  nun 
Mychael  an  erster  Stelle  genannt,  ihm  ist  Nycolaus  als  Amtsgenosse  bei- 
geordnet; inzwischen  muss  Jacob  also  gestorben  sein.  1351  begegnet  uns 
Mychael  zum  letztenmal.  1357  finden  wir  an  seiner  Stelle  die  C(»mites 
Martinus  und  Conradus;  ersterer  kommt  in  der  Folgezeit  nicht  mehr  vor, 
dagegen  ist  Conradus  1359  und  1362  als  »iudex  regalis«  beglaubigt,  während 
er  1365  nicht  mehr  im  Amte  ist.  Verfolgen  wir  nun  die  Liste  weiter, 
so  finden  wir,  da.ss  wir  ein  gewisses  Avancement  in  der  Reihenfolge  der 
Namen  konstatieren  können.  Der  1339  zum  erstenmale  genannte  Nycolaus, 
steht  in  diesem  Jahre  an  dritter  Stelle,  ebenso  1342,  1349  an  zweiter; 
1339  steht  Martinus  an  vierter,  1349  an  dritter  und  1357  an  erster  Stelle. 
1342  fehlt  Martinus  an  vierter  Stelle,  sein  F'ehlen  ist  oben  begründet 
wurden.  1346  urkundet  er  allerdings  an  erster  Stelle;  da  es  sich  hier 
jedoch  um  eine  Stuhlsversammlung  des  Hermannstädter  Stuhles  handelt. 


')  Urkundenbucli  II,  p.  35,  Nr.  616. 
»)  Urkundenbuch  II,  p.  60,  Nr.  640. 
•)  Urkundenbuch  II,  p.  84,  Nr.  667. 
*)  Urkundenbuch  II,  p.  144,  Nr.  727. 
»)  Urkundenbuch  II,  p.  174,  Nr.  760. 
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und  da  hinter  ihm  noch  ein  Ratsgeschworener  und  der  Stadtvillicus  ge- 
nannt wird,  so  muss  ich  ihn  als  Stuhlsrichter  bezeichnen,')  er  würde 
also  in  einer  vollständigen  Nanienliste  der  Beamten  die  dritte  Stelle  ein- 
nehmen, und  in  der  Tat  finden  wir  ihn  1349  auch  an  dieser  Stelle. 
Conradus  steht  1349  an  vierter,  1357  an  erster  und  war  auch  1359  und  1361 
Königsrichter,  was  1359  sein  Titel  »iudex  regalis«  unwiderleglich  bezeugt. 
Da  das  Bestehen  des  Villicats  in  Hermannstadt  durch  die  Urkunde  des 
Jahres  1346  für  diesen  Zeitabschnitt  bezeugt  ist,  so  müssen  wir  nach 
Analogie  der  in  späterer  Zeit  für  die  Hermannstädter  Beamten  bestehenden 
Rangliste  den  an  vierter  Stelle  genannten  Beamten  als  den  Villicus  an- 
sehen; da  die  an  erster  und  zweiter  Stelle  Stehenden  nun  Königsrichter 
waren,  so  müssen  Avir  den  jeweilig  an  dritter  Stelle  Genannten  —  falls 
nicht  unzweifelhafte  Zeugnisse  dagegen  sprechen  —  als  Stuhlsrichter 
bezeichnen.  Zur  Bekräftigung  dieser  Annahme  kann  auch  die  Analogie 
der  späteren  Verhältnisse  herangezogen  werden.  Ich  kann  also  Seiwerts 
Anschauung  mit  Recht  beistimmen,  der  im  14.  Jahrhundert  auch  mehrere 
Stuhlsrichter  anführt.  Demnach  sehe  ich  für  die  Jahre  1339  und  1342 
Nikolaus  und  für  1346  und  1349  Martinus  als  Hermannstädter  Stuhlsrichter 
an. 2)  Ob  Seiwerts  Liste  der  Stuhlsrichter  von  1309  bis  1317  3)  als  begründet 
erscheint,  bleibe  dahingestellt,  für  die  Jahre  1339,  1342,  1346  und  1349 
halte  ich  jedoch  die  Existenz  eines  Hermannstädter  Stuhlrichters  für 
erwiesen.  Demnach  ist  die  Stuhlsrichterwürde  nicht  eine  Schöpfung  des 
15.  Jahrhunderts,  sondern  bestand  zweifellos  auch  im  14. 

In  dem  Vorkommen  der  Bezeichnung  »iudex  provincialis«  oder  »iudex 
provincialium«  im  14.  Jahrhundert  glaube  ich  einen  weitern  Beweis  für 
die  Existenz  des  Stuhlrichteramtes  innerhalb  der  7  Stühle  sehen  zu  müssen; 
doch  ist  es  auffallend,  dass  dieser  Titel  in  dem  Hermannstädter  Gau  als 
Nebenbezeichnung  des  Königsrichters  vorkommt,  woraus  mir  hervorzu- 
gehen scheint,  dass  zuweilen  beide  Ämter  vereinigt  waren.  Dass  der  Titel 
»iudex  provincialis«  innerhalb  der  7  Stühle  gleichbedeutend  mit  »iudex 
terrestris«  gebraucht  worden  ist,  geht  erst  aus  einer  Urkunde  des  Jahres 
1449  unzweideutig  hervor,-*)  denn  in  zwei  Urkunden  dieses  Jahres  heisst 
der  Stuhlsrichter  von  Reussmarkt  einmal  »iudex  provincialis«  dann  »iudex 
terrestris«.  Da  damals  Laurencius  von  Rothberg  in  dem  Stuhle  Königs- 
richter war,  ist  ein  Unterschied  in  diesen  beiden  Titeln  völlig  ausgeschlossen. 
In  früherer  Zeit  begegnet  uns  innerhalb  der  7  Stühle  dieser  Titel  —  nicht 


•)  Seiwert  begründet  diese  Reihenfolge  im  Archiv  XII,  p.  217,  Anin.  14,  sehr  richtig, 
zielit  daraus  aber  nicht  den  richtigen  Schlu.ss,  sondern  nimmt  Martinus  irrigerweise  als 
Königsrichter  dieses  Jahres  an,  wälirend  er  nur  als  Stuhlsrichter  anzusehen  ist,  weil 
ein  l'bergang  vom  Königsrichter-  zum  Stuhlsrichteramt  nicht  vorkommt. 

»)  Seiwert  führt  für  das  Jahr  1346  Johannes  Schebniczer  als  Stuhisrichter  an; 
an  dessen  Steile  muss  nun  auf  Grund  dieser  Ausführungen  Martinus  gesetzt  werden 
Archiv  XII,  p.  205. 

*)  ebenda,  p.  204. 
«*)  Archiv  XII,  p.  238,  Anm.  83. 
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kumuliert  mit  dem  des  Könit^richters  —  nur  noch  im  Jahre  l.'iO.S  in 
der  Person  des  »Jacobus  Kammer  iudex  provincialis  sedis  Segeswar«, 
der  gemeinsam  mit  dem  Bürgermeister,  dem  villicus  und  mehreren  Ge- 
schworenen von  Schässburg  und  Senioren  aus  der  Umgebung  in  Ange- 
legenheit des  Uebietsstreites  zwischen  Grosslasslen  »ind  Dunnesdorf  zu 
(ierichte  sitzt.')  Nur  dei  Titel  >iudex  provinoialist  spriclit  hier  dafür,  dass 
Kammer  Stuhisrichter  war;  er  könnte  nach  dem  Inhalt  der  Urkunde  schliess- 
lich auch  als  Königsrichter  angesehen  werden. 

In  den  folgenden  Fällen  könnten  wir  nun  über  die  Bedeutung  dieses 
Titels  im  Zweifel  sein:  1316  bezeichnet  sich  Nikolaus,  der  Solin  Gobels 
als  »in  Cybinio  iudex  provincialis  pro  tempore  constitutus«.*)  1380  bezeugen 
der  »Comes  Johannes  iudex  regius  et  provincialium  sedis  Cybiniensis,  Jo- 
hannes Suülczener  magister  civium  et  Stephanus  Huzen  villicus  civitatis 
Cybinii«')  mit  der  Hermannstädter  Stuhlsgemeinde  einen  Vergleich  zwischen 
Kothberg  und  Burgberg.  Ich  weise  hier  besonders  darauf  hin,  dass  der 
Name  des  Stuhlsrichters,  der  zwischen  dem  des  Bürgermeisters  und  villicus 
der  Stadt  zu  stehen  pflegt,  hier  fehlt.  1387  spricht  der  Hermannstädter 
Stuhl  von  einem  »Jacob  iudex  regius  et  provincialis  nostrae  sedis«.*) 

Es  sei  zunächst  darauf  hingewiesen,  dass  »iudex  provincialis«  nicht  in 
dem  Sinne  verstanden  werden  darf,  wieder  spätere  Titel  des  Hermannstädter 
Bürgermeisters  »Provinzialbürgermeister»,  dass  er  also  nicht  dem  Königs- 
richter von  Hermannstadt  als  Gaugraf  en  ,  als  Grafen  der  Provinz,  zukam. 
Dies  geht  unwiderleglich  daraus  hervor,  dass  der  obenerwähnte  Kammer 
liudex  provincialis«  des  Schässburger  Stuhles  ist  und  dass  auf  der 
Schenker  Stuhlsversammlung  im  Jahre  1374  die  »iudices  de  Schenk  regis 
et  provincialium  sedis  eiusdem«  anwesend  sind  •'')  Ausserdem  geht  ja  aus 
den  angeführten  Urkunden  des  Jahres  1380  und  1387  ebenfalls  hervor, 
dass  es  sich  um  »iudices  provinciales«  des  Stuhles  handelt.  Die  einzige 
Erklärung,  welche  wir  demnach  für  diesen  kombinierten  Titel  geben  können 
ist  die,  dass  die  betreffenden  Königsrichter  gleichzeitig  auch  Stuhlsrichter 
gewesen  sind,  dass  sie  also  zeitweilig  beide  Ämter  zugleich  bekleidet  haben. 
Eine  Bestätigung  findet  diese  Auffassung  auch  darin,  dass  in  der  Urkunde 
des  Jahres  1380  der  Stuhlrichter  hinter  dem  Bürgermeister  fehlt,  was 
ja  natürlich  ist,  weil  der  Königsrichter  auch  »iudex  provincialium 
sedis  Cybiniensis  •  ist.  Das  »constitutus«  in  der  Urkunde  des  Jahres  1310 
fällt  diesem  gegenüber  gar  nicht  ins  Gewicht.  Dies  wäre  also  wiederum 
ein  überzeugender  Beweis  für  die  Existenz  des  Stuhlsrichteramtes  seit 
dem  Beginn  des  14.  Jahrhundorts. 


«)  rrkundeiibucti  III,  p.  47,  Nr.  1298. 
»)  Urkundenbuch  I,  p.  318,  Nr.  345. 
»)  l'rkundenbucli  II,  p.  529,  Nr.  1131. 
*)  rrkundeubucl»  II,  p.  Üü7,  Nr.  1211. 
i)  Urkundenbuch  II,  p.  433,  Nr.  1034. 
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Als  Beweis  dafür,  dass  der  Titel  »iudex  provincialis«  für  den  vom 
Volke  gewählten  Stuhlsrichter  im  14.  Jahrhundert  gebräuchlich  Avar,  mögen 
folgende  der  Geschichte  des  Mediascher  Stuhles  entnommenen  Daten  dienen: 
Im  Jahre  1356  und  1359  werden  uns  daselbst  »iudices  provinciales« 
genannt.')  Dass  wir  unter  diesem  Titel  die  Stuhlsrichter  zu  verstehen 
haben,  geht  daraus  liervoi-,  dass  1359  neben  den  beiden  »iudices  provinciales« 
auch  der"  »iudex  Hungaricalis  domini  regis«  namentlich  angeführt  wird, 
und  dass  dieser  unzweifelhaft  der  vicegerens  des  königlichen  Oberbeamten 
—  in  diesem  Falle  also  des  Szeklergrafen  —  ist,  geht  daraus  hervor,  dass 
1412  die  Bevollmächtigten  des  Grafen  des  Bistritzer  Distriktes  als  »iudices 
üngaricales  vel  familiäres  comitis  Siculorum«  bezeichnet  werden. ^j 

Und  dass  die  zeitweilige  Übertragung  des  Stuhlsrichteramtes  auf 
den  Königsrichter  sehr  wohl  denkbar  ist,  geht  aus  dem  früher  über  die 
nahe  Beziehung  dieser  königlichen  Beamten  zum  sächsischen  Volke  Gesagten, 
dessen  Söhne  sie  waren,  hervor. 

Ja  1367  nennt  sich  Jakob  Hentmannisse  Bürgermeister  von  Hermann- 
stadt und  »iudex  provincialis«,  er  hat  also  gleichzeitig  beide  Ämter  inne- 
gehabt ;  auch  ein  Beispiel  für  die  Vereinigung  des  Stuhlsrichteramtes 
mit  einem  höheren.^) 


>)  Uikundenbuch  II,  p.  122,  Nr.  705  und  p.  157,  Nr.  743. 

«)  UrkundenbucJi  III,  p.  534,  Nr.  1683. 

»)  Urkuodenbucb  II,  p.  290.  Nr.  893.  —  Hiebei  habe  ich  mich  allerdings  an  die 
Interpunktion  des  Urkundenbuches  gehalten,  die  ein  für  ihre  Richtigkeit  sprechendes 
Argument  in  der  Analogie  der  erwähnten  Urkunden  aus  dem  Jahre  1380  und  1387 
besitzt  Nach  dem  rrkundenbuch  lautet  der  Satz  »nos  Jacobus  Hentmannisse  magister 
civium  de  Cybinio  iudex  provincialis,  Seruacius,  Georgius  coquuus,  Symon  aurifaber« 
etc.  Nicht  so  Seiwert,  Archiv  XII,  p.  220,  Anm.  23,  dieser  setzt  hinter  Cibinio  ein  Komma 
und  bezeichnet  auf  Grund  dessen  Servacius  und  Georgius  coquus,  die  als  zwei  Personen 
von  ihm  angesehen  werden  und  anzusehen  sind  —  siehe  Seiwerts  Liste,  p.  206  —  als 
Stuhlsrichter,  wobei  er  dann  freilich  übersieht,  dass  hiemit  der  Singularis  »iudex  pro- 
vincialis« im  Widerspruch  steht.  Eine  andere  Möglichkeit  besteht  nun  allerdings 
darin,  dass  hinter  Cybinio  und  hinter  Seruacius  ein  Komniii  gesetzt  werden  kann, 
wobei  das  hinter  provincialis  stehende  selbstverständlich  wegfällt;  dann  wäre  bloss 
Seruacius  Stuhlsrichter,  also  der  Singularis  begründet.  Für  diese  Ansicht  fällt  auch  ins 
Gewicht,  dass  wir  1372  einen  Seruacius  als  comes  Cybiniensis  zweimal  erwähnt  finden 
(Urkundenbuch  II,  p.  376,  Nr.  980;  p.  395.  Nr.  996)  und  dass  aus  seiner  Stellung  in 
der  Reihe  der  Namen  in  der  letztern  Urkunde  unzweifelhaft  hervorgeht,  dass  er  Stuhls- 
ricliter  war;  allein  in  der  ersteren  Urkunde  steht  neben  ihm  auch  noch  ein  »Seruacius 
civis  Cybiniensis«.  (Vgl.  auch  p.  388,  Nr.  989.)  Der  5  jährige  Zwischenraum  zwischen 
der  Urkunde  des  Jahres  1367  und  dieser  des  Jahres  1372  erregt  in  uns  nun  in  An- 
betracht der  jährlichen  Wahl  der  Stuhlsrichter  auch  einige  Bedenken  gegen  die  Annahme 
einer  kontinuierlichen  Bekleidung  des  Amtes  durch  Seruacius  von  1367—1372;  gleich- 
wohl ist  diese  Amtsführung  in  Anbetracht  der  in  diesem  Abschnitt  nachgewiesenen 
wiederholten  Bekleidung  des  Postens  durch  dieselben  Pereoneu  in  mehreren  aufeinander- 
folgenden Jahren  nicht  nur  nicht  unmöglich,  .sondern  .sogar  wahrscheinlich.  Es  können 
also  die  gegen  diese  Kumulierung  des  Bürgermeisteramtes  mit  dem  des  Stuhlrichters 
bestehenden  Zweifel  zum  mindesten  nicht  zerstreut  werden. 
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Ist  nun  die  Existenz  des  Stuhlsrichteramtes  bis  zum  Beginne  des 
14.  Jahrhunderts  zurück  erwiesen,  so  wird  es  uns  auch  nicht  allzu 
schwer  fallen,  den  Zeitraum  vom  Androanum  bis  dahin  zu  überbrücken. 
In  dem  Abschnitte  über  die  Königsrichter  {ilaubo  ich  dargelegt  zu  haben, 
dass  dem  Volke  auch  weiterhin  die  freie  Wahl  ihrer  Richter,  das  heisst 
also  der  »Stuhlsrichter«  überlassen  worden  ist,  woraus  der  Weiterbestand 
des  Amtes  im  13.  Jahrhundert  hervorgeht.  Ein  Konigsbeamter  an  der 
Spitze  des  Stuhles  ohne  einen  ihm  vom  Volke  beigestellten  Volksbeamten 
halte  ich  für  undenkbar;  dies  bekräftigt  auch  die  Analogie  der  Verhältniss(> 
im  Mediascher  Stuhl  und  in  dem  Histritzer  und  Kronstadter  Distrikt. 
Da.ss  wir  aus  dem  13.  Jahrhundert  nun  keine  weiteren  urkundlichen 
Zeugnisse  für  das  Bestehen  des  Amtes  anführen  können,  kann  diese;  An- 
schauung nicht  entkräften. 

Was  die  Kompetenz  der  Stuhlsrichter  anbetrifft,  so  lässt  sie  sich 
mit  dem  Hinweis  auf  die  ausgeführte  Vergleichung  mit  den  Rechten  von 
Sard  dahin  formulieren,  dass  der  Stuhlsrichter  die  niedere  Gerichtsbarkeit 
selbständig  handhabte  und  dem  Königsrichter  in  der  Stuhlsversammlung 
und  beim  Stuhlsgericht,  gleichsam  als  Repräsentant  der  Stuhlsgemeinde 
dem  Königsbeamten  gegenüber,  zur  Seite  stand.  Ich  habe  früher  darauf 
hingewiesen,  dass  der  Charakter  des  Königsrichters  als  Bevollmächtigtun 
des  Königs  oder  des  Comes  vor  allem  darum  nicht  so  sehr  zum  Ausdrucke 
kam,  weil  die  Königsrichter  Sachsen  waren;  so  tritt  denn  der  Stuhls- 
richter im  13.  und  14.  Jahrhundert  auch  weit  weniger  hervor  als  es  seiner 
Bestimmung  nach  —  der  Vertreter  der  Stuhlsgemeinde  zu  sein  —  an- 
genommen werden  könnte.  So  ist  es  auch  begreiflich,  dass  im  14.  Jahr- 
hundert die  Königsricliter  sehr  häutig  und  im  15.  Jahrhundert  mit  den 
Stuhlsrichtern  gemeinsam  die  Vertreter  der  Stühle  auf  der  Gauversammlung 
und  bei  sonstigen  Anlässen  sind.  Es  ist  aber  darum  umso  bezeichnender 
für  die  Zähigkeit,  mit  welcher  die  Rechtsinstitutionen  aus  der  ersten  Zeit 
der  Kolonien  sich  behauptet  haben,  dass  das  Amt  des  Stuhlsrichtere  diese 
Zeit  überdauerte  und  auch  damals  noch  bestehen  blieb,  als  die  Königs- 
richter —  durch  Überlassung  ihrer  Wahl  von  selten  des  Königs  an  das 
Volk  —  zu  wirklichen  Volksbeamten  wurden. 

Sowohl  im  Szeklerlande  als  auch  auf  Königsboden  war  der  Königs- 
richter also  ein  Volksbeamter,  der  gemeinsam  mit  den  Beisitzern  Recht 
sprach.  Da  der  Königsrichter  im  Szeklerlande  jedoch  bis  in  die  Mitte 
des  IG.  Jahrhunderts  nur  ein  Kontrollbeamter  und  der  Bevollmächtigte 
des  Comes  zur  pjnkassierung  seiner  Gerichtsgefälle  war,  so  blieb  der 
Kompetenzkrois  des  iude.x  terrestris  daselbst  sowohl  quantitativ  als  auch 
qualitativ  unbeschränkt.  Es  stand  ihm  jedoth  in  iuridicis  der  Haupt- 
mann als  Kollege  zur  Seite.  Als  aber  der  Königsrichter  zum  Organe  des 
Stuhlsgerichtes  geworden  war,  wurde  der  Stuhlsrichter  aus  seinem  Amte 
hinausgedrängt    und  erlebte   dann    —   allerdings   unter   anderen»  Namen 
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und  in  verschiedener  Hinsicht  mit  anderem  Amtsbereich  —  im  »viceiudex 
regiiis«  sein  Wiedererwachen. 

Der  iudex  terrestris  des  Sachsenbodens  war  und  blieb  Organ  der 
Stuhlsgemeinde  mit  beschränktem  Amtsbereich  und  stand  später  dem 
Königsrichter  als  collega  minor  zur  Seite.  Wir  sehen  also  hier  und  dort 
trotz  mannigfacher  Ähnlichkeit  nicht  unwesentliche  Verschiedenheiten, 
die  sich  nur  bei  der  Annahme  einer  selbständigen  Entwicklung  der 
Stuhlsverfassung  beider  Gebiete  erklären  lassen. 

Die  Beisitzer  des  StiiliLsgericlites. 

Sowohl  bei  den  Szeklern,  als  auch  bei  den  Sachsen  konnten  die 
Richter  nur  in  Gegenwart  von  Beisitzern  ein  Urteil  fällen,  ja,  wir  können 
diese  Beisitzer  als  die  eigentlichen  Urteilsfinder  bezeichnen. 

Auf  Szeklerboden  war  das  Gericht  ein  öffentliches.  Es  beteiligte 
sich  daran  die  ganze  Stuhlsgemeinde  bzw.  derjenige,  welcher  sich  dazu 
veranlasst  fühlte.  Der  Landtag  von  Schüssburg  (1562)  »schliesst  alle  von 
der  Gerichtssitzung  aus«,  nachdem  er  die  Errichtung  eines  Geschworenen- 
körpers von  12  Mitgliedern  in  allen  Stühlen  angeordnet  hatte.')  Bis  1505 
scheint  die  Nationsversammlung  in  Udvarhely  die  appellierten  Prozesse 
entschieden  zu  haben.  Bei  diesem  öffentlichen  Gerichtsdinge  der  Stuhls- 
versammlung gaben  jedenfalls  die  Angesehenen  und  Einflussreichen  den 
Ausschlag,  da  die  Stimmen  nicht  gezählt,  sondern  gewogen  wurden  ;  oft 
mag  jedoch  auch  die  Menge  ihren  Willen  zu   erkennen   gegeben    haben. 

Die  Regellosigkeit  einer  solchen  Gerichtsgebarung  führte  dann 
schliesslich  —  wie  es  scheint  jedoch  nicht  vor  dem  15.  Jahrhundert 
—  zur  Bildung  eines  geschlossenen  Geschworenenkörpers.  Bei  den 
vom  Comes  präsidierten  Gerichtssitzungen  begegnen  uns  bereits  1407 
»12  personati  seniores«  als  Beisitzer,  2)  1451  im  Maroscher  Stuhl  24.*)  Öfters 
sind  einfach  die  Senioren  des  Stuhles  als  Beisitzer  angeführt,  so  1453, 
1459,  1484  etc.^)  Als  Geschworene  werden  diese  Beisitzer  zum  ersten- 
mal 1448  bezeichnet-'')  und  dann  in  der  Folgezeit  öfters,  so  1487  und  1492.") 
Nach  dem  Privilegium  Wladislaw  II.  ex  1499  sollte  auch  der  Comes  der 
Szekler  an  die  Gegenwart  von  zwölf  Geschworenen  bei  der  Rechtsprechung 
gebunden  sein,'') 

Dass   die  Errichtung    von    besonderen  Geschworenenstühlen  in  der 


«)  Sz.  0.  II,  p.  163. 

*)  Sz.  0.  I,  p.  102,  Nr.  88. 

»)  Sz.  0.  I,  p.  163,  Nr.  133. 

*)  Sz.  0.  I,  p.  166,  177,  251  etc. 

»)  Sz.  0.  I,  p.  158. 

«)  Sz.  0.  I,  p.  265  und  270. 

')  Sz.  0.  III,  p.  141.  Vgl.  zum  bisher  Gesagten  auch  Sz.  0.  I,  p.  102,  130,  137, 
212.  235,  251,  2.Ö4,  265,    270,  328,  330,  343,  345;  II,  p.  15,  p.  24:  JII,  p.  145  etc. 
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Tat  nur  im  15.  Jahrhundert  vor  sich  fj:egan}?en  ist,  erweisen  auch  die 
Zabolaer  Beschlüsse.  Die.sLMi  ^^einäss  bestand  146G  unter  den  :i  Stühlen 
nur  im  Kezdyer  Stuhl  ein  Geschworenenkörper.  Nach  dem  Muster  des- 
selben siillte  nun  auch  im  Sepsyer  und  Orbayer  ein  solcher  eingerichtet 
werden,  und  zwar  sollte  die  eine  Hälfte  der  Beisitzer  den  beiden  obern 
Ständen,  die  andere  dem  dritten  Stande  entnommen  werden.  Ein  solcher 
(ieschworenenstuhl  aus  17  Gliedern  wurde  1505  für  die  f,'anze  Natiim 
als  Appellationsinstanz  in  Tdvarhely  eingerichtet,  jedoch,  wie  es  scheint, 
mit  nicht  grossem  Krfolg.')  Die  Amtsdauer  dieser  sollte  lebenslänglich 
sein.  Die  Zabolaer  Versammlung  ordnete  eine  jährliche  Wahl  an,  wobei 
Wiederwahl  zulässig  war. 

Nach  dem  Beschlüsse  der  Zabolaer  Versammlung  oblag  diesen 
Beisitzern  in  erster  Linie  die  Rechtsprechung  nach  bestem  Wissen  und 
Gewissen;  absichtliche  Rechtsverdrehung  und  wissentliche  Rechtsver- 
bergung wurde  mit  der  Strafe  des  Geschundenwerdens  belegt.  Den  tie- 
schworenen  oblag  die  Urteilsfällung,  den  Stuhlsbeamten  die  I..eitung  der 
A^erhandlung  und  der  Untersuchung.  Der  Besuch  der  Gerichtssitzungen 
war  für  die  Geschworenen  obligat;  nur  triftige  Gründe  entschuldigten. 
Beschlussfähig  war  der  Geschworenenkörper  bei  Anwesenheit  der  Hälfte 
der  Beisitzer.  Eine  Beschimpfung  derselben  wurde  mit  einer  Strafe  von 
zwölf  Mark  belegt,  der  Busse  des  Zungenausschneidens.  Auch  sollten  sie 
die  Gerichtssporteln  den  Beamten  ausfolgen. ^j  (Jhne  sie  durften  die  Beamten 
kein  Urteil  fällen. 

Vor  ihr  Forum  gehörten  alle  Prozessangelegenheiten,  Zivil-  und 
Kriminalprozes.se;  Grundbesitzprozesse,  deren  Objekt  3  fl.  an  Wert  überstieg, 
ktjnnten  von  ihrer  Entscheidung  im  Appellationswege  bis  an  den  Fürsten 
geleitet  werden.*)  Nach  Wladislaws  Privilegium  sollten  sie  jedoch  ohne 
Kenntnis  des  Comes  ein  Todesurteil  bei  Strafe  der  »perpetua  infidelitast 
nicht  fällen  dürfen.*)  Die  Zabolaer  Beschlüsse  und  die  Szekler  Rechts- 
sammlung aus  dem  Jahre  1555  kennt  jedoch  eine  solche  Beschränkung 
nicht. '^j  Die  innerhalb  eines  Stuhles  auftauchenden  Prozessangelegeidieiten 
mussten  zunächst  vor  das  Gericht  dieses  Stuhles  gebracht  werden  und  durften 
erst  im  Appellationswege  weiter  geleitet  werden. '')  Eine  Verletzung  dieses 
Rechtes,  ein  Stuhlsbruch,  (sz6ktör6s)  wurde  mit  24  gyra  =:  12  tl.  gebüsst.^) 
Vor  den  Wojwoden  durfte  kein  Prozess  in  erster  Instanz  gebracht  werden.**) 
1562  bestimmte  der  Landtag,  dass  alle  14  Tage  Gerichtssitzung  stattfinde,') 


»)  8z.  0.  I,  p.  306  und  p.  313. 

»)  Sz.  0.  III,  p.  83f. 

»)  Sz.  0.  II,  Nr.  244,  p.  38  und  Nr.  314;  p.  120,  .Art.  18;  p.  12.-5,  Art.  55. 

«)  Sz.  0.  III,  p.  143. 

»)  Sz.  0.  II,  Nr.  314,  p.  122,  Art.  37,  38  und  39. 

•)  Sz.  0.  II,  p  120,  Art.  18  und  p.  163. 

T)  Sz.  0.  II,  Nr.  314,  p.  119,  Art.  5. 

•)  ebenda,  p.  122,  Art.  35  und  3(J. 

•)  Sz.  U.  11,  p.  16.3.  4 
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und  zwar  sollte  das  Geschworenenkollegium  aus  je  zwölf  gesetzeskundigen, 
ehrbaren  Primoren  und  Primipilen  bestehen ;  diese  durften  sieb  bei  der 
Urteilsfällung  durch  Freundschaft,  Hass,  Geschenke  und  Versprechungen 
nicht  beeinflussen  lassen. 

Demnach  wurde  das  Volk  als  Gerichtsgemeinde  im  15.  Jahrhundert 
durch  den  Geschworenenkörper  abgelöst,  die  Rechtsprechung  also  zur 
Aufgabe  einer  besonderen  Behörde  gemacht  und  schliesslich  1562  die 
Anwesenheit  Nichtbeteiligter  direkt  verboten. 

Ähnlich  wie  auf  Szeklerboden  vollzog  sich  die  Entwicklung  der 
Organisation  des  Gerichtes  auch  auf  dem  Gebiete  der  7  Stühle.^)  1329 
Urkunden  neben  den  Stuhlsbearaten  »ceteri  comites  ac  iudices«  des  Schenker 
Stuhles. 2)  Beim  Schiedsspruch  im  Hattertstreit  zwischen  Schellenberg  und 
Talmatsch  stehen  den  »Comites  Cybinienses«  mehrere  Comites  der  nahe- 
liegenden Dörfer :  Rothberg,  Burgberg,  Thalheim,  Kaslenholz,  Neppendorf 
und  Heitau  zur  Seite.^)  1342  sind  die  Stuhlsbeisitzer  unter  »universi 
seniores  provinciales  sedis  Cybiniensis«  zusammengefasst.*)  Im  Stolzen- 
burg-Salzburger  Streit  Urkunden  die  Beamten  des  Hermannstädter  Stuhles 
»totaque  communitas  iuratorum  de  eodem  Cybinio  necnon  universitas 
provincialium  eiusdem  sedis  Cybinii«  ;  die  iurati  sind  offenbar  Geschworene 
der  Stadt. '^)  Die  Schässburger  Stuhlsversammlung  heisst  sich  1349  »uni- 
versitas civium  ac  seniores  castri  Sches  et  ad  eos  pertinentes«.^)  Der 
Vergleich  zwischen  Michelsberg  und  Heitau  wird  vor  den  Beamten  des 
Stuhles  Hermannstadt,  mehreren  namentlich  angeführten  Bürgern  der 
Stadt  und  Grafen  aus  der  Umgebung  und  vor  den  -ä-übrigen  Provinzialen« 
des  Stuhles  abgeschlossen.')  Ein  Kaufvertrag  innerhalb  des  Schässburger 
Stuhlsgebietes  wird  von  dem  »iudex  provincialis«  und  zahlreichen  namentlich 
angeführten  comites,  dem  villicus  und  Bürgern  von  Schässburg  und 
»vielen  glaubwürdigen  Männer«,  bezeugt.**)  Die  Ernennung  der  beiden 
Königsrichter  zeigt  König  Ludwig  1374  den  »Senioren  und  allen  Sachsen 
des  Stuhles  Leschkirch«  an.^)  1374  bezeugten  »die  iudices  de  Schenk 
regis  et  provincialium  .  .  .  cum  ceteris  senioribus  de  eodem  Schenk  et 
de  aliis  sedibus«  einen  Landkauf  der  Gemeinde  Jakabsdorf.")  An  der  Ent- 
scheidung des  zwischen  Burgberg  und  Rothberg  wegen  der  Gundolfsmühle 


»)  Ich  ziehe  hier  natürlich  nur  die  Urkunden,  welclie  einzelne  Stühle  betreffen, 
lioran,  also  mit  Ausschlu.ss  deren  der  Gaugerichtstage. 
»)  Urkundeubuch  I,  p.  431,  Nr  472. 
«)  Urkundenbuoh  I,  p.  497,  Nr.  548  ex  1339. 
*)  Urkunden  buch  1,  p.  522,  Nr.  572. 
»)  Urkundenbuch  II,  p.  35,  Nr.  616  ex  1346. 
«)  Urkundenbuch  II,  p.  67,  Nr.  650. 
')  Urkundenbuch  II,  p.  144,  Nr.  727  ex  1357. 
8)  Urkundenbuch  II,  p.  322,  Nr.  925. 
•)  Urkundenbuch  II,  p.  417,  Nr.  1023. 
«•j  Urkundenbuch  11,  p.  433,  Nr.  1034. 
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und  einem  Stück  Land  sehwebenden  Streites  sind  der  Kiinitrs-  und  Stulds- 
richter,  der  Biirjiermeister  und  villicus  von  Herniannstadt.  die  villic-i  von 
11  Stuhlsorten,  einij^e  Grafen  und  sunstiire  Vertreter  der  Ortschaften  und 
zahlreiche  Zeugen  und  Eideshelfer  von  Grossscheuern,  Stolzenburj,'  und 
Hahnbach  beteiligt.')  Der  Brief  des  Königs  Ludwig  I.  ex  1381  in  An- 
gelegenheit des  Streites  zwischen  Agnetheln  und  Grossschenk  um  die 
Vorortsehaft  ist  an  die  »iudices,  seniores.  iurati  et  universi  Saxonesc  des 
Schenker  Stuhles  gerichtet.*)  Den  Vertrag  des  Hermannstädter  Stuhles  mit 
den  Walachen  schliessen  der  villicus  von  Herniannstadt  und  Heitau  .... 
»totaque  villicorum  et  seniorum  civitatis  et  sedis  universitas^  im  Beisein 
des  Bischofs  Goblinus  ab.^)  »Die  iudices,  iurati  c-ives  ac  universi  sedis 
Cibiniensis  provincialiuni  seniores«  bezeugen  1887  die  Beilegung  des 
Hattertstreites  zwischen  Freck  und  Szakadat.  In  ihrem  Auftrage  hatten 
der  Königsrichter  und  drei  Grafen  die  Grenzbegehung  vorgenommen.*)  Der 
Vergleich  zwischen  Comes  Tylo  von  Retersdorf  und  der  Gemeinde  Selig- 
stadt wird  vor  den  »iudices  iuratique  seniores  sedis  Schenk«  und  in 
Gegenwart  vieler  fürsichtig  weiser  Männer  und  mehrerer  namhaft  gemachter 
Zeugen  vollzogen.*)  Bei  einer  Urkundenerneuerurg  sind  1890  ausser  dem 
Königsrichter  auch  die  seniores  von  Schenk  zugegen-" i  Die  »iudices, 
iurati  consules  ac  universi  seniores  sedis  Segesvär«  entscheiden  1898  den 
Gebietsstreit  zwischen  Grosslasslen  und  Dunnesdorf.^)  Namhaft  gemacht  sind 
der  iudex  provincialis  des  Stuhles,  der  villicus.  der  magister  civium,  vier 
Plebane  und  mehrere  cives  und  iurati  von  Schiissburg,  mehrere  Manner 
aus  umliegenden  Orten  und  ein  Vertreter  der  7  Stühle.  Der  Erbschafts- 
vergleich des  Comes  Johann  von  Grossschenk  und  der  Ursula,  der  Gattin 
des  Comes  Paul  von  Herpen,  wird  von  den  zwei  Königsrichtern  und  den 
»universi  iurati  consules  ac  seniores  sedis  Schenk«  ausgestellt.**)  p]benso 
wird  eine  Ent.scheidung  des  Hermannstädter  Stuhlsgerichtes  mit  den  Worten 
eingeleitet  »Nos  comites  iudices,  iurati  consules  et  seniores  civitatis  ac 
sedis  Cybiniensis«.')  Als  anwesend  werden  angeführt:  Der  Königsrichter, 
der  Pleban,  der  Praeconsul  und  4  Bürger  von  Hermannstadt,  2  comites  von 
Kothberg,  1  von  Burgberg,  1  von  Xeudorf,  2  Einwohner  von  Hammers- 
dorf; ferner  sind  —  abgesehen  von  den  streitenden  Parteien  —  die  Hannen 
von  Burgberg,  Grossau  und  Salzburg,  der  Pleban  von  Hahnbach  und 
einige  Senioren  von  Salzburg  als  anwesend  bezeichnet.  Als  Vertreter  bei 


»)  Urkundenbuch  II,  |>.  530,  Nr.  1131. 

*)  Urkundenbuch  II,  |).  543,  Nr.  1146  und  1147. 

»)  Urkundenbucli  II.  p.  .')65,  .Nr.  1170. 

♦)  Urkundenbuch  II,  p.  607,  Nr.  1211. 

»)  Urkundenbuch  II,  p.  637,  Nr.  123Ü. 

••)  Urkundenbuch  II,  p.  649,  Nr.  1252. 

')  Urkundenbuch  III,  p.  47,  Nr.  1298. 

•)  Urkundonbiich  III,  p.  235,  Nr.  1421. 

•)  Urkundenbuch  III.  p.  308,  Nr.  16o2. 
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der  Vertragschliessung  zwischen  dem  Schenker  Stuhl  und  den  Walachen 
des  Fogarascher  Geländes  sind  ausser  dem  Königs-  und  Stuhlsrichter  die 
»iurati  consules    ac  seniores    universi«    des  Schenker  Stuhles    zugegen.') 

Aus  diesen  Daten  können  wir  ersehen,  dass  auf  dem  Königsboden 
zwischen  eigentlichen  Stuhlsversaramlungen  und  Gerichtssitzungen  kein 
Unterschied  gemacht  werden  kann.  Die  Stuhlsversammlung  ist  in  dieser  Zeit 
zugleich  auch  Gerichtsversamlung,  oder  das  Stuhlsgericht.  Von  einem  der  Zahl 
nach  festgelegten  Geschworenenkörper  können  wir  innerhalb  dieser  Zeit  also 
nicht  sprechen.  Zwar  kommen  in  dem  Hermannstädter,  Schässburger  und 
Schenker  Stuhlsgerichte  auch  »iurati«  vor,  doch  sind  diese  zweifellos 
Geschworene  der  Städte  und  im  Schenker  Stuhl  wohl  des  Ortes  Schenk, 
wie  der  Vergleich  obiger  Daten  lehrt.  Wohl  könnten  in  einigen  Urkunden 
die  »iurati«  auch  als  Stnhlsgeschworene  erscheinen, 2)  doch  sind  solche  Zwei- 
deutigkeiten nur  auf  eine  nicht  ganz  korrekte  Formulierung  der  ein- 
leitenden Worte  zurückzuführen.  Neben  den  Geschworenen  einzelner  Orte 
finden  sich  dann  immer  noch  Grafen,  Hannen,  Bürger  der  Städte  und 
Dörfer  und  die  ofterwähnten  Senioren;  letztere  sind  die  älteren,  achtbaren, 
angesehenen  Stuhlsbewohner  ohne  irgend  welchen  amtlichen  Charakter; 
ihr  Ansehen  verschaffte  ihnen  auch  Einfluss  auf  die  Entscheidung  im 
Gerichtsding. 

Auch  besteht  diese  Gerichtsversammlung  nicht  etwa  aus  Dele- 
gierten der  Stuhlsorte  —  wie  man  aus  der  häufigen  Anwesenheit  der 
Coraites  und  villici  schliessen  könnte  — ,  denn  dem  Texte  der  Urkunden 
nach  zu  schliessen  sind  häufig  nicht  alle  Stuhlsorte,  meist  aber  nur  wenige 
vertreten.  Und  hinter  der  Liste  der  namentlich  Angeführten  steht  auch 
meist  die  Bemerkung  und  »viele  andere  fürsichtig  weise  Männer«  etc.,  was 
unzweideutig  erweist,  dass  das  Gericht  ein  Volksgericht  ist  und  dass  die 
ganze  Stuhlsgemeinde  das  Stuhlsgericht  bildete;  doch  ebenso  offenkundig 
ist  es,  dass  den  Ausschlag  bei  der  Urteilsfällung  die  Angesehensten  und 
Einflussreichsten  gaben,  denn  von  ihnen  werden  die  gewichtigsten  meist 
namentlich  angeführt.  Die  Entscheidung  wurde  am  Stuhlsvororte  getroffen, 
bei  Gebietsprozessen  nicht  selten  an  Ort  und  Stelle ;  häufig  Hess  die 
Stuhlsversammlung  den  Tatbestand  durch  seine  Delegierten  —  meist  unter 
der  Leitung  des  Königsrichters  —  feststellen  und  entschied  dann  am  Stuhis- 
vororte  auf  Grund  des  erstatteten  Berichtes. 

Eine  qualitative  Beschränkung  der  Kompetenz  des  Stuhlsgorichtes 
durch  diejenige  der  Provinzialversamralung  lässt  sich  nicht  feststellen. 
Ebensowenig  ist  ein  fest  umschriebener  Instanzengang  zu  erkennen.  Die 
Stuhlsgemeinde  und  die  Gauversammlung  urteilen,  in  Hattertprozessen 
oft  beide  in  erster  Instanz,  wie  aus  zahlreichen  Beispielen  ersichtlich  ist.^) 

>)  Urkundenbucli  III,  p.  577,  Nr.  1722  ex  1413. 
«)  u.  a.  1389  in  Schenk,  Urkundenbuch  II,  p.  637,  Nr.  1239. 
>)  Siehe  u.  a.  Urkundenbuch  II,  p.  73,  Nr.  656;  I,  p.  522,  Nr.  572;   III,  p.  509, 
Nr.  1659  etc. 
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Doch  ist  es  selbstvorständlicli,  dass  Prozesse    vom  Stiihlst.'ericlit   iiiicli  an 
Hie  Gauvorsamnilnng  appolliert  wurden  und  werden  konnten. 

Dass  aber  selbst  das  Urteil  der  (Jauversammlung  nicht  immer  die 
nötige  Beachtung  fand,  erweist  ihr  dringendes  Bittgesuch  an  den  König 
im  Jahre  1374,  sie  zu  bevollmächtigen  in  seinem  Namen  den  durch  die 
(irossschenker  schwer  geschädigten  Bewohnern  von  Mergeln  (Genugtuung 
zu  verschaffen.')  Die  Sohenker  und  Hundertbüchlcr  hatten  sich  —  wie  es 
scheint  —  mit  dem  Urteil  der  7  Stühle  über  den  Besitz  des  Gebietes 
Widental,  das  zu  Gunsten  der  Mergler  ausgefallen  war,  nicht  zufrieden 
gegeben  ^)  und  in  wilder  Kachsucht  den  Brand  in  die  Kornfelder  der 
Mergler  geschleudert. 

Die  Aiif^abr  der  Stülile. 

Die  Stühle  sind  als  Jurisdiktions-  und  Vorwaltungshczirke  anzusehen. 
Die  Rechtsprechung  war  sowohl  bei  den  Szeklern,  als  auch  bei  den  Sachsen 
eine  der  wesentlichsten  Aufgaben  und  Rechte  der  Stuhlsgemeinde  und 
der  sie  leitenden  Beamten.  Da  hierüber  bei  Besprechung  der  Beamten 
das  Wesentlichste  gesagt  worden  ist,  will  ich  mich  darauf  beschränken, 
einiges  über  die  Bedeutung  der  Stühle  als  Verwaltungsbezirke  zu  sagen. 

Zunächst  war  die  Mitwirkung  der  Stühle  bei  der  Steuerverteilung 
und  Steuereinhebung  eine  nicht  unwesentliche.  Die  Beteiligung  des 
Hauptmannes  und  des  iudex  terrestris  an  der  Einhebung  der  Ochsen- 
steuer auf  Szeklerboden  geht  daraus  hervor,  dass  sie  für  ihre  Mithilfe 
nicht  unbeträchtliche  Remunerationen  erhalten  haben.')  Es  stellte  also 
der  Stuhl  den  königlichen  Einhebern  seine  eignen  Beamten  als  Kontroll- 
organe zur  Seite.*)  Die  Einhebung  der  Ochsensteuer  ist  offenbar  stuhls- 
weise erfolgt^) 

Dass  die  comitatus  vor  dem  Andreanum  gleichzeitig  auch  die  Steuer- 
bezirke darstellten,,  muss  als  selbstverständlich  erscheinen  ;  durch  das 
Andreanum  wurde  für  das  ganze  vereinigte  Gebiet  die  Pausclialsumme 
von  500  Mark  Silbers  als  Jahressteuer  festgestellt,  deren  Aufteilung 
und  Eintreibung  dem  Gau  anheiragestellt  wird.  Der  ersten  Aufteilung, 
die  durch  den  Gau  geschehen  sein  wird,  ist  jedenfalls  eine  allgemeine 
Schätzung  des  ganzen  (iebietes  oder  wenigstens  Zusammenzählung  iler 
Sessionen  vorangegangen,  auf  Grund  deren  dann  der  Steuerschlüssel  fest- 
gesetzt wurde.  Die  ungleiche  Entwicklung  der  verschiedenen  Teile  machte 
jedoch  eine  zeitweilige  Revision  dieses  Steuerschlüssels  notwendig.  So 
begegnen  wir  1355  einer  von    dem    Gau    ausgesandton    Kommission    die 


»)  Urkundenbuch  II,  p.  432,  Nr.  1033. 

»)  Urkundenbuch  II,  p.  111,  Nr.  694. 

•)  Sz.  0.  III,  p.  309  f. 

*)  Sz.  0.  III,  p.  141. 

')  Vgl.  hiezu  CJonnert:  A  szekelyek  intozinönyei,  \>.  97. 
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eine  >/neue.  entsprechende  und  gerechte  Konnumeration  der  Zahlhäuser« 
vornehmen  soll.  Auf  ihrem  Rundgange  kommen  sie  auch  nach  Mergeln 
und  sprechen  daselbst  der  Gemeinde  den  Besitz  des  Widentales  zu, 
wofür  diese  jedoch  die  aus  der  Steuer  von  500  ^Vlark  auf  ein  halbes  Zahl- 
haus entfallende  Quote,  als  Zuschlag  zu  ihrer  bisherigen,^)  zu  entrichten 
hat.  1374  übernimmt  die  Gemeinde  Jakobsdorf  für  ein  von  Schönberg 
gekauftes  Stück  Land  gleichzeitig  die  Verpflichtung  der  Zahlung  der  auf  ein 
Zahlhaus  entfallenden  Steuerlast  an  Stelle  des  Verkäufers,  jedoch  nur 
für  die  Dauer  der  Gültigkeit  des  bestehenden  Steuerschlüssels;  sobald 
aber  auf  königlichen  Befehl  eine  Neuschätzung  stattfinden  wird,  so  hört 
diese  Zahlungspflicht  auf  und  es  tritt  der  neue  Steuerschlüssel  in  Kraft.'-') 
Der  Kaufantrag  ist  vor  der  Schenker  Stuhlsgemeinde  abgeschlossen. 

Hieraus  geht  hervor,  dass  die  Zahl  der  Zahlhäuser  für  die  einzelnen 
Stühle,  ja  für  die  einzelnen  Gemeinden  festgelegt  war,  und  nur  von  Zeit  zu 
Zeit  —  zuweilen  wohl  auch  auf  königlichen  Befehl  —  revidiert  wurde,  und 
dass  ferner  nicht  nur  das  Haus  als  solches  bei  der  Schätzung  in  Betracht  kam, 
sondern  auch  der  Umfang  des  Grundbesitzes.  Dass  Steuerabschreibungen 
einzelner  Gemeinden  auf  Kosten  der  übrigen  infolge  königlicher  Ver- 
fügungen vorgekommen  sind,  lehrt  die  Verminderung  der  Zahlhäuser 
Heitaus  im  Jahre  1395  durch  König  Sigmund. 2)  Ursprünglich  muss  die 
Zahl  der  Zahlhäuser  eine  sehr  beträchtliche  gewesen  sein,  wenn  Sigmund 
z.  B.  Heitau,  das  um  die  Wende  des  15.  Jahrhunderts  nur  eins  hatte,  vier 
erlassen  konnte.*)  1468  haben  die  7  Stühle  —  ohne  den  Hermannstädter  — 
60^/2  Zahlhäuser,  1496  38  und  1506  82  V2-')  Dementsprechend  variiert 
auch  die  Beitragshöhe  der  einzelnen  Stühle:  seit  1495  lässt  sich  jedoch 
eine  gewisse  Stabilität  in  der  Verhältniszahl  erkennen  ;  doch  kommen  auch 
von  da  an  Schwankungen  vor.  Dass  die  Steuer  von  den  Stuhlsorganen 
eingehoben  wurde,  geht  daraus  hervor,  dass  die  Stühle  die  Steuer  durch 
ihre  Beauftragten  ablieferten,  und  unter  anderm  auch  aus  den  Steuer- 
registern des  Schässburger  Stuhles  aus  den  Jahren  1503—1508,^)  aus  denen 
wir  vor  allem  auch  einen  Einblick  in  die  Verteilung  auf  die  Dörfer  nach 
ganzen,  halben,  viertel  und  sechszehntel  Zahlhäusern  gewinnen.  Beachtens- 
wert ist,  dass  die  Stühle  unter  diesen  Umständen  imstande  waren,  indi- 
viduellen Bedürfnissen  Rechnung  zu  tragen.  So  überlässt  u.  a.  der  Schäss- 
burger Stuhl  1503  der  Gemeinde  Denndorf  von  ihren  Steuern  zum  Kirchenbau 
13  fl.  26  den.  und  Keisd  15  fl.,    im  folgenden  Jahre  denselben  Gemeinden 


»)  ürkundenbuch  II,  p.  111,  Nr.  694. 

»)  Ürkundenbuch  II,  p.  433,  Nr.  1034. 

»)  ürkundenbuch  II,  p.  156,  Nr.  1368. 

*)  Quellen    zur  Geschichte   Siebenbürgens    aus   Sächsischen    Archiven  I,    p.  423, 
426  etc. 

»)  ebenda,  p.  21  f.,  202,  404  f.  etc. 

•)  ebenda,  p.  394  f. 
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mul  Gross-Alisch,  Mohburg,  Grosslasslen,  Radeln,  Arkeden.  Trapold  etc.') 
namliafte  Beträge  zum  jrleichon  Zwecke.  Ausserdem  finden  wir  zahlreiche 
Nachlässe  wegen  Armut,  Bränden  und  bei  Arkeden  im  Jahre  1504  auch 
wegen  des  Schadens,  den  die  Szekler  angerichtet  haben.  Wir  sehen  also 
auch  hier,  dass  die  Gesamtheit  den  einzelnen  bei  der  Tragung  seiner 
Lasten  unterstützt.  Doch  war  eine  solche  Rücksichtnahme  auf  individuello 
Bedürfnisse  eben  nur  unter  den  Umständen  in  solchem  Masse  möglich,  dass 
die  Stuhlsgemeinde  infolge  ihres  bescheidenen  l'mfanges  diese  auch 
genügend  kennen  lernen  und  wünligen  konnte. 

Im  Kriege  bot  der  Stuhl  den  natürlii-heii  Rahmen  für  die  Organisation 
der  Insurrektionstruppen  dar.  Wenn  z.  B.  um  das  Jahr  1415  die  Bevoll- 
mächtigten des  Königs  die  Sachsen  auffordern  '  lo  ihrer  Mannschaft  ins  Feld 
zu  stellen,  gleichwie  der  Adel  jeden  zehnten  Jobbagyen  ausrüsten  musste, 
so  ist  eine  solche  Insurrektion  stuhlsweise,  mit  dem  Königsrichter  an  der 
Spitze,  zu  denken.  In  seinen  Insurrcktionsvor.schriften  an  die  Adeligen, 
Szekler  und  Sachsen  aus  dem  Jahre  1463  ^)  gibt  Matthias  bezüglich  der 
Sachsen  zwar  keine  genauem  Vorschriften,  doch  nuissten  sie  gewiss  auch 
den  grössten  Teil  ihrer  Waffenfähigen  ins  Feld  stellen,  oder  wenn  wir 
die  Analogie  der  vorigen  Urkunde  heranziehen,  ebenso  wie  die  Jobbagyen 
der  Adeligen,  mit  */r.  ihrer  Mannschaft  ausrücken,  wenn  ihnen  nicht 
etwa  gestattet  war,  zum  Schutze  ihrer  Kirchenburgen  eine  beträchtlichere 
Zahl  zurückzulassen.  Für  solche  beträchtliche  Insurrektionsmassen  bot  sich 
die  stuhlsweise  Gliederung  und  Formierung  als  die  natürlichste  dar. 

Nach  der  erwähnten  Urkunde  aus  dem  Jahre  1355  ')  muss  ich  an- 
nehmen, dass  auch  die  Stellung  der  Mannschaft  zu  den  500  Bewaffneten, 
die  das  Andreanum  den  7  Stühlen  auferlegte,  nach  einem  —  mir 
freilich  nicht  bekannten  —  Schlüssel  den  einzelnen  Stühlen,  auferlegt 
wurde. 

Im  Szeklerlande  war  die  Bedeutung  der  Stühle  in  militärischer 
Hinsicht  natürlich  eine  noch  grössere.  Stuhlsweise  erfolgte  die  Musterung, 
die  dem  Hauptmann  oblag;  stuhlsweise  rückten  sie  ins  Feld  unter  dem 
Kommando  des  Hauptmannes  oder  seiner  Hilfsorgane,  die  für  die  Durch- 
führung der  Insurrektion  zu  sorgen  hatten  und  stuhlsweise  erfolgte  auch 
die  Repartitinn  der  Auslagen,  welche  aus  einer  nur  teilweisen  Insurrektion 
erwuchsen.') 

Dass  der  Stuhl  als  feste  Organisation  seine  Interessen  nach  aussen 
zu  vertreten  in  der  I^age  war  und  seine  diesbezüglichen  Aufgaben  zu 
erfüllen  suchte,  lehren  z.  B.  die  Verträge  des  Schonkor  Stuhles  mit  den 
Walachen    des  Fogara.scher  Geländes    und    der  Hermannstädter    mit    den 


»)  Qoellen  zur  Ge.schichte  Siebonbürgen.s  etc.,  p.  896. 

»)  Sz.  0.  I,  p.  196. 

•)  Urkundonbuch  II,  p.  111,  Nr.  694. 

*)  Conncrt:  A  szekelyek  intÄzmenyei,  p.  86  f. 


—    50    — 

umwohnenden  Walachen.*)  Auf  Szeklerboden  wäre  diesem  der  energische 
Protest  der  Stühle  Sepsy  und  Csik-Gyergyo  gegen  die  Lostrennung  ein- 
zelner Gebietsteile  als  selbständige  Stühle  und  der  Kampf  gegen  die 
Exemption  einiger  Städte  aus  dem  Stuhlsgebiete  an  die  Seite  zu  stellen. 

Das  Entscheidungsrecht  der  sächsischen  Stühle  über  die  Stuhlsprädien 
war  natürlich   auch  Angelegenheit  der  Stühle  als  Marktgenossenschaften. 

Der  Mangel  an  Weistümern  versagt  es  uns,  in  Einzelheiten  einzu- 
dringen, doch  geht  aus  dem  Gesagten  die  Bedeutung  der  Stühle  als 
Verwaltungsbezirke  wohl  auch  genügend  hervor. 

* 

Fassen  wir  das  Ergebnis  kurz  zusammen:  Die  Stühle  lassen  sich 
auf  Grund  der  Tatsache,  dass  wir  urkundliche  Beweise  für  ihren  Bestand 
nur  aus  dem  letzten  Viertel  des  13.  Jahrhunderts  bzw.  dem  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts  erbringen  können,  nicht  als  Schöpfungen  dieser  bewegten 
Zeit  bezeichnen;  ihre  Entstehung  ist.  vielmehr  in  die  Zeit  der  Besiedlung 
zurückzuversetzen.  Als  die  Urbilder  der  sächsischer  Stühle  müssen  wir 
die  comitatus  des  Andreanums  ansehen,  die  sich  wohl  mit  einzelnen 
Siedlergruppen  gedeckt  haben.  Auf  Szeklerboden  mag  die  Besiedlung  —  für 
uns  allerdings  nicht  nachweisbar  —  die  wesentlichsten  Ursachen  zur 
Stuhlsbildiing  geboten  haben,  wobei  geographische  Verhältnisse  auch  mit- 
bestimmend gewesen  sind.  Die  Ähnlichkeit  der  Stuhlsorganisation  auf 
beiden  Gebieten  legt  uns  den  Gedanken  einer  innem  Beziehung  ihrer 
Entstehung  nahe,  ist  aber  nicht  auf  eine  gegenseitige  Beeinflussung  zurück- 
zuführen, sondern  als  das  Ergebnis  einer  parallelen  Entwicklung  zu 
betrachten,  was  vor  allem  durch  die  Unterschiede  im  einzelnen  erwiesen  wird. 
Hier  und  dort  stehen  den  Königsbeamten  Volksbeamte  zur  Seite  ;  während 
jedoch  im  Szeklerlande  infolgedessen,  dass  an  der  Spitze  des  ganzen  Gebietes 
von  Anbeginn  ein  Königsbeamter,  der  Comes  Siculorum,  steht,  erst  gegen 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  ein  ständiger  Vertreter  der  königlichen  Gewalt 
im  Stuhle  auftritt,  geht  das  Amt  des  Königsrichters  in  den  Stühlen  des 
Königsbodens  bis  in  die  Zeit  der  Selbständigkeit  der  comitatus  zurück 
und  bleibt  —  durch  das  Andreanum  dem  Comes  des  ganzen  Gaues  unter- 
ordnet —  auch  weiterhin  bestehen,  bis  das  Privilegium  des  Königs  Matthias 
ihm  den  Charakter  eines  königlichen  Amtes  nimmt  und  den  Königsrichter 
ganz  zum  Volksbeamten  werden  lässt.  Auf  beiden  Gebieten  bildet  die 
Stuhlsgemeinde  ursprünglich  auch  das  Stuhlsgericht,  doch  tritt  im  Szekler- 
lande bereits  seitdem  15.  Jahrhundert  an  ihre  Stelle  der  Geschworenenkörper. 
Also  trotz  der  Ähnlichkeit  hier  und  dort  mannigfache  Verschiedenheiten. 

»)  Urkundenbucli  II,  p.  564,  Nr.  1170  und  III,  p.  577,  Nr.  1722. 
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Es  sei  hier  zum  Scblusse  noch  darauf  hinj^ewiesen,  dass  ilas  IM'ohh'iii 
der  Dorf^räf'en  —  denn  ein  Problem  ist  diese  Frage  auch  heute  noch 
trotz  inanniirfacher  Lösungsvei-suche  —  meiner  Meinunj^  nach  nur  im  Zu- 
sammenhang mit  der  Frage  der  Stuhlsorganisation  gelöst  werden  kann. 
Über  die  Richtergewalt  der  Dorfgräfen  können  wir  nur  «lann  zu  einer 
klaren  Anschauung  kommen,  wenn  wir  uns  erst  über  die  Kompetenz 
des  Stulilsi:ericiites  klar  geworden  sind.  Erst  wenn  wir  wissen,  wie  weit 
die  richterliche  Gewalt  der  Königsrichter  als  Häupter  der  Stühle  und  des 
Stuhlsgerichtes  gegangen  ist.  können  wir  etwas  genaueres  über  die  richter- 
lichen Funktionen  der  Duifgräfen  sagen.  Dabei  dürfen  wir  beim  Aufhören 
des  sogenannten  Erbrichterwesens  nicht  stehen  bleiben,  sondern  es  muss 
ztimindesten  bis  zum  Ende  des  15.  oder  gar  des  16.  Jahrhunderts  das  ganze 
verfügbare  Urkumlenmaterial  herangezogen  werden,  denn  nur  wenn  wir 
über  die  Kompetenz  der  Dorfrichter  in  dieser  Zeit  etwas  näheres  wissen, 
können  wir  auf  dem  Wege  der  Rückschlüsse  für  die  frühere  Zeit  zu 
sicheren  Resultate^  kommpn.  Ich  verweise  hier  bloss  darauf,  dass  die 
Dorfgräfen  wohl  schwerlich  die  höhere  Gerichtsbarkeit  ausgeübt  haben, 
wenn  einzelnen  Orten,  wie  Agnetheln,  Keisd  etc.  das  Recht  zur  Ausübung 
derselben    erst   durch  königliche  Privilegien  verliehen  wurde. 
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